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1. Einleitung 

„Brüderliche Hilfe für die Ukraine!“ (Übers. OS; GW: Siostrzana pomoc Ukrainie (Siostrzana 
pomoc Ukrainie, 26/04/2022) In Bezug auf ukrainische Flüchtlinge aufgrund des 

Angriffskrieges Russlands seit Februar 2023. 
 

"Die Grenzen schließen, diese wilden Horden, die Europa überfallen, stoppen und abschieben.“ 
(Übers. OS; GW: "Angole" przeciw "ciapatym" 14/10/2015)i In Bezug auf die Menschen der 

Flucht- und Migrationsbewegung im Jahr 2015. 
 

Vor allem ‚erwünscht‘- und ‚unerwünscht‘ sind Kategorisierungen, die Flüchtlinge und 

MigrantInnen bei in Europa geführten Diskussionen über Flucht- und Migrationsbewegungen 

klassifizieren. An den Außengrenzen der Europäischen Union bzw. Europas werden 

Menschenrechte außereuropäischer Flüchtlinge und MigrantInnen verletzt, indem ihnen die 

Chance verwehrt wird, den Status als anerkannte Flüchtlinge und damit das Recht auf Asyl zu 

erlangen. Währenddessen werden innereuropäische Flüchtlinge willkommen geheißen. Warum 

dieser Unterschied?  

Aufgrund historischer Ereignisse und den damit verbundenen geopolitischen Veränderungen 

ist in den 1990er Jahren in der Migrationsforschung ein Wendepunkt festzustellen. Mit dem 

Fall der Berliner Mauer und dem Kollaps der Sowjetunion endeten die bisher bekannten 

Machtdynamiken des Kalten Krieges (vgl. Rass/Wolf 2018, 26). Auf Grund dessen können aus 

globaler Perspektive folgende Entwicklungen festgestellt werden: Demilitarisierung von 

Grenzen, fortschreitende Globalisierung, und die Entstehung regionaler Konflikte. In der 

Migrationsforschung kommt in diesem Zusammenhang erstmal der Begriff des 

Migrationsregimes zum Einsatz, um Migration als komplexen Prozess zu erfassen.  

Die Europäische Union (EU) ist daher auch Akteurin der Migrationsregime ihrer 

Mitgliedsstaaten, nicht zuletzt, weil dadurch ein neues Gefühl eines durch die EU vermittelten 

europäischen Zusammenhalts entsteht. 

Wie vor allem durch die Anerkennung einer gemeinsamen Außengrenze ersichtlich wird, wirkt 

die EU auf die Regulierung von Flucht und Migration durch ihre Mitgliedstaaten ein. Clemens 

Benedikt (2004) erkennt in diesem Zusammenhang einen diskursiven Wandel beim Sprechen 

über Migration von einer „[…] nationalen, zu einer (EU-)europäischen Wir-Gruppe“ 

(Benedikt 2004, 67). Kritisch betrachtet ist die EU somit als eine Vereinigung von mehreren 

Staaten zu sehen, für die vor allem die Migration aus Nicht-EU-Staaten (Drittstaaten) ein 

Problem darstellt. Europäische Binnenmigration hingegen ist erwünscht und wird sogar als 

„Mobilität des Humankapitals“ gesehen (vgl. Benedikt 2004, 67f.). Diese Verschiebung der 

auf die EU bezogenen Art und Weise, wie über Migration gesprochen wird, vor allem als 

Bewegungen, bei denen die EU-Außengrenzen überschritten werden, findet nicht nur über 
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„legislatorische Definitionen wie durch den Begriff ‚Drittstaatenangehöriger‘ statt, sondern 

auch im öffentlichen Diskurs“ (ebd., 66). Die Abgrenzung der EU bzw. des europäischen 

Raumes führt zu einem ‚Denken in Klassen‘ und scheint eine Kategorisierung von 

MigrantInnen zu legitimieren. Das führt außerdem dazu, dass im öffentlichen Diskurs 

MigrantInnen und Flüchtlinge1 oftmals nicht unterschieden werden. Das ist auch bei der 

aktuellen, durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine ausgelösten innereuropäischen 

Binnenmigration aus der Ukraine erkennbar, vor allem im Vergleich zur außereuropäischen 

Flucht- und Migrationsbewegung, deren Höhepunkt im Jahr 2015 zu verzeichnen war, als 

Schutzsuchende über die Westbalkanroute und Afrika ihren Weg nach Europa bzw. in die EU 

suchten.  

1.1 Zielsetzung und Methode 
In vorliegender Arbeit wird der öffentliche Diskurs über die Flucht- und 

Migrationsbewegungen der Jahre 2015 und 2022 in Polen vergleichend untersucht. Das Ziel 

hierbei ist es, Gründe für unterschiedliche Reaktionen auf diese Bewegungen aufzuarbeiten. Im 

Jahr 2015, als die meisten Menschen aus Zonen bewaffneter Konflikte im Nahen (Syrien, Irak) 

und Mittleren Osten (Afghanistan) nach Europa flohen, wurden diese geflüchteten Personen in 

öffentlichen Diskursen als bedrohlich und unerwünscht konstruiert, sowohl im polnischen als 

auch im EUropäischen2 Diskurs. Währenddessen wurde die Flucht- und Migrationsbewegung 

aus der benachbarten Ukraine, die im Jahr 2014 mit der russischen Annexion der Halbinsel 

Krim einsetze, von Vornherein als erwünscht aufgefasst. Der 24. Februar 2022 datiert als 

Beginn der russischen Invasion in der Ukraine. Eine Folge davon ist eine Flucht- und 

Migrationsbewegung, bei der vor allem Polen als Nachbarland laut UNHCR (Stand Mai 2022) 

zum Ziel von rund 3,5 Millionen ukrainischen Schutzsuchenden wurde (vgl. UNHCR, 2022). 

Aus diesem Grund soll der Fokus dieser Arbeit auf Polens Migrationsregime liegen, als Beispiel 

eines EU-Mitgliedstaates, wo sich der öffentliche Diskurs über die Flucht- und 

Migrationsbewegungen der Jahre 2015 und 2022 erheblich unterscheidet.  

Aus diesem Interesse heraus ergeben sich folgende Forschungsfragen:  

- FF1: Warum lösen diese beiden Flucht- und Migrationsbewegungen – jene von 2015 
über die Westbalkanroute, im Vergleich zu jener von 2022 aus der Ukraine – im 
öffentlichen Diskurs in Polen unterschiedliche Reaktionen aus? 

 
1 Laut Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) ist ein Flüchtling eine Person die sich […] außerhalb des Landes 
seiner/ihrer Staatszugehörigkeit befindet (oder als Staatenloser außerhalb des Landes seines gewöhnlichen 
Aufenthaltes) und die oder der aus begründeter Furcht vor Verfolgung aufgrund von ‚Rasse‘, Religion, 
Nationalität, politischer Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe Schutz sucht.“ 
(Buckel/Kopp 2022, 33). 
 
2 Die Schreibweise „EUropäische“ verweist auf den Bezug zur Europäischen Union (EU). 
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o FF1.1Wie beeinflusst die Europäische Union diesen Diskurs? 

o FF1.2: Wie werden die beiden Migrationsbewegungen in der polnischen 
Tagespresse, als meinungsbildende Akteurin im Migrationsregime 
dargestellt/interpretiert/eingeschätzt?  

- FF2: Welche Unterschiede lassen sich in der Interpretation der beiden 
Migrationsbewegungen erkennen und wie können diese Unterschiede begründet 
werden? 
 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen muss in erster Linie eine detaillierte Aufarbeitung 

historischer Fakten und Sichtweisen erfolgen, die Einfluss auf Wahrnehmungen und 

Diskussionen um Flucht- und Migrationsthemen in Polen haben. Diese soll einen Einblick 

geben, wie die Ereignisse nach 1990, die mit der globalen Veränderung von Flucht- und 

Migrationsfragen einhergingen, sich auf Polen auswirkten. Weiters muss das Thema des 

(Rechts-)Populismus angesprochen werden, vor allem aufgrund der Befeuerung 

fremdenfeindlicher Debatten durch rechtspopulistische politische Bewegungen. Die Wirkung, 

die die Europäische Union als Akteurin im Migrationsregime Polens auf den Diskurs ausübt, 

soll ebenfalls aufgearbeitet werden. Dazu müssen wichtige Aspekte ihres Grenz- und 

Migrationsregimes dargelegt werden, um die Aushandlung EUropäischer Flucht- und 

Migrationsprozesse aufzuzeigen. 

Der öffentliche Diskurs über dieses Thema soll anhand der von den deutschen 

Sozialwissenschaftlern Benjamin Turowski und Jan Mikfeld (2013) vorgeschlagenen 

Strategieorientierten Diskursanalyse analysiert werden. Diese ist methodisch als 

politikwissenschaftliche Diskursanalyse begründet und erscheint aus diesem Grund als 

besonders geeignet. Der Fokus dieser Vorgangsweise liegt vor allem darin, politische Konflikte 

zu verstehen, um einen besseren Überblick über das politische Spielfeld zu gewinnen. Flucht 

und Migration sind die im europäischen Raum am meisten politisierten Themen politischer 

Auseinandersetzung und werden oftmals für (rechts)populistische Zwecke instrumentalisiert. 

Ein Wachstum (rechts)populistischer Parteien kann in mehreren Teilen Europa festgestellt 

werden. Aus diesem Grund soll diesem Thema in vorliegender Arbeit besondere Beachtung 

entgegengebracht werden. Das zur Rekonstruktion des Diskurses zu untersuchende Sample 

stellt die tagesaktuelle (Print-)Presse als meinungsbildende AkteurIn im Migrationsregime 

Polens dar. Die Erforschung der Art der Darstellung sowie der Interpretation und Einschätzung 

der Flucht- und Migrationsursachen hat zum Ziel, die inhaltliche Bandbreite der Thematik im 

öffentlichen Diskurs zu untersuchen.  

Mithilfe der theoretischen Aufarbeitung im ersten Teil sowie der empirischen Auswertung im 

zweiten Teil soll somit der Diskurs über Flucht- und Migrationsbewegungen in Polen in den 
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Jahren 2015 und 2022 nachgezeichnet werden. Das Interesse hierbei ist es, vor allem die soziale 

Konstruktion einer negativen Einstellung gegenüber außereuropäischen Flüchtlingen und 

MigrantInnen im Gegensatz zu innereuropäischen aufzuzeigen.  

 

1.2 Aufbau der Arbeit 
Der erste Teil der Arbeit umfasst den theoretischen Rahmen der Forschungsarbeit. Dieser Teil 

beinhaltet zwei Kapitel, die als theoretische Untermauerung der methodischen Vorgehensweise 

zu sehen sind. Das zweite Kapitel ist als grundlegende Einführung in den Begriff 

„Migrationsregime“ als analytischen Zugang zu sehen. Weiters, und vor allem in Bezug auf die 

Relevanz für die Internationale Entwicklung, folgt in Kapitel 2.1 eine Betrachtung von Flucht 

und Migration aus globaler Perspektive. Das Mitbedenken einer globalen Perspektive, wie sie 

in diesem Kapitel vorgestellt wird bzw. die inhaltliche Rezeption der Diskurse um Flucht und 

Migration in einem breiteren Kontext wird in der gesamten Forschungsarbeit angestrebt. Das 

Kapitel 2.2 geht detaillierter auf die (Anti-)Migrationspolitik der EU ein; es soll hierbei 

dargestellt werden, inwiefern die Art und Weise der diskursiven Aushandlung von 

Migrationsprozessen zur Formierung des Grenz- und Migrationsregime beiträgt. Die 

Erkenntnisse dieses Kapitel fließen in das darauffolgende Kapitel 2.3 zur Bedeutung der 

Außengrenzen mit ein, mit dem Unterkapitel 2.4.1 wird auf die „Kooperation“ der EU mit der 

Türkei im „Schutz ihrer Außengrenzen“ eingegangen, was als ein Beispiel der Praxis 

EUropäischer Migrationsregulierung/en gesehen werden kann. 

Kapitel 3 stellt den zweiten Teil des theoretischen Rahmens vorliegender Forschungsarbeit dar 

und stellt Polen ins Zentrum. Zu Beginn wird auf Polens Geschichte im Kontext von Flucht und 

Migration eingegangen. Im darauffolgenden Kapitel 3.1 werden rechtspopulistische 

Entwicklungen in Polen dargelegt, die Diskurse um Flucht und Migration maßgeblich 

beeinflussen. Kapitel 3.2 geht abschließend auf die Beziehung von Polen zur Europäischen 

Union ein. 

Den zweiten Teil der Forschungsarbeit bildet die empirische Untersuchung. In diesem Teil wird 

die Methode der Strategieorientierten Diskusanalyse beschrieben und begründet, warum diese 

als Analyseinstrument gewählt wurde. Kapitel 5 umfasst die Darstellung der aus der Analyse 

gewonnenen Ergebnisse, die anfangs getrennt in den zu analysierenden Zeiträumen März bis 

Dezember 2015 und März bis Dezember 2022 dargestellt und schlussendlich in einem eigenen 

Kapitel miteinander verglichen werden. Kapitel 6 beinhaltet die Diskussion der Ergebnisse mit 

dem Anspruch, zu weiterer Forschung und Diskussion auf dem Gebiet anzuregen. 
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1.3 Relevanz für die Internationale Entwicklung und persönliche Verortung 
Flucht und Migration, vor allem in Kontext von Globalisierung und fortstreitender Klimakrise 

sind relevante Thematiken für die Internationale Entwicklung als Disziplin. Vorliegende 

Forschungsarbeit möchte in diesem Kontext einen Beitrag dazu leisten, den problematischen 

Umgang mit Flucht und Migration in Europa aufzuzeigen. Das Forschungsvorhaben intendiert, 

Aufmerksamkeit dafür zu erwecken, dass die EU von einer widersprüchlichen Grenz- und 

Migrationspolitik gekennzeichnet ist, die vor allem auf Kosten von Flüchtlingen und 

MigrantInnen ausgetragen wird. Sowohl die Konstruktion des Außen in der Wahrnehmung der 

Europäischen Union auf der Metaebene, also auch die Ideologie von ‚Fremdheit als Problem“ 

auf (nationalstaatlicher) Mikroebene sind problematische Entwicklungen, die zu einem 

ungleichen Umgang mit inner- und außereuropäischen Flucht- und Migrationsbewegungen 

führen. Zudem soll im Kontext dieser Forschungsarbeit auch das Problem der 

Komplexitätsreduktion beim Sprechen über Flucht und Migration angesprochen werden, was 

zur Vermischung von Flucht und Migration in der öffentlichen Kommunikation führt. Dadurch 

werden Fluchtursachen oftmals auf ökonomischen Instabilitäten in den Herkunftsländern 

reduziert und Fluchtbewegungen, die keinen direkten Zusammenhang mit bewaffneten 

Konflikten oder politischer Verfolgung aufweisen, finden oft keinen Eingang in offizielle 

Statistiken. Das führt dazu, dass sie im globalen Flüchtlingsregime einfach ausgeklammert 

werden (vgl. Buckell/Kopp 2022, 33). Der Globale Westen weist zudem, und auch dieser Punkt 

ist von besonderer Bedeutung für die Internationale Entwicklung, jegliche Schuld der 

Verursachung der ökonomischen oder auch ökologischen Fluchtgründe im Globalen Süden von 

sich. Diese sind allerdings sehr wohl auch auf die vom Globalen Norden ausgeübte strukturelle 

Gewalt zurückzuführen. Eine genauere Identifikation der Fluchtursachen aus globaler 

Perspektive stellt nicht den Hauptfokus vorliegender Forschungsarbeit dar, da dies ihr Rahmen 

nicht zulässt. Allerdings ist das Einbeziehen dieser Folgen im Kontext von Flucht und 

Migration von großer Relevanz, sowohl für die Internationale Entwicklung als auch für ein 

differenziertes Verständnis der Gründe für die unterschiedlichen Darstellungen und 

Diskursivierungen von Flucht- und Migrationsbewegungen in den Medien. Schlussendlich 

sollen die Erkenntnisse aus vorliegender Forschungsarbeit auch zur Anregung einer 

weiterführenden Diskussion dienen. Mit einer vergleichenden Analyse der Darstellung von 

Flüchtlingen und MigrantInnen unterschiedlicher Herkunftsländer in Polen soll zudem ein 

Beitrag zur Identifikation einer wachsenden Herausforderung durch rechtspopulistische 

Regierungsparteien in Europa mit Fokus auf Osteuropa geleistet werden. In diesem 
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Zusammenhang wird auch die Macht politischer Rhetorik in der Formierung öffentlicher 

Diskurse analysiert. 

Aufgrund der persönlichen Verortung der Verfasserin als Forschende der Studienrichtung 

Internationale Entwicklung ist ein transdisziplinärer Zugang forschungsleitend. Dieser wird 

abgedeckt durch das Einbeziehen von Forschungen unterschiedlicher Disziplinen, sowie jener, 

die aus dem Globalen Norden stammen. Damit sollen möglichst unterschiedliche Zugänge 

abgedeckt und eine differenzierte Betrachtungsweise ermöglicht werden. 
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Teil I: Theoretischer Rahmen 

2. Migrationsregime als analytischer Zugang 

Das Interesse vorliegender Forschungsarbeit ist es, Gründe für unterschiedliche Reaktionen im 

öffentlichen Diskurs auf zwei sich voneinander zeitlich und räumlich unterscheidende Flucht- 

und Migrationsbewegungen nach Polen aufzuarbeiten. Als Mitgliedstaat der Europäische 

Union ist Polen Teil des „Schengenraums“, und die Frage nach dem Einfluss der EU auf die 

gesetzliche Regulierung von und auf den Diskurs über Migration in Polen ist aufzuwerfen. Zur 

Erfassung der Komplexität wird in dieser Arbeit das Konzept des Migrationsregimes 

herangezogen. Vorrangig soll es als analytisches Tool zur Kennzeichnung von in 

Migrationsprozessen relevanten AkteurInnen und deren Beziehung zueinander verwendet 

werden. Im Fall vorliegender Forschungsarbeit sind dies zum einen die Medien als 

meinungsbildende Akteurinnen, zum anderen die Europäische Union bzw. EU-Institutionen als 

supranationale Akteurinnen sowie auch Polen als Nationalstaat. Im Laufe dieses Kapitels wird 

das Konzept dargelegt: Es wird zum einen der Regime-Begriff näher ausgeführt sowie auf 

seinen Entstehungskontext Bezug genommen, und seine Relevanz in Verbindung mit Migration 

geklärt.  

Der Begriff Regime ist als ein Klassiker moderner akademischer Taxonomie zu sehen und 

findet transdisziplinäre Verwendung. Als ein Regime bezeichnet man die „institutionalisierte 

Form des norm- und regelgeleiteten Verhaltens bei der politischen Bearbeitung von Konflikten 

oder Interdependenzproblemen in unterschiedlichen Sachbereichen“ (Wolf 1994, 423). 

Wesentliche Elemente, die die Struktur von Regimen ausmachen sind „Prinzipien, Normen und 

Regeln und Entscheidungsverfahren“ (Müller 2010, 24), die in einer hierarchischen Beziehung 

zueinanderstehen (vgl. Kohler-Koch 1989, 35). Karakayalı und Tsianos sehen die Anwendung 

des Regime-Konzeptes in der Migrationsforschung als besonders geeignet, um zu 

unterstreichen, dass eine Vielzahl von AkteurInnen an der Gestaltung von Migrationsprozessen 

beteiligt ist (vgl. Karakayalı/Tsianos 2005, 49). Das Regime-Konzept wird somit in der 

Migrationsforschung aufgegriffen, um „Verkürzungen und Schwachstellen der Analyse von 

Migrationspolitiken, Regulierungen und -praxen zu überwinden“ (Müller 2010, 24). So eine 

Schwachstelle ist bspw. das Ausklammern von kollektiven und individuellen Praktiken von 

MigrantInnen, oder auch des Einflusses von Medien als meinungsbildende AkteurInnen auf den 

öffentlichen Diskurs um Flucht und Migration.  

MigrantInnen in Polen schließen sich sehr wohl zusammen, beispielweise ist die muslimische 

Gemeinschaft aktiv. Die Gruppe Alejkumki, bestehend aus muslimischen Frauen, organisiert 

Widerstand gegen Islamophobie und wurde aktiv, als der Bau einer Moschee in Warschau 
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Proteste hervorrief. Die Mitglieder treffen sich regelmäßig, um Ideen, Erfahrungen und 

Erkenntnisse auszutauschen, und gehen auf die Straße, um Rosen zu verteilen und Liebe und 

Frieden zu fördern. Einige Mitglieder der muslimischen Gemeinschaft in Polen haben an 

verschiedenen Medien-Debatten teilgenommen und setzen sich für die Diversität in Polen ein, 

werden jedoch kaum gehört. Allerdings sind die Gruppen zu klein und zu wenig einflussreich, 

um die dominante Erzählung über Flüchtlinge, aber auch MigrantInnen im Land 

herauszufordern, die in der Figur von „Terroristen“ verkörpert wird. Diese hochgradig 

rassifizierte Darstellung von MuslimInnen spiegelt frühere Darstellungen von den ‚Anderen‘ 

als Bedrohung für die polnische Nation wider (vgl. Narkowicz 2018, 369). 

Ein Blick auf migrationspolitische Entscheidungen oder auch die Darstellungen von Flucht- 

und Migrationsbewegungen durch die „Regime-Brille“ (Müller 2010: 26) eröffnet einen Blick 

auf die Vielzahl miteinander agierender AkteurInnen. Diese werden von Müller wie folgt 

bestimmt: 

• Nationalstaaten und nationalstaatliche Institutionen (Legislative, Exekutive, Judikative)  

• EU-Institutionen (EU-Parlament, EU-Kommission, EU-Rat der Minister für Justiz und 
Inneres) sowie internationale und intergouvernementale Organisationen (IOM, 
UNHCR, UNO-Flüchtlingshilfe)  

• NGOs auf internationaler, regionaler und nationaler Ebene (Wohlfahrtsverbände, 
Gewerkschaften, Menschenrechtsorganisationen, Kirchen)  

• Forschungseinrichtungen (Think Tanks) 

• Unternehmen  

• Autonome Organisationen und Netzwerke von MigrantInnen und UnterstützerInnen 
(Flüchtlingsselbstorganisationen, antirassistische Gruppierungen)  

• Medien  

• MigrantInnen 

(Müller 2010: 26) 

Boris Nieswand, der sich in seinem Paper mit der Regimeperspektive in der 

Migrationsforschung befasst, reflektiert den Begriff des Migrationsregimes als „[…] jene 

Vernetzungs- und Kooperationsnotwendigkeiten, über organisatorische Grenzen hinweg, die 

durch das Regieren von komplexen sozialen Phänomenen, wie Migration in komplexer 

institutioneller Landschaft entstehen“ (Nieswand 2020, 81). Der Autor stellt eine Flexibilität 

des Begriffs fest und hat somit auch die Möglichkeit, diese auf eine Bandbreite an 

Gegenstandsbezügen anwenden zu können (vgl. ebd.,81). In den 1990er Jahren entwickelt sich 

dieser, wie Frank Wolff und Christoph Rass in einem Beitrag zur Begriffsgeschichte feststellen, 
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zu einen Schlüsselbegriff, um die Theorie und Praxis von internationalen Zusammenhängen zu 

verstehen (Rass/Wolf 2018, 22–25). Auch sie betonen die Wichtigkeit, Migration in den 

Kontext von Regimetheorien zu stellen, um dadurch die Komplexität des Mobilitätsprozesses 

bzw. der Reaktionen darauf besser verstehen zu können. Die Autoren zeigen Phasen auf, die 

der Begriff durchlaufen hat, von der erstmaligen Anwendung Ende der 1960er/Anfang der 

1970er Jahre über einen „Take-off“ um 1975, als der Begriff, wenn auch in moderater Frequenz, 

immer wieder in transdisziplinären Publikationen verwendet wurde (ebd., 22). Das Jahr 1994 

kann schließlich als Höhepunkt seiner Popularität festgemacht werden, welche bis zum Jahr 

2001 angehalten habe. Ab diesem Zeitpunkt beginne die jüngste Phase, in der man von einem 

Stillstand des Wachstums seiner transdisziplinären Popularität sprechen könne (vgl. ebd., 22). 

In der heutigen Migrationsforschung sei der Begriff allerdings nicht wegzudenken. 

Dieser Meinung sind auch Nina Glick Schiller und Noel B. Salazar (2013), die sich in ihrem 

Artikel „Regimes of Mobility Across the Globe“ ebenfalls mit einem Regimes-of-Mobility-

Ansatz befassen, der auf die Bandbreite der AkteurInnen in spezifischen Situationen fokussiert. 

Die Kontrolle über die Mobilitätspotenziale von Menschen, manchmal als „motility“ (Glick 

Schiller/Salazar 2013, 195) bezeichnet, sind zentrale Anliegen der damit verbundenen 

Biopolitik, sowie der Regierungsführung von Nationalstaaten. Die Autorin und der Autor des 

Papers sehen es als wichtigen Beitrag zur Formulierung von sechs Schlüsselideen, die eine 

Richtung für Mobilitätsstudien vorgeben, welche auch hier zusammengefasst werden: 1) Die 

Beziehung von Mobilität und Immobilität, die einander stets gegenseitig definieren, müssen 

beleuchtet werden. 2) Zum Verständnis der relativen und sich stetig wandelnden Beziehung 

von Mobilität und Immobilität müssen diese in Kontext zu Theorien ungleicher, 

weltumspannender Machtbeziehungen verortet werden. 3) Diese ungleichen Verhältnisse 

werden durch soziale, politische, kulturelle, sowie ökonomische Beziehungen der 

Kapitalakkumulation produziert und kommen in spezifischen lokalen Kontexten zum 

Ausdruck. 4) Es brauche mehr als das Sprechen von einer „general category of travelling or 

movement“ (ebd., 196). Die Forschenden plädieren für einen „regimes of mobility approach“, 

der wie bereits weiter oben beschrieben, sämtliche, an der Regulierung von Mobilitätprozessen 

beteiligten AkteurInnen umfasst. Der fünfte Punkt setzt die Diskussion über Kategorien fort, 

um unsere bestehenden Vorstellungen von sozialer Klasse bzw. Schichtung zu hinterfragen. 

Ein Regimes-of-Mobility-Ansatz kann uns dazu herausfordern, unser Verständnis sozialer 

Klasse zu erweitern, indem die Fähigkeit und das Recht zu reisen zu einem Kriterium werden, 

anhand dessen soziale Klasse/n definiert und Klassenprivilegien aufrechterhalten werden. Der 

letzte Punkt (Pkt. 6) betrifft die Geschichte. Die Diskussion über Mobilität und Immobilität 
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spiegelt und prägt unser Verständnis von Zeit sowie Raum (vgl. Glick Schiller/Salazar 2013, 

195f.). 

Das Konzept der Migrationsregime dient dazu, die Forschungsfrage vorliegender Arbeit 

forschungsleitend zu kontextualisieren und ein möglichst differenziertes Verständnis der 

Verflochtenheit der Beziehungen der im Migrationsregime miteinander agierenden 

AkteurInnen zu erzielen. Im Fall vorliegender Forschung umfassen diese AkteurInnen die 

polnischen Medien, die die öffentliche Meinung in Polen mitbestimmen und Polen als 

Nationalstaat, der seine Interessen in Form von politischer Rhetorik im öffentlichen Diskurs 

verankern möchte. Zuletzt die Europäische Union, die durch ihre Raumordnung auch „das 

‚Außen‘ entsprechend ihrer Wahrnehmung“ (Marung 2013, 57) schafft, sowie Prinzipien und 

Regeln vorgibt, wie ihre Mitgliedstaaten mit diesem ‚Außen‘ umzugehen haben. 

Der analytische Ansatz zu Migrationsregimen soll in vorliegender Forschungsarbeit eine 

differenzierte Betrachtungsweise auf AkteurInnen die Flucht- und Migrationsfragen 

aushandeln, ermöglichen, die maßgeblich an der Formierung des öffentlichen Diskurses um 

diese Thematiken beteiligt sind.  

2.1. Betrachtung von Flucht und Migration aus globaler Perspektive 
Das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit ist es, Gründe für die unterschiedlichen Reaktionen auf 

die innereuropäische Binnenmigration aus der Ukraine im Vergleich zur außereuropäischen 

Flucht- und Migrationsbewegung über die Westbalkanroute und Afrika im öffentlichen Diskurs 

in Polen herauszufinden. Spricht man von Grenzüberschreitungen, umfasst dies sowohl 

Flüchtlinge als auch MigrantInnen, die aus anderen Gründen als kriegerischen Konflikten oder 

politischer Verfolgung ihr Heimatland verlassen. Der Umgang mit Migrationsbewegungen, ist 

wie bereits angesprochen, eines der am meisten politisierten Themen in den Zielländern. Als 

besonderes Problem von seiten populistischer Regierungen identifiziert Amrei Meier (2023) 

die Vermischung von Flucht und Migration, die ein Nachvollziehen der Beweggründe für eine 

Migrationsentscheidung und für die Wahl von Migrationsrouten nahezu unmöglich macht (vgl. 

Meier 2023, 235). Das führt zudem auch zu einem Mangel an differenzierter Abbildung der 

Fluchtursachen der Menschen.  

Aus diesem Grund sollen im folgenden Kapitel zunächst die Begriffe „Flucht“ und „Migration“ 

differenziert aus globaler Perspektive betrachtet werden. Die Beweggründe, die Menschen dazu 

veranlassen, ihr Herkunftsland zu verlassen, sind vielfältig und komplex und bedürfen je 

historisch spezifisch einer detaillierteren Analyse als es in vorliegender Masterarbeit möglich 

ist. Dennoch soll an dieser Stelle ein Überblick über die Dimensionen der Flucht- und 



   
 

 16 

Migrationsbewegungen der zu analysierenden Zeiträume, in denen jeweils eine bedeutende 

Emigration verzeichnet wurde, gegeben werden.  

In dem von UNHCR jährlich publizierten „Global Trends“ Report wurde im Jahr 2015 

verzeichnet, dass die Zahl der von Flucht und Vertreibung betroffener Menschen drastisch 

gestiegen war. Gemeint sind damit Flüchtlinge, Binnenvertriebene und Asylsuchende weltweit, 

deren Gesamtzahl 2015 auf 65 Mio. Menschen anstieg. Davon warten zu dem Zeitpunkt der 

Erhebung 3,2 Millionen Menschen auf die Entscheidung über ihren Asylantrag, 21,3 Mio. sind 

Flüchtlinge, und 40,8 Mio. davon gelten als Binnenvertriebene. Die Hälfte aller Flüchtlinge 

weltweit stammen aus nur drei Ländern: 4,9 Mio. aus Syrien, 2,7 Mio. aus Afghanistan, sowie 

1,1 Mio. aus Somalia. Die Fluchtgründe, die Menschen dazu bewegen diese Regionen zu 

verlassen, sind unter andere jahrzehntelang anhaltende Kriege und Bürgerkriege im Nahen und 

Mittleren Osten sowie in Ostafrika. Auf deren Hintergründe soll zu einem späteren Zeitpunkt 

nochmal eingegangen werden.  

Die meisten Flüchtlinge befinden sich in Ländern des Globalen Südens, in Zahlen sind es 86% 

der unter dem Mandat des UNHCR stehenden Flüchtlinge, die in Ländern mit niedrigen oder 

mittleren Einkommen aufgenommen wurden. Die Türkei ist das Land mit der höchsten Anzahl 

an Aufnahmen (2,5Mio.), wobei der Libanon, im Verhältnis zu seiner Bevölkerungszahl, mehr 

Flüchtlinge aufgenommen hat als jedes andere Land. In Relation zu seiner Wirtschaftskraft war 

die Demokratische Republik Kongo der Staat, der weltweit die meisten Flüchtlinge 

aufgenommen hat (471 Flüchtlinge pro Dollar des BIP). Die meisten Asylanträge im Jahr der 

Erhebung wurden in Deutschland gestellt, die zweithöchste Zahl lag in den Vereinigten Staaten, 

in Schweden und Russland war die Zahl der Anträge ebenfalls signifikant hoch (vgl. „UNHCR - 

UNHCR Global Trends 2015“ o. J.). 

Der im Jahr 2023 publizierte „Global Trend“-Report, umfasst die aktuellsten Daten der 

UNHCR zu „forced displacement“ (auf Deutsch „Zwangsumsiedlung“). Im Jahr 2022 werden 

35,3 Millionen Menschen weltweit als Flüchtlinge erfasst, 5,4 Mio. als Asylsuchende und 5,2 

Mio. werden als Personen eingestuft, die aus anderen Gründen internationale Hilfe benötigen. 

52% der Flüchtlinge nach UNHCR Mandat und somit über die Hälfte sämtlicher Flüchtlinge 

stammen aus Syrien (6,8 Mio.), der Ukraine (5,7 Mio), sowie Afghanistan (5,7 Mio.). 38% der 

Flüchtlinge befinden sich in nur fünf Ländern weltweit. Die meisten in der Türkei (3,6.Mio), 

im Iran (3,4 Mio.), in Kolumbien (2,1 Mio.) und in Pakistan (1,7 Mio.). Somit befinden sich 

76% der Flüchtlinge weltweit in Ländern mit niedrigen oder mittleren Einkommen (vgl. 

„GLOBAL TRENDS FORCED DISPLACEMENT IN 2022“ o. J.). 
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Bei einem Vergleich der Flüchtlingsströme 2015 und 2022 kann festgestellt werden, dass nicht 

europäische Länder die größten Lasten im Hinblick auf die Aufnahme von Flüchtlingen tragen, 

sondern Länder mit niedrigen oder mittleren Einkommen im Globalen Süden. 

Der Website des Europäischen Rates ist zu entnehmen, dass 2015 und 2016 die höchste Anzahl 

(gemessen ab 1990) an Asylanträgen in der Europäischen Union zu verzeichnen ist. Zwischen 

2021 und 2022 wurde erneut eine signifikante Anzahl an Anträgen erhoben. Die meisten 

Asylanträge stammen von Menschen aus Syrien, Afghanistan und der Türkei, aber auch aus 

Venezuela. Syrien ist somit schon seit 2013 jenes Land, aus dem die meisten Asylsuchenden in 

der EU stammen. Deutschland gilt im Jahr 2022 immer noch als das Hauptziel Asylsuchender 

in der Europäischen Union. 25 Prozent aller Anträge im Europäischen Raum werden dort 

gestellt, in Frankreich 16 Prozent, in Spanien 12 Prozent, in Österreich 11 Prozent sowie 9 

Prozent in Italien; somit entfallen auf diese Länder fast drei Viertel aller Anträge im 

Europäischen Raum. In Polen wurden im Jahr 2015 12.190 Asylanträge verzeichnet, und im 

Jahr 2022 9.810 Anträge (vgl. „Asylanträge in der EU | Europäisches Parlament“ o. J.). Hier 

wurden die meisten Anträge im Jahr 2022 von Personen aus den Ursprungsländern Belarus, 

Ukraine und Russland gestellt (vgl. „Flüchtlinge in Polen: Zahlen und Entwicklung“ o. J.) Zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt (Stand: Dezember 2022) leben 1,5 Millionen registrierte ukrainische 

Flüchtlinge in Polen (vgl. „Flüchtlinge in Polen: Zahlen und Entwicklung“ o. J.). Insgesamt 

flohen 5,7 Mio. Menschen seit Beginn des Krieges aus der Ukraine (vgl. „GLOBAL TRENDS 

FORCED DISPLACEMENT IN 2022“ o. J.). 

Der Umgang mit ukrainischen Flüchtlingen steht europaweit in deutlichem Gegensatz zu jenem 

mit außereuropäischen. Die Fluchtrouten von UkrainerInnen sind allerdings durch die 

geografische Nähe zu vier Mitgliedstaaten der EU bestimmt; naheliegenderweise flüchten sie 

in ihre Nachbarländer. Die guten Beziehungen zwischen der Europäischen Union und der 

Ukraine ermöglichen es UkrainerInnen seit 2017, sich bis zu 90 Tagen visafrei im 

Schengenraum fortbewegen zu können. Zudem war die ukrainische Diaspora in der EU bereits 

vor der russischen Annexion der Krim 2014 sehr bedeutend (vgl. „KCMD Web Portal“ o. J.). 

In Hinblick auf den Begriff „Migration“ gibt es weder in den Sozialwissenschaften noch auf 

politisch-administrativer Ebene in unterschiedlichen Staaten oder internationalen 

Organisationen einen Konsens darüber, was darunter zu verstehen ist (Müller 2010, 18). In 

Doreen Müllers Buch, in dem sie sich mit „Flucht und Asyl in europäischen 

Migrationsregimen“ (2010) befasst, wird Migration als spezielle Form räumlicher Mobilität 

begriffen (vgl. Müller 2010, 20). Die Autorin unterstreicht, dass nicht von einer einheitlichen 

Definition von Migration gesprochen werden kann, allerdings können verschiedene 
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Dimensionen von Wanderungsprozessen unterschiedenen werden, welche zur Klassifizierung 

von Migrationsprozessen herangezogen werden können (ebd., 18). Eine Gemeinsamkeit 

verschiedener Lesarten des Begriffes Migration ist, dass sie vor allem auf das Phänomen der 

Mobilität von Menschen von dem Ort ihrer Herkunft zu einem anderen Ort und den damit 

verbundenen Regeln und Richtlinien ausgehen. Das Flüchtlingshochkommissariat der 

Vereinten Nationen (UNHCR, UN Refugee Agency) definiert MigrantInnen als Menschen, die 

zwar aus nachvollziehbaren Gründen ihre Heimat verlassen, aber aus eigenem Antrieb nach 

Möglichkeiten suchen, ihre Lebenssituation zu verbessern. Im Gegensatz zu Flüchtlingen 

können sie ohne Gefahr für Leib und Leben in ihre Heimat zurückkehren (UNHCR. The UN 

Refugee Agency 2022). Ein Flüchtling ist wie in Artikel 1 der Genfer Flüchtlingskonvention 

definiert eine „[…]Person, die sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit 

sie besitzt oder in dem sie ihren ständigen Wohnsitz hat, und die wegen ihrer Rasse, Religion, 

Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 

Überzeugung eine wohlbegründete Furcht vor Verfolgung hat und den Schutz dieses Landes 

nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht vor Verfolgung nicht dorthin 

zurückkehren kann“ (UNHCR/The UN Refugee Agency 2022). 

Flucht und Migration aus globaler Perspektive zu betrachten, ist essenziell für ein 

differenziertes Verständnis von Fluchtursachen. Die Faktoren und Gründe, die Menschen dazu 

bewegen, ihr Heimatsland zu verlassen, werden in öffentlichen Debatten über diese Thematik 

oft auf ökonomische Probleme und politische Instabilität in den Herkunftsländern reduziert. 

Fluchtbewegungen, die keinen direkten Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten oder 

politischer Verfolgung aufweisen, finden keinen Eingang in offizielle Statistiken des UNHCR, 

sie werden auch im globalen Flüchtlingsregime nicht abgebildet (vgl. Buckel 2012, 33).  

Die Klimakrise muss mittlerweile ebenfalls zu den Fluchtgründen gezählt werden, obwohl dies 

noch nicht gesetzlich verankert ist (vgl. „Projekt: ‚Europäische Politik und Fluchtursachen‘“ 

2023). In der Migrationsforschung wird im Allgemeinen betont, dass eine Grenze zwischen 

freiwilliger und unfreiwilliger Migration kaum zu ziehen sei. Diese Unterscheidung macht 

langfristige strukturelle Gewalt unsichtbar und lenkt die Aufmerksamkeit auf Aufsehen 

erregenden Schlagzeilen im Fall von Naturkatastrophen (vgl. McKeon 2018, 2). Fluchtgründe 

können bestenfalls entlang einer Achse von ‚Mehr bzw. weniger‘-Optionen und  

-Wahlmöglichkeiten erfasst werden (vgl. Schwenken 2018, 43). Albert Kraler (2018) schlägt 

in seinem Beitrag zu „Migration und Migrationspolitik aus globaler Perspektive“ vor, die 

Zuspitzung von erzwungener und freiwilliger Mobilität auf „Migration“ zu hinterfragen. 
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Er sieht den Begriff “Migration“ als stark politisiert und problematisch, da in der politischen 

Debatte „MigrantInnen“ – die Flüchtlinge inkludieren – im Rahmen von Kategorien 

beschrieben werden, die sie bspw. generell als „irregulär“ oder „illegal“ charakterisieren. So 

sieht er den Begriff Migration / MigrantIn keineswegs als neutral (vgl. Kraler 2018, 412). 

Dieser Meinung sind auch Sonja Buckel und Judith Kopp. Sie merken eine Verwobenheit und 

Komplexität von Fluchtgründen und -ursachen an, die auf die begrenzte empirische 

Aussagekraft von bestehenden Kategorien wie MigrantIn, ZwangsmigrantIn, Flüchtling etc. 

hindeuten (vgl. Buckel/Kopp 2022, 32f.). Die Autorinnen schreiben zudem, dass 

Errungenschaften des internationalen Flüchtlingsschutzes auf klar definierten 

Schutzansprüchen beruhen, die es zu verteidigen gilt, jedoch müssen solche Rechtskategorien 

als Ausdruck von symbolischer Macht verstanden werden (vgl. ebd., 35).  

An dieser Stelle kann bei Nira Yuval Davis Konzept der Zugehörigkeit (Belonging) im 

Zusammenhang mit der Politik von Einwanderung und Staatsbürgerschaft angesetzt werden. 

Eines ihrer Hauptargumente lautet, dass Zugehörigkeit oft als natürlicher oder gegebener 

Aspekt der sozialen Identität dargestellt wird. Hierbei benennt sie eine emotionale Seite, die sie 

als „feeling at home“ (Yuval-Davis 2006, 197) bezeichnet. Auf der anderen Seite thematisiert 

sie Zugehörigkeit als eine umstrittene konstruierte Kategorie, die durch Machtbeziehungen und 

soziale Hierarchien geprägt wird und als „Politik der Zugehörigkeit“ verstanden werden kann 

(ebd., 197f.).  

Zugehörigkeit kann ein Akt der Selbstidentifikation oder des Identifizierens durch andere sein. 

In den stabilsten „ursprünglichen“ Formen ist Zugehörigkeit jedoch immer ein dynamischer 

Prozess und keine verdinglichte Fixierung, die nur eine einzige naturalisierte Konstruktion 

einer bestimmten hegemonialen Form von Machtbeziehungen darstellt. (ebd., 199) Sie schlägt 

vor, um das Verständnis des Konzepts der Zugehörigkeit zu vereinfachen, drei Hauptebenen zu 

unterscheiden, durch die Zugehörigkeit konstruiert wird. Die erste Ebene betreffe „social 

locations“ (ebd., 199); bei Yuval-Davis ist damit „soziale Verortung“ gemeint (Gender, Race, 

Class uvm.) also vorgegeben Strukturen, die bestimmte Auswirkungen, vor allem in Hinblick 

auf Machtverhältnisse in der Gesellschaft, haben. Die Autorin beschreibt „social locations“ als 

mehr als nur (intersektionelle) Kategorien des sozialen Standortes. Entscheidend ist, dass es 

sich um Kategorien handelt, die entlang einer Machtachse gesellschaftlicher Hierarchisierung 

(in höher oder niedriger gestellt) „funktionieren“ und dadurch bereits die soziale Unterteilung 

von Menschen legitimieren (vgl. ebd.,199f.). 

Die zweite Ebene, die Yuval-Davis als „[i]dentifications and emotional attachments“ (ebd., 

202) benennt, betrifft subjektive Identitätskonstruktionen und emotionale Bindungen von 
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Individuen an verschiedene Kollektive und Gruppierungen. Gemäß Yuval Davis Verständnis 

können diese als Projektionen einer zukünftigen Entwicklung aufgefasst werden (vgl. ebd., 

202f.). Die dritte und letzte Ebene „ethical and political values“ (ebd., 203) bezieht sich auf 

ethische und politische Wertesysteme, anhand derer Menschen ihre eigene und die 

Zugehörigkeit anderer beurteilen (ebd., 203f.).  

Diese Ebenen sind miteinander verbunden, können aber nicht reduziert werden, was oftmals 

der Fehler politischer Projekte der Zugehörigkeit zu sein scheine (ebd., 199). Zusätzlich wird 

ihr Konzept um die binären Unterscheidungen zwischen ‚uns und ihnen‘ in 

Zuwanderungsprozessen ergänzt und damit auch angemerkt, dass das Ausklammern 

intersektioneller Zugänge zu einer Verstärkung bestehender Ungleichheiten und Hierarchien 

führt. Solche Politiken führen zu einer Spaltung zwischen verschiedenen gesellschaftlichen 

Gruppen und machen die Schaffung inklusiverer Zugänge nahezu unmöglich.  

Im Falle Polens etwa zerstören sie das Potenzial, die lange Zeit als homogen geltende 

Gesellschaft zu verändern (vgl. ebd., 199ff). „Zugehörigkeit“ ist bei Yuval Davis somit eng mit 

Fragen der Inklusion und Exklusion verbunden, insbesondere im Kontext von Einwanderungs- 

und Staatsbürgerschaftspolitiken. Sie vertritt den Standpunkt, dass Exklusionspolitiken vor 

allem auf Unterscheidungen zwischen ‚uns und den Anderen‘ beruhen und bestehende 

Ungleichheiten und Hierarchien verstärken können, indem sie bestimmte Gruppen privilegieren 

oder eben exkludieren. Zugehörigkeit kann auch als Ort des Widerstandes für marginalisierte 

Gruppen gesehen werden, die dominante kulturelle Narrative in Frage stellen möchten. Sie 

argumentiert, dass dieser Prozess der Auseinandersetzung mit und Verhandlung von 

Zugehörigkeit dazu beitragen kann, neue Formen von Zugehörigkeit zu schaffen, die inklusiver 

und demokratischer sind als bisherige Formen (vgl. Yuval-Davis 2006, 200ff). In 

Zusammenhang damit kommt sie auf die von Stuart Hall aufgeworfene Frage des 

Multikulturalismus zurück, in der es darum geht, wie Staaten und Gesellschaften mit 

Multikulturalität umgehen. Im Hinblick auf diese Frage beschäftigt sich Hall damit, wie 

Menschen mit unterschiedlichen kulturellen, religiösen und historischen Hintergründen, die ein 

Zusammenleben in ein- und demselben sozialen Raum anstreben, miteinander leben können, 

ohne dass die weniger mächtige Gruppe von der anderen dominiert wird. Er sieht 

Multikulturalität als unbeabsichtigt durch die Globalisierung produziert und impliziert daher 

auch die Frage nach den zeitgenössischen Politiken der Zugehörigkeit (vgl. Yuval-Davis 2006, 

213). In Yuval-Davis Auseinandersetzungen mit Zugehörigkeit werden wichtige Punkte 

angesprochen, deren Thematisierung als Aufgabe der Europäischen Union zu sehen ist und 

deren politische Bewältigung von den Nationalstaaten zu erwarten wäre. Zwar werden Aspekte 
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daraus in der EU bereits umgesetzt, wie bspw. die Verankerung von Intersektionalität und Anti-

Diskriminierungsmaßnahmen, sie erweisen sich allerdings als unzureichend.  

 

2.2. Die (Anti-)Migrationspolitik der EU 
Als Mitgliedstaat der Europäischen Union ist Polen an gewisse Restriktionen gebunden, gerade 

in Flucht- und Migrationsfragen, die aus globaler Perspektive betrachtet werden müssen. Aus 

diesem Grund soll im Folgenden die Europäische Union als politischer Raum im Fokus stehen. 

Die EU übt aufgrund ihrer Rolle als supranationale Akteurin im Migrationsregime Polens 

Einfluss auf den öffentlichen Diskurs um Flucht und Migration aus. Es soll geklärt werden, wie 

ein politischer Raum geformt wird und inwiefern dies für Flucht- und Migrationsthemen 

relevant ist. Da bei der Regulierung von Flucht und Migration das Grenzregime der 

Europäischen Union eine entscheidende Rolle spielt, wird im darauffolgenden Kapitel 2.3 

ebenfalls der Schengenraum als „Außengrenze“ Europas beschrieben.  

Die Flucht- und Migrationsbewegung von 2015 ist durch eine Vielzahl an Faktoren ausgelöst 

worden, die wie in Kapitel 2.1 bereits angesprochen, aus westlicher Sicht oft sehr vereinfacht 

dargestellt werden. Im Nahen und Mittleren Osten herrschen bereits seit Ende der 1970er Jahre 

Kriege und Bürgerkriege, was die, global gesehen, größte Flucht- und Migrationsbewegung aus 

den Ländern Syrien, Afghanistan oder Irak (global und nach Europa) ausgelöst hat. Als 

ursächlich für diese Situation können sowohl globale als auch regionale Faktoren bestimmt 

werden, die geschichtlich gesehen weit zurückreichen. Agnes Bresslau (2016) benennt die für 

die Region prägenden Konfliktpotenziale in vier Punkten: erstens, die internationale 

Beziehungsstruktur im Zuge des Kalten Krieges, die die Region in eine bipolare Blockstruktur 

teilte. Zweitens, die Erschließung der Ölquellen in den Golfstaaten, die von einer zunehmenden 

energiepolitischen Abhängigkeit der westlichen Industriestaaten begleitet wurde. Drittens, die 

Folgen der Entkolonialisierung, die zur Unabhängigkeit vieler Staaten in der Region nach dem 

Zweiten Weltkrieg führte, und die Entstehung des arabischen Nationalismus als wichtige 

Entwicklung. Und schließlich viertens, die wachsende gesellschaftliche und politische 

Islamisierung in weiten Teilen des Nahen und Mittleren Ostens. Diese unterschiedlichen 

Konfliktstränge vereinten sich in verschiedenen Intensitäten in vier Brennpunkten, die die 

Region Ende der 1970er Jahre zu einer der gefährlichsten Krisenregionen der Welt machten, 

und diese Gefahr besteht bis heute fort (vgl. „Das globale Flüchtlingsregime im Nahen und 

Mittleren Osten in den 1970er und 1980er Jahren | Flucht historisch | bpb.de“ o. J.). 

Im Jahr 2015 kam es, wie bereits angesprochen, zu einem starken Anstieg von Flüchtlingen und 

MigrantInnen, die von der Türkei aus in die EU einzureisen versuchten. Sie wurden von 
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Schleppern unterstützt und nutzten Boote, um die Ägäis zu überqueren und auf griechischen 

Inseln anzulanden. Von dort aus gelangten sie über die sogenannte (West)balkanroute in 

westeuropäische Länder, insbesondere nach Deutschland und Schweden. Zwischen März 2015 

und März 2016 wurden etwa eine Million Ankünfte auf den griechischen Inseln registriert. Es 

wurden 1.163 Todesfälle verzeichnet, wobei die Dunkelziffer deutlich höher ausfallen dürfte. 

Die meisten Flüchtlinge stammten aus Syrien, Afghanistan und dem Irak und kamen in den 

meisten Fällen aus der Türkei oder einem anderen Transitland (vgl. Engler 2018, 78f.).  

Nach Engler wird in Wissenschaft und Politik sehr kontrovers darüber diskutiert, wie der 

ungewöhnlich hohe Zuzug von Flüchtlingen aus der Türkei nach Europa, insbesondere nach 

Deutschland, im Jahr 2015 zu erklären ist (vgl. Engler 2018, 79). In der medialen Diskussion 

wird oft argumentiert, dass die Politik der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel, 

insbesondere ihre Aussage „Wir schaffen das“, den Zuzug tausender Flüchtlinge verursacht 

habe. Eine tiefere Analyse zeigt jedoch, dass die Gründe für den hohen Flüchtlingszustrom 

multikausal sind (vgl. UNHCR 2015). Bewaffnete Konflikte und Kriege zählen zu den 

unmittelbaren Auslösern von Flucht, damit verbunden ist die Perspektivlosigkeit in den eigenen 

Ländern. Faktoren, die eine weitere Flucht nach Europa fördern, sind auch unzureichende 

Schutzprogramme in Erstaufnahmeländern und die Existenz sozialer Netzwerke und einer 

Diaspora (vgl. Engler 2018, 80). Die Situationen für Geflüchtete in „Erstzufluchtsländern“ wie 

der Türkei, dem Libanon und Jordanien ist äußerst prekär; Millionen von syrischen 

Flüchtlingen haben in der Regel keinen Zugang zum Arbeitsmarkt oder 

Ausbildungsmöglichkeiten für ihre Kinder (vgl. UNHCR: „Seven factors behind movement of 

Syrian refugees to Europe 2015“). Engler sieht die Tatsache, dass westliche Industriestaaten 

sich bei der Etablierung legaler Aufnahmeprogramme zu lange zurücknahmen als Grund dafür, 

dass den Menschen keine Wahl blieb, als auf eigenständigen Wegen nach Europa zu reisen 

(vgl. Engler 2015, 6f.). Seine Kritik an der Europäische Union, keine „koordinierte und 

kohärente Antwort“ (Engler 2018, 81) auf die naheliegende humanitäre Krise in der Türkei 

sowie anderen Erstaufnahmestaaten gefunden zu haben, ist berechtigt, da schon seit 

Jahrzehnten zwar darüber diskutiert wird, ein gemeinsames (EU-ropäisches) Vorgehen in Asyl- 

und Migrationsfragen zu finden, jede konkrete Umsetzung aufgrund von Uneinigkeiten der 

Mitgliedstaaten in Kernfragen allerdings ausbleibt. Im April 2016 schlug die Europäische 

Kommission vor, das Gemeinsame Europäische Asylsystem (GEAS) zu reformieren, um eine 

gerechte und nachhaltige Verteilung von AsylbewerberInnen auf die EU-Mitgliedstaaten 

sicherzustellen. Allerdings haben sich die vier Visegrád-Staaten (Polen, Tschechien, Slowakei, 

Ungarn) geweigert, die von der Kommission vorgeschlagene Verteilung von Flüchtlingen zur 
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Entlastung der an vorderster Front stehenden Staaten (insbesondere Griechenland, Italien, 

Malta und Spanien) zu akzeptieren. Unterstützt wurden sie dabei auch von Österreich, und ihre 

Position wurde letztendlich durchgesetzt (vgl. Handler 2021: 95).  

Die Steuerung von Migration ist ein wichtiger Bestandteil von Migrationspolitik auf 

nationalstaatlicher Ebene. Damit verbunden ist auch die Kontrolle der Zirkulation von Waren, 

Ideen und anderen Ressourcen (wie Know-how), die eine zentrale Dimension der staatlichen 

Territorialisierung darstellen (vgl. Marung 2013, 56). Dieser Prozess scheint auch klare 

Kategorisierungen von Menschen zu legitimieren, was in der Realität problematisch ist, da 

Migrationsbewegungen in unterschiedlicher Form „gemischt“ sein können (vgl. Meier 2023, 

235). So wird in der Analyse von Migrationsbewegungen oft zwischen „freiwilliger“ und 

„unfreiwilliger“ Migration unterschieden, die tatsächliche Einordnung von MigrantInnen ist in 

der Praxis oft unmöglich (vgl. Meier 2023, 236). Laut Betts und Collier (2018) ist die 

Immigrationspolitik der EU komplett gescheitert. Das Gemeinsame Europäische Asylsystem 

(GEAS), das einheitliche Standards für Asylverfahren vorsieht, blieb eine Illusion, genauso wie 

die von der Europäischen Kommission unterstützte Verteilung von Flüchtlingen nach Quoten 

in den Ländern. Das Dublin-System und das internationale Asylrecht im Allgemeinen wurden 

nie darauf ausgelegt, einen Massenansturm von Flüchtlingen und MigrantInnen zu bewältigen. 

Daher ist es auch nicht geeignet, eine gerechte Verteilung der Verantwortung für 

AsylbewerberInnen innerhalb der EU zu gewährleisten. Diese Fakten haben dazu geführt, dass 

das Recht (zumindest vorübergehend) ignoriert wird, und illiberale Regime treten an seine 

Stelle. Laut Handler benötigt das Dublin-System dringend eine Reform, die vor allem 

Regelungen zur Zuständigkeit bei Asylverfahren und eine stärkere Harmonisierung der 

Verfahrensregeln beinhaltet (vgl. Handler 2021, 95). 

Im September 2020 wurde von der Europäischen Kommission erneut ein umfangreiches 

Migrations- und Asylpaket präsentiert, wovon allerdings vor allem aufgrund der Uneinigkeiten 

der Mitgliedstaaten in grundlegenden Fragen kaum etwas umgesetzt wurde (vgl. „Die EU 

versucht sich wieder einmal an einer Asylreform derStandard.at ›“ o. J.). Der Website der 

Europäischen Kommission ist zu entnehmen, dass bei dem Paket der Vorschlag bzw. die 

Forderung besteht, das System von Grund auf zu verbessern. Dazu gehört die Prüfung von 

Möglichkeiten zur Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitländern, 

um wirksame Verfahren zu gewährleisten, die die erfolgreiche Integration von Geflüchteten 

und die Rückführung von Personen ohne Aufenthaltsberechtigung garantieren (vgl. „Das neue 

Migrations- und Asylpaket“ 2020). Aufgrund der im Frühling 2024 stattfindenden EU-Wahlen 

stehen die InnenministerInnen der Mitgliedsstaaten unter Druck, Maßnahmen aus dem Pakt 
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durchzusetzen (vgl. „Die EU versucht sich wieder einmal an einer Asylreform - derStandard.at 

› International“ 2023). So wurden beim EU-Gipfel im Juni 2023 einige Initiativen verhandelt, 

wobei offenbleibt, ob diese durchgesetzt werden. Zusammenfassend kann festgesellt werden, 

dass sich die Mitgliedstaaten für die Verschärfung von Grenzregimen aussprechen, die eine 

Auslagerung der Verantwortungen an die Außengrenzen der EU beinhalten. Heinz Handler 

(2021) beschreibt die Einwanderungspolitik der EU als „zwiespältig“ und setzt damit an Engler 

an. Seine Kritik gilt allerdings dem Mangel an „grundlegenden institutionellen 

Voraussetzungen, um die Flüchtlings- und Migrationswelle angemessen zu verarbeiten“ 

(Handler 2021, 98). Damit gemeint ist vor allem das Fehlen brauchbarer etablierter Verfahren, 

um zu erkennen, ob Flüchtlinge nur in der EU angemessen Schutz erhalten können, oder dieser 

Schutz nicht in Staaten näher bei ihrem Herkunftsland gewährt werden könne (vgl. ebd., 98). 

Konkrete Lösungen bleiben bis dato aus. Fakt ist, dass die derzeitige Lage die Situation an den 

Außengrenzen verschärft und die gewalttätigen, menschenrechtswidrigen und -eunwürdigen 

Pushbacks legitimiert, wie es in Polen, Italien, Ungarn oder Griechenland der Fall ist.  

In diesem Kapitel wurde anhand der humanitären Krise von 2015 die (Anti-)Migrationspolitik 

der EU beschrieben. Dieses Kapitel zeigt auf, inwiefern die Steuerung und Verhandlung des 

Migrationsgeschehens auf neokolonialistischen Werten3 aufgebaut ist. Die Kluft zwischen 

globalem Norden und Süden wird dadurch aus globaler Sicht nicht nur verstärkt, sondern auch 

mitproduziert. Es kann festgestellt werden, dass das Migrationsmanagement der EU auf Kosten 

der Erstaufnahmeländer, aber auch der Herkunftsländer flüchtender Personen erfolgt. Im 

darauffolgenden Kapitel soll konkreter auf den Schengenraum, sowie die Bedeutung der 

EUropäischen Außengrenzen eingegangen werden.  

 

2.3 Schengenraum: Zur Bedeutung der EU-Außengrenze 
Steffi Marung (2013) beschäftigt sich in ihrem Buch „Die wandernde Grenze“ damit, wie 

politische Räume geschaffen werden. Die Entstehung des politischen Raumes der Europäischen 

Union kann nach ihrem Verständnis auch als Wunsch mehrerer Nationalstaaten gesehen 

werden, eine gemeinsame Grenz- und Migrationspolitik zur Sicherung der Außengrenzen zu 

etablieren (vgl. Marung 2013, 57).  

Seit der Vollendung des europäischen Binnenmarktes im Dezember 1992 können BürgerInnen 

der Europäischen Union frei zwischen den Mitgliedstaaten reisen. Um dies zu ermöglichen, 

 
3 Neokolonialismus nach Kwame Nkrumah: „Das letzte Stadium des Imperialismus. Der ihm unterworfene Staat 
ist in der Theorie unabhängig und besitzt alle äußeren Zeichen internationaler Souveränität, in Wirklichkeit werden 
sein Wirtschaftssystem und damit auch politischen Möglichkeiten nach außen gesperrt“ (Nkrumah: 2016, 155) 
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wurde im Vorfeld eine Regelung für den Zutritt von Nicht-UnionsbürgerInnen in den EU-Raum 

geschaffen, die mit dem Schengen-Vertrag von 1985 (Schengen I) eingeleitet und 1990 durch 

das Schengen-Durchführungsübereinkommen (Schengen II) weiterentwickelt wurde. Seit März 

1995 wird Schengen II angewendet, was den grenzüberschreitenden Verkehr zwischen den 

teilnehmenden Ländern ohne Grenzkontrollen ermöglicht. Allerdings wurde im Zuge der 

Flüchtlingskrise von 2015 die Reisefreiheit teilweise wieder eingeschränkt. Im Schengener 

Grenzkodex vom April 2016 sind die Bedingungen festgehalten, unter denen Grenzkontrollen 

an den Binnengrenzen wieder eingeführt werden können (vgl. Handler 2021, 95). Für den 

Schutz der Außengrenzen ist die die Grenz- und Küstenwache (Frontex) verantwortlich, die 

allerdings auf die Zusammenarbeit mit den Grenzschutzeinheiten der Mitgliedstaaten 

angewiesen ist. Im Jahr 2016 war es die ursprüngliche Aufgabe von Frontex, die 

Migrationsströme zu überwachen, die dann um den Grenzschutz erweitert wurde und auch die 

Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität einschließt. Diese Aufgabe erfordert eine enge 

Zusammenarbeit mit den betroffenen Mitgliedstaaten, deren Verbesserung laut einer kritischen 

Analyse des Europäischen Rechnungshofs (2021) notwendig wäre und möglicherweise sogar 

eine Neuausrichtung von Frontex erfordern könnte. In einem Bericht einer 

Untersuchungsgruppe an das Europäische Parlament im Jahr 2021 wurde kritisiert, dass es bei 

einigen Frontex-Operationen zu Menschenrechtsverletzungen gekommen sei (vgl. ebd., 99f.). 

Die Etablierung des Schengenraums in den 1990-er Jahren kann als Entstehung einer 

gemeinsamen EU-Außengrenze verstanden werden. Dieses Vertragswerk und die damit 

verbundene Überführung in den „acquis communitaire“ (Gesamtheit des EU-Rechtes) durch 

den Vertrag von Amsterdam 1997 ist für die EU, vor allem für die Europäische Kommission, 

mit der Frage verbunden, wie eine gemeinsame Grenz- und Migrationspolitik zu etablieren ist 

(vgl. ebd., 56). Marung arbeitet zwei Dimensionen heraus, die zur Etablierung einer neuen, den 

Schengenraum umfassenden Raumordnung notwendig sind: Die erste Dimension betrifft die 

Wahrnehmung des Außen, sowie der transnationalen Ströme und deren Herkunftsräume, die sie 

durch ihr europäisches Migrations- und Grenzregime kontrollieren möchte, die zweite, wie die 

Gestaltung und Regulierung dieses Grenz-Außenraums aussehen soll (vgl. Marung 2013, 57). 

Das bedeutet, mit der Konstruktion des EU-Raumes und seiner Grenzen wird erst die 

Wahrnehmung eines „Außen“ geschaffen. Ein politischer Raum weist also eine spezifische 

Struktur auf, Folge und Voraussetzung seiner Erfassung ist Kontrolle.  

Politische Räume und deren Grenzen werden, wie Marung es ausdrückt, durch 

Raumsemantiken erzeugt, um damit Herrschaftsräume zu konstituieren, die sich im Laufe der 

Zeit verselbständigen. Die Autorin merkt an, dass Räume erst erfasst und imaginiert werden 
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müssen, bevor sie beherrscht werden können (vgl. Marung 2013, 57). Auch in Bezug auf 

Gesellschaften gilt laut Marung, dass man diese erst erfassen muss, um sie „penetrieren“ zu 

können. Diese Erfassung meint die Kategorisierung von Menschen gemäß ihrer 

Mobilitätsrechte, erst dadurch kann eine Erhebung und Überwachung von Migration erfolgen. 

Der Ort der Zuweisung sind die Grenzen des nationalen Territoriums (vgl. ebd., 57). Ähnlich 

wie Yuval Davis kommt Steffi Marung zum Schluss, dass das, was bei Yuval-Davis als 

„belonging“ benannt wird, zu einer konstruierten Kategorisierung von Menschen verhilft und 

damit als Instrument dafür dient, die Mobilität von Menschen zu regulieren und zu 

kontrollieren. 

Beim Thema Migration und Flucht besteht seit dem Fall der Sowjetunion 1990 eine starke 

Neigung zur Dramatisierung dieser Thematiken, was bspw. in Begriffen wie „Festung Europa“ 

oder „wall around west“ sichtbar wird (vgl. Marung 2013, 55). Europaweit gab es allerdings 

schon seit einigen Jahren Zweifel, ob die Metapher „Festung Europa“ als „repressiver 

Abschottungsapparat“ (Hess/ Tsianos 2005, 2) die europäische Migrationspolitik angemessen 

beschreibt. Diese Konzeption ist gemäß der Auffassung von Sabine Hess und Vassilis Tsianos 

(2005) zu kurz gegriffen bzw. zu generalisierend. Sie werfen die Frage auf: „Was wäre, wenn 

nicht die Schließung der Grenzen, sondern die relative Durchlässigkeit Funktion des 

Grenzregimes wäre?“ (Hess/Tsianos 2005, 2) Sie führen ihre Überlegungen anhand von vier 

Arbeitshypothesen aus, die im Folgenden kurz angeschnitten werden sollen: 

1) Grenze statt Festung: Die Europäisierung der Migrations- und Grenzpolitiken hat zu 

einer Verschiebung von staatlicher Souveränität geführt und Verantwortung auf 

transnationale Institutionen und Unternehmen übertragen. Das hat vor allem 

Auswirkungen auf MigrantInnen, Asylsuchende, ArbeitsmigrantInnen und Menschen 

ohne legalen Aufenthaltsstatus. Vor allem das Grenzregime ist als soziales 

Kräfteverhältnis zu sehen, das auf Exklusion und Ausbeutung von MigrantInnen basiert.  

2) Grenze als soziales Verhältnis: Dieser Punkt ist in Verbindung mit dem Regime-Begriff 

zu sehen. Eine Grenze ist nicht als etwas statisches zu sehen, sondern von sozialen 

Dynamiken und Kräfteverhältnissen geprägt. Zudem führt die Vorverlagerungspolitik 

der EU vor allem zu einem starken Anstieg von Korruption an den Außengrenzen und 

im Endeffekt werden dadurch Schmugglernetzwerke begünstigt.  

3) Staatlicher Paradigmenwechsel: Der Blick auf die Mauern der „Festung Europa“ 

reproduziert den Mythos der Null-Einwanderung und es scheint, dass das täglich 

stattfindende Flucht- und Migrationsgeschehen, das oftmals auf illegalem Weg 

stattfindet, verschleiert werden soll. 
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4) In der letzten Hypothese geht es um Migration als soziale Mobilität. Hier werden die 

neoliberalen Steuerungsansätze von Migration stark kritisiert, sowie die begrenzte 

Sichtweise der europäischen Linken auf das Thema. Es wird argumentiert, dass 

Migration nicht allein aus Kosten-Nutzen-Überlegungen abgeleitet werden kann und 

dass die meisten MigrantInnen und Flüchtlinge sich nicht in die vom Staat 

vorgegebenen Kategorien einordnen lassen.  

(vgl. Hess/Tsianos 2005, 9-13)  

Im Hinblick auf Institutionalisierung einer „gemeinsamen Außengrenze“ thematisieren Hess 

und Tsianos, was sie in weiterer Folge als „Exterritorialisierung“ (ebd., 4), als die 

Vorverlagerung der Verantwortung, benannt haben. Dafür wird scharfe Kritik an der EU geübt, 

weil damit die Asylverfahren an Erstaufnahmeländer ausgelagert werden. So kommen die 

Menschen de facto nicht zu ihrem laut Genfer Menschenrechtskonvention festgelegten Recht 

auf Asyl. Die europäische Migrationspolitik reicht also weit über ihre Grenzen hinaus. Die 

Ausweitung des Lagerregimes in die neuen Mitgliedstaaten sowie die Etablierung von 

Auffanglagern außerhalb der EU, am besten direkt in den Herkunftsregionen ist ebenso Teil 

dieser Strategie (vgl. ebd., 3f.). Sicherheit und ein erhöhtes Sicherheitsbedürfnis ist auf alle 

Fälle ein stetiger Bestandteil der EUropäischen (Anti-)Migrationspolitik, die auch auf 

militärische Interventionen zurückzugreift, um diesen Schutz zu wahren, wenn es legitim 

scheint. Der Kosovokrieg, der Afghanistanfeldzug oder der Irakkrieg sind Beispiele für solche 

Eingriffe des Globalen Westens (vgl. ebd., 4). Hinzu kommt die neokoloniale Rhetorik und 

Praxis, mit der die EU ihre Anti-Migrationspolitik legitimiert und ihre Dominanz im Globalen 

Süden prolongiert. Die Bindung der Gewährung von Entwicklungsgeldern für 

Erstaufnahmeländer wie den Libanon oder die Türkei an die Erfüllung migrationspolitischer 

Maßnahmen im Sinne der EU, sowie die Bestrafung von „Drittstaaten“ durch den Entzug der 

Gelder deuten darauf hin, wie im darauffolgenden Kapitel ersichtlich wird. Diese geht auch 

damit einher, dass „traditionelle Einwanderungsländer mit Einwanderungsquoten geködert“ 

(ebd., 5) werden, wie das in der Zusammenarbeit mit nordafrikanischen Staaten deklariert wird.  

In diesem Kapitel wurde der Schengenraum, und die Bedeutung der EUropäischen 

Außengrenze, bzw. ihres Grenzregimes beschrieben. Zum räumlichen Verständnis der EU als 

politischen Raumes, wurden in diesem Kapitel Steffi Marungs Überlegungen zur gemeinsamen 

Grenz- und Migrationspolitik der EU dargestellt. Vor allem die von ihr postulierten zwei 

Dimensionen, die einen politischen Raum ausmachen: 1) die Wahrnehmung des Außen, sowie 

der transnationalen Ströme und deren Herkunftsräume, die sie durch ihre europäische 

Migrations- und Grenzregime kontrollieren möchte und 2) wie die Gestaltung und Regulierung 
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dieses Grenz- Außenraums aussieht, eröffnen ein theoriebasiertes Verständnis. Im letzten 

Kapitel soll kurz auf die Beziehung der EU-Türkei beschrieben werden, und damit vor allem 

auch dieser Aushandlungsprozess, den die Europäische Union mit Erstaufnahmeländern 

durchläuft, veranschaulicht werden. 

 

2.3.1 „Schutz der EU-Außengrenze? “Zur Kooperation der EU mit der Türkei  
 
Aufgrund der zeitlichen Eingrenzung der Analyse vorliegender Forschungsarbeit auf den 

Zeitraum von März 2016 bis November 2022 soll an dieser Stelle ausführlicher auf das 

Abkommen zur Steuerung von Flucht und Migration zwischen der Europäischen Union und der 

Türkei beschrieben werden. Zudem stellt es ein gutes Beispiel der neokolonialistisch 

ausgerichtet EU-Anti-Migrationspolitik dar, die im vorherigen Kapitel bereits angesprochen 

wurde. 

Die EU-Türkei-Beziehung verbindet eine lange Migrationsgeschichte und dadurch eine 

besondere gesellschaftliche und politische Beziehung. Wie im Kapitel 2.1 bereits angeführt 

wurde, ist die Türkei jenes Land, das global gesehen die meisten Flüchtlinge aufnimmt. 

Der Syrienkrieg führte zu einer großen Fluchtbewegung über die Türkei, was zu einem im März 

2016 geschlossenen Flüchtlingsabkommen zwischen Türkei und EU führte. Die ‚EU-Türkei-

Erklärung‘, wie sie in politischen Diskussionen bezeichnet wird, hat dazu beigetragen, dass 

weniger Ankommende in Griechenland registriert wurden und auch die Zahl der Todesfälle in 

der Ägäis deutlich zurückging (vgl. Engler 2018, 69). Marcus Engler (2018) betont in seinem 

Beitrag, dass Flüchtlingsschutz vor allem in Zeiten von großen Flüchtlingsbewegungen nur 

durch effektives und koordiniertes Zusammenarbeiten internationaler Staatengemeinschaften 

gewährleistet werden kann. Er stellt zudem fest, dass das Fehlen einer zureichenden 

Kooperation im Flüchtlingsschutz gravierende Folgen für die betroffenen Bevölkerungen hat. 

Häufig handelt es sich um Länder, die aus westlicher Sicht als fragil bezeichnet werden und mit 

den hohen Zahlen an ankommenden Flüchtlingen nur schwer umgehen können. Er merkt an, 

dass in „diesen“ Staaten eine hohe Anzahl an Neuankommenden die Gefahr einer 

Destabilisierung mit sich bringe (vgl. Engler 2018, 70). Englers Darlegungen beinhalten 

vereinfachte Darstellungen der Faktoren, wodurch Menschen gezwungen sind, ihre 

Heimatländer zu verlassen, die wiederum globale Faktoren und die Kluft zwischen globalem 

Norden und Süden auslassen. Seine Ausführungen über die Relevanz der Kooperation zwischen 

EU- und anderen Staaten ist dennoch für ein breiteres Verständnis der Regulation von 

Mobilitätprozessen im Sinne des EUropäischen Anti-Migrationsregimes wichtig. Auf 

struktureller Ebene ist die Folge des Fehlens solcher Kooperationen, dass in der internationalen 
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Aufgabenverteilung immer wieder neue bi- oder multiliterale Abkommen ausgehandelt werden 

müssen. Um ein solches Abkommen handelte es sich auch bei der EU-Türkei- Erklärung (vgl. 

Engler 2018, 72). 

Am 29. November 2015 einigten sich die EU- und Türkei auf einen gemeinsamen Aktionsplan, 

der auf einem EU-Türkei-Gipfel beschlossen wurde. Es wurde darin festgehalten, dass die 

Türkei strengere Kontrollen an ihren See- und Landgrenzen vornehmen werde. Sie stimmte 

außerdem der Umsetzung von Rücknahmeabkommen mit Griechenland und Bulgarien zu. 

Zudem kündigte die Türkei an, ihre Visapolitik verschärfen zu wollen sowie den Kampf gegen 

Menschenschmuggler zu intensivieren, bspw. durch eine bessere Zusammenarbeit mit 

FRONTEX, der Grenzschutzagentur der EU. Zusätzlich beinhaltet der Plan eine Verbesserung 

der Registrierungen von Flüchtlingen, sowie auch die Identifizierung jener, die besonders 

schutzbedürftig sind (vgl. Engler 2018, 81). Die EU versprach im Gegenzug, die Türkei mit 

einem umfangreichen finanziellen Hilfspaket (drei Mrd. Euro) zu unterstützen. Außerdem war 

diese Kooperation auch mit der Wiederaufnahme der Beitrittsverhandlungen der Türkei in die 

EU verbunden sowie mit der Aufhebung der Visa-Pflicht für türkische StaatsbürgerInnen in der 

EU (vgl. ebd., 82). Der Aktionsplan erwies sich bald darauf vor allem für die EU als nicht 

ausreichend. Die Zahl der Ankünfte blieb auf einem hohen Niveau, während der politische 

Druck weiter anstieg. Die Wahlsiege rechtsextremer Parteien in einigen europäischen Ländern 

sind ebenfalls Grund für diese Entwicklungen. Eine Gruppe von Staaten, vorne dabei 

Österreich, sprachen sich für eine Schließung der Westbalkanroute aus. Sie machten 

Griechenland für einen unzureichenden Schutz der EU-Außengrenze verantwortlich und 

drohten damit, das Land durch die Schließung der Grenze zu (Nord-)Mazedonien zu isolieren, 

mit dem Ziel, MigrantInnen von einer Überquerung der Ägäis abzuhalten. (Schließung der 

Westbalkanroute) (vgl. ebd., 82).  

Rechtlich gesehen handelt es sich bei der EU-Türkei-Erklärung um keinen rechtlich bindenden 

Vertrag, sondern um eine politische Erklärung. Das bedeutet, dass weder das EU-Parlament in 

die Entscheidung einbezogen worden ist, noch dass vor dem Europäischen Gerichtshof geklagt 

werden kann. Die Türkei erklärt laut dieser Vereinbarung, alle seit dem 20. März 2016 

eingereisten MigrantInnen zurückzunehmen; im Gegenzug wurde ein 1:1-Mechanismus 

vereinbart, wonach für einen von der Türkei zurückgenommen Syrer ein anderer aufgenommen 

wird (vgl. ebd., 82).  Der politische Druck, der von Europa ausgeübt wurde, führte dazu, dass 

dieser Plan mangelhaft umgesetzt wurde. Engler identifiziert mehrere Folgeprobleme. 

Flüchtlinge und MigrantInnen wurden in den Tagen vor dem 20. März 2015 auf das griechische 

Festland gebracht und dort in zuvor offenen Aufnahmeeinrichtungen, wo sie ehemals als 
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MigrantInnen und Flüchtlinge registriert und versorgt wurden, festgehalten, um ihr 

eigenständiges Weiterziehen zu verhindern. Die Zentren wurden quasi über Nacht in 

geschlossene Lager umgewandelt. Hilfeorganisationen mussten ihre Arbeit vor Ort einstellen 

bzw. reduzieren und reagieren mit scharfer Kritik. Der größte Kritikpunkt ist die Inhaftierung 

von Neuankömmlingen, ihre unzureichende Versorgung, und der Mangel an 

Unterbringungskapazitäten, die mit dem europäischen Recht nicht vereinbar ist (vgl. Engler 

2018, 84). Die Implementierung des Abkommens verlief nicht immer reibungslos, im 

Gegenteil. Die Türkei übte scharfe Kritik an der bürokratischen Handhabung der finanziellen 

Mittel, zudem wurde auch die Nicht-Umsetzung der Visaliberalisierung kritisiert (vgl. ebd., 

88). Die Türkei droht damit, sich von diesem Abkommen zurückzuziehen und bieten 

Flüchtlingen insofern günstige Konditionen, als dass ihre Weiterreise nach Europa unterstützt 

wird (vgl. ebd., 88f.). Alles in allem verschlechterte die Erklärung die Beziehung von Türkei 

und EU, und Beitrittsverhandlungen sind bis auf weiteres eingefroren (vgl. ebd., 89).  

 

In den bisherigen Kapiteln wurde das forschungsleitende Konzept des Migrationsregimes 

vorgestellt und seine Bedeutung als analytisches Tool zur Charakterisierung von in 

Migrationsprozessen relevanten AkteurInnen und deren Beziehung zueinander erklärt. Es 

wurden grundlegende Faktoren zum Verständnis des Grenz- und Migrationsregimes der 

Europäischen Union, sowie ihrer (Anti-)Migrationspolitik beschrieben und deren Ausführung 

anhand der EU-Türkei Erklärung gezeigt. Diese Kapitel sind von großer Bedeutung für ein 

breiteres Verständnis von Flucht- und Migrationsprozessen, sowie deren Aushandlung, aus 

globaler, aber auch EUropäischer Perspektive. 
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3. Polen im Kontext von Flucht und Migration  

Im vorliegenden Kapitel werden unter anderem die Ergebnisse des 

Meinungsforschungsinstituts CBOS (Centrum Badania Opinii Spolecznej) herangezogen, um 

die Veränderung der Einstellungen gegenüber Flüchtlingen und MigrantInnen in Polen und 

erste Begründungen dafür zu veranschaulichen. Der Rahmen dieser Arbeit umfasst die Zeit der 

geopolitischen Veränderungen seit dem Ende des Kalten Krieges, da dies als signifikante Zeit 

für Veränderungen im Migrationsregime in Polen gesehen werden kann. Aus diesem Grund 

liegt der Fokus hier auf der Zeit seit 1990. 

Die Forschenden Marek Troszyński und Magdalena El-Ghamari (2022) merken in ihrem 

Forschungsbericht an, dass sich Diskurse zum Thema Migration in Polen von jenen in anderen 

EU-Ländern unterscheiden. Ein Grund dafür sei, dass Polen ein Land ist, wo die Emigration 

die Immigration überschreitet. Die Gründe für die Immigration nach Polen sind meistens 

ökonomisch. Die größte Gruppe von MigrantInnen, die in Polen einen permanenten 

Aufenthaltstitel haben, sind UkrainerInnen, andere stammen aus Belarus, Russland, Vietnam 

oder Armenien. Erstere gelten Ende 2020 auch als einflussreichste Gruppe von AusländerInnen 

in Polen, was gemessen wird an der Sozialversicherungsnummer (ZUS), und der dadurch 

gegeben Möglichkeit einer Beschäftigung nachzugehen. Eine/r von vier Nicht-PolInnen stammt 

dieser Erhebung zufolge aus der Ukraine. Es gibt erste Anzeichen dafür, dass die Ukraine und 

Polen in Fragen der Arbeitsmigration eine freundschaftliche Beziehung verbindet (vgl. 

Troszyński/El-Ghamari 2022, 2). Generell kann seit Polens Beitritt zur Europäischen Union im 

Jahr 2004 zudem eine Veränderung des Interesses an Polen als Immigrationsland festgestellt 

werden, was allerdings nicht bedeutet, dass es davor keine Immigration nach Polen gab, jedoch 

ist die Zahl im EUropäischen Vergleich sehr gering. Die Auswirkungen, die diese Neuerung 

mit sich bringt, werden 2007 mit dem Beitritt zum Schengenraum und der damit verbundenen 

Abschaffung der Grenzkontrollen sichtbar. In Zusammenhang mit dieser Veränderung lässt 

sich ein Wandel hinsichtlich Polens grenz- und migrationspolitischen Bedeutung im EU-

Kontext, sowie der Attraktivität für MigrantInnen und Flüchtlinge und deren Routen erkennen, 

wobei es in diesem Zeitraum vorrangig um das Interesse von ArbeitsmigrantInnen geht. Das 

Thema Flüchtlinge spielt weder in Politik noch Öffentlichkeit eine allzu große Rolle, was mit 

der geringen Anzahl von Flüchtlingen zu begründen ist (vgl. Müller 2010, 252). Im Gegensatz 

dazu spielt die geografische und kulturelle Nähe zur Ukraine im Kontext der Arbeitsmigration 

eine wesentliche Rolle. Wie man aus der Datenbank des Migration Data Portal der IOM 

entnehmen kann, stammen seit Beginn des Krieges Russlands gegen die Ukraine im Jahr 2014, 

39 Prozent der in Polen anwesenden ArbeitsmigrantInnen aus der Ukraine, 57 Prozent davon 
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hielten sich kürzer als drei Monate in Polen auf (Migration Data Portal, 2023). Małgorzata 

Świder, befasst sich auf Basis von Daten von CBOS, mit dem Bild muslimischer Flüchtlinge 

in der polnischen rechtskonservativen Presse. Sie zeigt in ihrer Analyse auf, dass sich die 

Einstellungen in Bezug auf Flüchtlinge4 in Polen mehrfach geändert haben. Vom Jahr 1992 

steht eine erste Untersuchung des Instituts zu diesem Thema zur Verfügung, die aus der Zeit 

des Zerfalls des kommunistischen Blocks stammt (CBOS, 1992). Damals erwartete eine 

deutliche Mehrheit der Befragten (80%), dass Flüchtlinge, die Krieg und Verfolgung ausgesetzt 

sind, nach Polen kommen würden, insbesondere aus den Ländern der ehemaligen UdSSR, 

Jugoslawien und Rumänien. Seit den 1990er Jahren fanden in verschiedenen Teilen der Welt 

Bürgerkriege statt.  

Über die Hälfte der befragten Bevölkerung in Polen (55%) waren bereit, die erwarteten 

Flüchtlinge für länger oder sogar dauerhaft (3%) aufzunehmen bzw. dafür zu sorgen, dass ihre 

Grundbedürfnisse gedeckt sind. Im Gegensatz dazu waren 34% dafür, dass sie in andere Länder 

geschickt werden sollen, oder in ihr Herkunftsland zurückreisen (vgl. CBOS 1992, 5f.). In den 

folgenden Jahren hat sich diese Aufnahmebereitschaft verringert, bis diese 1996 ihren 

Tiefpunkt erreichte und die Hälfte der befragten Personen forderte, dass Flüchtlinge in ihre 

Herkunftsländer zurückgeschickt werden sollen (CBOS 1997, 2f.). Ab 1997 ist wieder eine 

weniger ablehnende Einstellung zu erkennen und schließlich stabilisiert sich eine positive 

Haltung mit einem sehr hohen Akzeptanzgrad (vgl. Swider 2020, 74f.). Zwischen 2002 und 

Mai 2015 kann aufgrund der Untersuchungen des CBOS erneut eine hohe Akzeptanz zur 

Aufnahme von politisch verfolgten Flüchtlingen festgestellt werden (vgl. ebd..). Im Jahr 2015, 

und besonders in der zweiten Jahreshälfte, ist eine signifikante Veränderung im polnischen 

Mediendiskurs zu vermerken, vor allem beim Sprechen über Flucht und Migration. Dies ist 

darauf zurückzuführen, dass in diesem Jahr durch den Anstieg von Flucht und Migration in 

Europa das Thema Immigration in Polen gekennzeichnet war vom Übergang von einem 

„(…)lack of any immigration-related debates to strong and forceful anti-immigrant rhetoric of 

discrimination or even outright hatred towards migrants and, in particular, asylum seekers 

arriving in Europe“(Krzyżanowski 2018, 76). Hintergrund dafür bildet vor allem die hohe 

Anzahl von Flüchtlingen, die sich 2015 auf den Weg nach Europa machte. Die europaweite 

Thematisierung der Fluchtbewegung und deren Stigmatisierung als „Flüchtlingskrise“ im (EU-

)ropäischen Diskurs generell, kann auch als Grund für diese Veränderung gesehen werden. Seit 

 
4 In ihrer Untersuchung unter dem Titel „Das Bild muslimischen Flüchtlinge in der polnischen rechtskonservativen 
Presse“ befasst sich Małgorzata Świders explizit mit Flüchtlingen, die der religiösen Gemeinschaft des Islams 
angehören. Aus diesem Grund wird in Bezug auf ihre Ausführungen nicht von MigrantInnen gesprochen. In dieser 
Untersuchung soll eine Differenzierung von MigrantInnen und Flüchtlingen Flucht und Migration aus globaler 
Perspektive erfolgen. 
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dem Jahr 2015 und der damit verbundenen Debatte um die Umverteilung von Flüchtlingen in 

Länder der Europäischen Union, kann eine signifikante Veränderung in der Einstellung 

gegenüber Flüchtlingen festgestellt werden. Im Dezember 2015 waren mehr als die Hälfte der 

vom CBOS-Befragten dagegen, dass Polen Flüchtlinge aufnimmt. Mehr als die Hälfte (57%) 

zeigten sich konkret gegenüber AraberInnen, die pauschalisierend als MuslimInnen gesehen 

werden, negativ eingestellt (vgl. CBOS, 2017). Die Gründe dieser Abneigung sind auf vielerlei 

Ursachen zurückzuführen, signifikant scheint, unter anderen, dass Polen eine lange Geschichte 

mit dem Katholizismus verbindet, und dass der Islam in diesem Zusammenhang als Bedrohung 

der religiösen Werte gesehen wird (vgl. Krotofil/Motak 2018: 109f.). Joanna Krotofil und 

Dominka Motak (2018) befassen sich näher mit dem Thema von Polens Nähe zur Katholischen 

Kirche. In ihrer Kritischen Diskursanalyse arbeiten sie die öffentliche Stellungnahme der 

Kirche zu den Ereignissen von 2015 auf. Die Autorinnen betonen die Bedeutung der 

Katholischen Kirche in Polen, vor allem deren Möglichkeiten, sich medial zu re/präsentieren. 

Dadurch kann sie ihre Auffassungen artikulieren und Stellungnahmen verbreiten und spielt 

somit eine bedeutende Rolle in meinungsbildenden Diskursen, insbesondere jenem um Flucht- 

und Migrationsthemen. Ihre Rolle wird geformt durch den sozio-kulturellen, aber auch 

politischen Kontext, in dem sie in Polen agiert. Die lange Geschichte der Dominanz der 

Katholischen Kirche in Polen, sowie auch ideologisch Vorstellungen von der nationalen 

Identität und die historisch begründete Sorge um Polens Platz in Europa beeinflussen den 

kirchlichen Diskurs um die „Flucht- und Migrationskrise von 2015“. Die Autorinnen betonen 

die aktive Partizipation der Katholischen Kirche an der Debatte, deren Ansichten identifizieren 

sie allerdings als sehr unstimmig. Die Analyse zeigt auf, wie dies hinsichtlich Ideologien 

oftmals der Fall ist, dass beim Sprechen über Flüchtlinge und MigrantInnen nur dualistische, in 

dem Fall positive oder negative Haltungen repräsentiert werden, selten gibt es Positionen 

dazwischen. Als Ergebnis der Studie ist festzuhalten, dass durch Repräsentanten5 der 

katholischen Kirche stets ein Augenmerk darauf gelegt wird, in allen in der Öffentlichkeit 

verwendeten Rhetoriken die Wahrung katholischer Werte der Nächstenliebe zu betonen. 

Gleichzeitig wird aber auch die Besorgnis um den Verlust der eigenen Vormachtstellung (durch 

Ablösung durch andere Religionen) vorrangig auf nationalstaatlichem Gebiet, aber auch in ganz 

Europa, verdeutlicht (vgl. Krotofil/Motak 2018, 109–111). Die Soziologin Kasia Narkowicz 

unterstreicht, dass die Katholische Kirche für mehr Unterstützung für Flüchtlinge eintritt, indem 

sie sich für mehr Menschlichkeit ausspricht. Interessant bei ihrer Forschung ist die Erweiterung 

der bisherigen Diskussion um den Aspekt der gespaltenen zivilgesellschaftlichen Einstellungen 

 
5 Die Katholische Kirche wurde auf den untersuchten Medien durch männliche Repräsentanten vertreten. 
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Flüchtlingen gegenüber, wobei auf der einen Seite großzügige Unterstützung geleistet wird, auf 

der anderen Seite eine sehr abwehrende Haltung besteht (vgl. Narkowicz 2018, 367f.). 

Seit Oktober 2015 regiert die rechtspopulistische Partei PiS (Prawo i Sprawiedliwość, in 

deutscher Übersetzung „Recht und Gerechtigkeit“) in Polen. Sie weist große ideologische Nähe 

zur Katholischen Kirche auf, vor allem, wie bereits angeschnitten, beim Thema der nationalen 

Identität und der Sorge um deren Bedrohung durch andere Kulturen (Religionen) und/oder auch 

durch die EU. Die Politiken der Regierungspartei beruhen auf einer gegen Einwanderer und 

Minderheiten gerichteten (rechts)populistischen Rhetorik, deren Verbreitung Auswirkungen 

auf die öffentliche Meinung hat. Der Wahlsieg der Partei im Oktober 2015 hat zudem den 

rechten Nationalisten Legitimität verliehen und ihre Aktivitäten gestärkt, die häufig Angriffe 

auf Minderheiten beinhalten. Die Politiken der PiS-Regierung beinhalten auch massive 

Rückschläge in Bezug auf Frauenrechte. Vor allem die Krise der Rechtsstaatlichkeit, die 

demokratische Institutionen schwächt, ist mit gravierenden Folgen für Frauen und 

Minderheiten wie LGBTIQ-Personen verbunden. Der Schutz ihrer Rechte wird massiv 

beeinträchtigt. Recherchen der Human Rights Watch zeigen auf, dass sich solche 

demokratiefeindlichen Instrumentalisierungen der polnischen Regierung auf die Bevölkerung 

auswirken und Gerichte sowie das Justizsystem gezielt in einer Weise umgewandelt werden, 

die Rechte von Frauen und LGBTIQ-Personen massiv schwächen. Die Einschränkung des 

Abtreibungsgesetzes, das einen massiven Rückschlag für Frauenrechte darstellt, wurde 2015 

aufgrund von massiven Protesten unter anderem von „Strajk Kobiet“ (Frauen-Streik) erstmal 

verhindert, bis es am 22. Oktober 2020 wieder zu einem nahezu vollständigen 

Abtreibungsverbot kam („Polen - Frauenpower als politische Kraft“ 2018).  

LGBTIQ-AktivistInnen* werden ebenfalls in ihren Grundrechten verletzt, indem das Recht auf 

Meinungsäußerung, aktivistische Arbeit und friedlichen Protest im Rahmen von SLAPP-

Klagen („Klagen gegen öffentliche Beteiligung“) („Polen: Untergraben der Rechtsstaatlichkeit 

schadet Frauen und LGBT-Personen | Human Rights Watch“ 2021) massiv untergraben 

werden. Hinter Angriffen auf Minderheiten stehen Gruppen und Individuen, die mit 

rechtsextremen nationalistischen Gruppen wie dem National-Radical Camp (ONR), der 

Nationalbewegung (Ruch Narodowy) oder anti-muslimischen Gruppierungen wie Stop 

Islamisation of Europe (SIOE) zusammenarbeiten. Auch Gruppen wie Europa Przyszłości 

(„Europe of the Future“), die zwar als liberaler als die zuvor genannten eingestuft werden kann, 

können mit Vorfällen in Verbindung gebracht werden, die Islamophobie auch außerhalb 

rechtsextremer Kreise legitimiert. Solche Gruppierungen sind auch öffentlich aktiv. Auch wenn 

die Zielschiebe des Hasses in den Jahren nach der ‚Flüchtlingskrise‘ MuslimInnen sind, 
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positionieren sich DemonstrantInnen nicht selten auch gegen JüdInnen und/oder gegen Roma. 

Auf der anderen Seite findet der Widerstand gegen die zunehmenden rassistischen 

Einstellungen und Gewaltakte in Polen hauptsächlich auf lokaler Ebene statt, wo eine sichtbare 

Reaktion aus der polnischen Zivilgesellschaft auf die Rechtsverschiebung seit der PiS-

Regierung beobachtet wurde (vgl. Narkowicz 2018, 368). 

Narkowicz thematisiert in Zusammenhang mit diesen Gruppierungen die These der Existenz 

einer schwachen Zivilgesellschaft in postkommunistischen Staaten. Diese wurde in den letzten 

Jahren von WissenschaftlerInnen differenziert, die eine Neubewertung der Art und Weise 

fordern, in der postsozialistische Zivilgesellschaften in der vorwiegend westlichen Forschung 

konzipiert wurden. Tatsächlich findet ein Großteil der Mobilisierung für und gegen Flüchtlinge 

außerhalb formeller Institutionen statt. Die Anzahl der Demonstrationen belegt ein hohes Maß 

an Aktivismus sowohl von BefürworterInnen als auch von GegnerInnen. Diese Straßenproteste 

müssen, obwohl sie sich als Reaktion auf die Flüchtlingskrise formiert haben, als Teil eines 

breiteren Phänomens wachsender politischer Spaltungen in der polnischen Gesellschaft, 

insbesondere seit 2015, verstanden werden, die zu Massenmobilisierungen über das gesamte 

politische Spektrum hinweg führen (vgl. Narkowicz 2018, 367f.). Somit ist die Mobilisierung 

zum Teil das Ergebnis einer weit verbreiteten politischen Stimmung, in der die BürgerInnen 

das Gefühl haben, dass die politischen Institutionen sie im Stich lassen. Trotz fehlender 

Unterstützung innerhalb des politischen Mainstreams hat sich der Widerstand zunehmend in 

breiten Allianzen über die polnische Zivilgesellschaft hinweg gebildet. Pro-Flüchtlings-, Anti-

Rassismus-, feministische, linke und LGBTQ-Gruppen haben sich in den letzten Jahren in 

verschiedenen Initiativen zusammengeschlossen und bilden so einen Widerstand gegen das, 

was als Klima des Hasses gegenüber nicht nur ethnischen und religiösen Minderheiten, sondern 

gegenüber allen Formen von Anderssein wahrgenommen wird (vgl. Narkowicz 2018, 368f.). 

„Stop Bzdurom“ (Stoppt den Unsinn) ist bspw. eine derartige Gruppe von AktivistInnen, die 

sich gegen in ihrem Verständnis absurde Eingriffe und Benachteiligungen von LGBTIQ-

Personen auf Social Media-Plattformen aussprechen (bspw. durch die von RechtspopulistInnen 

vertretene Assoziierung von Homosexualität mit Pädophilie) und auf Demonstrationen präsent 

sind. Auch die Organisation „Lambda Warszawa“ setzt sich für Rechte und Mitsprache von 

LGBTIQ-Menschen ein, leistet Aufklärungsarbeit und erstellt Publikationen, die die Situation 

der Gruppe darstellen (vgl. „LGBT in Polen: ‚regierungsfinanzierte Homophobie‘ | MDR.DE“ 

2020 „Projekty realizowane – Lambda Warszawa“: 2023). 

Świder sieht zusammenfassend zwei Probleme als ausschlaggebend für die Veränderungen in 

der Aufnahmebereitschaft von Flüchtlingen in Polen im Jahr 2015. Zum einen kam es durch 
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den Unwillen, ImmigranInnen und Flüchtlinge aufzunehmen und die generelle Abneigung 

MuslimInnen gegenüber dazu, dass im öffentlichen Diskurs die Repräsentanz von ‚Flüchtlingen 

als Problem‘ in diesem Jahr zu dominieren begannen, was auch der zu dieser Zeit im 

Wahlkampf befindlichen PiS-Partei 2015 zum Wahlsieg verholfen hat. Zudem ist zu diesem 

Zeitpunkt eine Veränderung der Einstellung explizit gegenüber Flüchtlingen aus dem Nahen 

Osten und Afrika zu erkennen, also jenen Flüchtlingen, die sich in dieser Zeit vermehrt auf den 

Weg nach Europa machten. Genau diese Flüchtlinge und MigrantInnen sind seit 2015 zum 

Gegenstand öffentlicher Debatten geworden, und zu einem sehr emotionalisierten Thema in 

europaweiten Nachrichten (vgl. Swider 2020, 77). Außerdem hat sich die nationalistische 

politische Stimmung in Polen zunehmend mit Antisemitismus verbunden und zu einer Spaltung 

innerhalb der Zivilgesellschaft geführt (vgl. Narkowicz 2018, 369f.). Der Politologe Gert 

Röhrborn merkt in diesem Kontext an, dass die Nationalkonservativen (gemeint ist vorrangig 

die rechtskonservative Regierungspartei PiS) durch ihre fremdenfeindliche Rhetorik gegenüber 

Flüchtlingen und MigrantInnen von ihren eigenen innenpolitischen und strukturellen 

Problemen ablenken möchte. Er identifiziert hohe Sterblichkeitszahlen in Verbindung mit der 

Covid 19-Pandemie, eine massive Inflation, Konflikte um die nationale Rechtsstaatlichkeit und 

die damit verbundene Auseinandersetzung mit der Europäischen Union als derartige 

innenpolitische Probleme (vgl. Röhrborn 2022, 2–7). Der Einsatz von politischer Rhetorik, 

deren wesentliche Elemente „Polarisieren, Ausgrenzen und Stigmatisieren“ (Vetter 2022, 2) 

sind, ist als Mittel im Kampf um Interessen und Einfluss und somit als ein Kampf um Macht 

zu verstehen, das in Kriegs- und Krisenzeiten besondere Bedeutung erlangt. Mit Schlagworten 

und kurzen Aussagen werden komplexe Inhalte simplifiziert und zu ideologischen Botschaften, 

die durch ständiges Wiederholen in der Öffentlichkeit verankert und Teil des Diskurses werden 

(vgl. Vetter 2022, 2). Auf diese Weise wird das Einsetzen fremdenfeindlicher Rhetorik Teil der 

politischen Strategie der rechtskonservativen Parteien in Polen, aber auch europaweit. Diese 

geht ebenso einher mit einem Anti-EU-Narrativ, das zu einem Konflikt zwischen Polen und der 

Europäischen Union geführt hat. Auf dessen Bedeutung für das Migrationsregime Polens wird 

im Kapitel Polens Beziehung zur Europäischen Union näher eingegangen werden. 

In diesem Kapitel wurde veranschaulicht, dass sich die Haltung gegenüber Flüchtlingen und 

MigrantInnen in Polen seit dem Ende des Kalten Krieges mehrfach gewandelt hat. Der Umgang 

mit Flüchtlingen war, auch durch eine geringe Immigration begründet, lange Zeit nicht auf der 

politischen Agenda. Dem gegenüber wird die Arbeitsmigration, vor allem aus der Ukraine 

begrüßt. Seit der Öffnung der Grenzen mit dem Beitritt zum Schengenraum verändert sich 

Polens Bedeutung als Immigrationsland, und Polen muss sich erstmal mit einem Wandel 
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hinsichtlich seiner grenz- und migrationspolitischen Bedeutung im EU-Kontext 

auseinandersetzen.  

 

3.1 Massenmedien in Polen 
Da das Forschungsfeld der empirischen Analyse zwei tagesaktuelle Print-Medien darstellen, 

soll der Medienmarkt in Polens kurz beschrieben und auf seine hohe Konzentration 

hingewiesen werden. Die SozialwissenschaftlerInnen Marek Troszyński und Magdalena El-

Ghamari (2022) beschreiben den polnischen Medienmarkt in den Worten: „[…] the press 

market is divided into nationalist and conservative news-papers (e.g.Nasz Dziennik,Gazeta 

Polska Codziennie) on oneside, and modernist and pro-European titles (Gazeta Wyborcza, 

Rzeczpospolita) on the other” (Troszyński/El-Ghamari 2022, 2). Sie sprechen damit die 

Spaltung der Medienlandschaft in Polen an, die der in Kapitel 3 beschriebenen „gespaltenen 

Gesellschaft“ entspricht. Wenig überraschend ist in diesem Zusammenhang, dass die 

konservative Presse, die zum Teil eine Nähe zur (rechts)populistischen Regierung aufweist, 

sich an den (rechts)radikalen Teil der Gesellschaft richtet, während die liberale pro-europäische 

Presse am liberaleren Teil der Gesellschaft orientiert ist. Troszyński und El-Ghamari 

beschäftigen sich in ihrer Forschung mit dem Mediendiskurs zum Thema „Migration“ im 

Zeitraum von 2015 bis 2018. Sie untersuchen hierzu eine Boulevard- und eine 

Qualitätszeitschrift. In Bezug auf die auch in vorliegender Arbeit zu analysierende Gazeta 

Wyborcza (GW) kommen sie auf folgenden Schluss:  

„GW maintains that shifting Polish attitudes against refugees after 2015 were caused 
by the prominent anti-immigration policy followed by PiS. GW presents Ukrainian 
migrants and their impact on the Polish economy in a positive light. It seems that GW 
follows the moods of Poles, slightly changing the language of description and much 
more often describing the threats caused by the increasing migration from Africa and 
the Middle East.“ (Troszyński/El-Ghamari 2022, 9) 

Sie beschäftigen sich in ihrer Analyse ebenso mit dem Zusammenhang der Politik der 

(rechts)populistischen PiS-Regierung und ihrer gegen ‚Fremde‘ gerichteten Rhetorik. In 

Verbindung mit ukrainischen Flüchtlingen identifizieren sie die Thematisierung der positiven 

Auswirkungen auf die polnische Wirtschaft. Die Diskussion um außereuropäische Flüchtlinge 

steht meistens in Verbindung mit dem Narrativ „Flucht und Migration als Problem“. Diese 

Rhetorik wird durch (rechts)konservativen AkteurInnen verschärft, und durch die 

regierungsfreundliche Zeitung Gazeta Polska Codzinna massenmedial publiziert. Deren Fokus 

liegt laut Troszyński und El-Ghamari (2022, 9) auf der Thematisierung der negativen Aspekte 

in Bezug auf außereuropäische Migration bzw. deren (angeblich) negative Konsequenzen für 
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Polen. Bei der Migration aus der Ukraine stand die Mobilität aus der Donbass Region im Fokus, 

und Polen wird bereits zu diesem Zeitpunkt als wichtigste Unterstützerin des Landes inszeniert 

(vgl. Troszyński/El-Ghamari 2022, 9). Sie erkennen als Gemeinsamkeit in den untersuchten 

Medien, dass im Forschungs-Zeitraum (2015 bis 2018) die Phrase „illegaler Immigrant“ sehr 

häufig zum Einsatz kam und merken an, dass diese in sehr unterschiedlichen Zusammenhängen 

zur Anwendung gekommen ist. Eine Auffälligkeit in der als rechts zu verortenden Presse ist die 

Häufigkeit des Vorkommens der Phrase „muslimischer Migrant“, welche von den AutorInnen 

als Zeichen für die Wichtigkeit der polnischen Identifikation mit dem Katholizismus und dessen 

Verbindung mit dem Nationalismus gesehen wird (vgl. ebd., 9). In Bezug auf die Polen-

Ukraine-Beziehung ist Troszyński und El-Ghamaris Analyse zu entnehmen, dass  

“Polish media see Ukrainian immigrants and Poles sharing a similar culture. In 2016, 
the Union of Entrepreneurs and Employers published a report on Ukrainian 
immigration to Poland that highlighted the benefits, such as the strong workethic of 
immigrants and the cultural proximity of the two nations. The same report assessed 
outcomes of immigration from Africa and the Middle East for the Polish labour market 
more pessimistically.” (ebd., 9)  

 

Troszyński und El-Ghamaris zeigen auf, dass sich die Berichterstattung der unterschiedlichen 

Medien zwar vor allem in der Art und Weise, wie über das Thema gesprochen wird, stark 

voneinander unterscheidet, dennoch auch Gemeinsamkeiten und Überschneidungen gefunden 

werden können. In vorliegender Arbeit wird im empirischen Teil die Position des 

Qualitätsmediums Gazeta Wyborcza (GW) analysiert, das eine pro-europäische, 

regierungskritische Position vertritt (vgl. Teil 2). 

 

3.2 (Rechts)populismus in Polen 
In vielen Ländern Europas ist zu einem Siegeszug rechtspopulistischer Parteien gekommen. In 

Polen spielt der Sieg der regierenden, als rechtspopulistisch einzuordnenden PiS-Partei eine 

bedeutende Rolle, vor allem im Hinblick auf deren Einfluss auf die Debatte um Flucht- und 

Migrationsbewegungen. Die Themen „Flucht und Migration“ stehen im Vordergrund 

politischer Auseinandersetzungen und öffentlicher Debatten und sind europaweit ein, wie sich 

im folgenden Kapitel zeigen wird, emotional sehr aufgeladenes Thema. Im Sinne des 

Erkenntnisinteresses vorliegender Arbeit, vor allem in Zusammenhang mit der zweiten 

Forschungsfrage, „Welche Unterschiede lassen sich in der Interpretation der beiden 

Migrationsbewegungen erkennen und wie können diese Unterschiede begründet werden?“, ist 

eine Auseinandersetzung mit der politischen Führung Polens, die als (rechts)populistisch 

eingeordnet werden kann, unabdingbar.  
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Zunächst ist „Rechtspopulismus“ als Begriff zu definieren sowie Diskurse und Praxis 

rechtspopulistischer politischer Parteien Polens zu beschreiben. Der Populismusbegriff ist 

negativ konnotiert, und Populismus wird weitgehend als die Demokratie bedrohendes 

Phänomen identifiziert. Über die genaue Definition des Begriffes gibt es bis dato keine 

Einigkeit. Populismus kann je nach Kontext als Ideologie, politisches Stilmittel oder als 

Herrschaftstechnik beschrieben werden (vgl. Wolf 2017, 2). Das Erkenntnisinteresse 

vorliegender Arbeit verlangt eine besondere Betrachtung der letzten zwei Faktoren, dennoch 

soll der Ideologiebegriff an dieser Stelle nicht unerklärt bleiben. Jakob Barion (1974) befasst 

sich in seinem Buch „Was ist Ideologie“ mit dem Begriff, seiner Bedeutung sowie den damit 

einhergehenden Problematiken. Politische Ideologien müssen im Sinne von Jakob Barion 

negativ eingeschätzt werden, wenn sie aus erkenntnistheoretischer Sicht keine Wahrheit 

enthalten, sondern ihre Aussagen auf Illusionen oder Visionen basieren, die eine Tendenz zur 

Verschleierung der Wahrheit beinhalten und darauf ausgerichtet sind, AnhängerInnen durch 

Täuschung und Betrug bewusst irrezuführen (vgl. Barion 1974, 160). 

Populismus im einfachsten Sinne ist ein rhetorisches Mittel, das in westeuropäischen 

Parteisystemen bei fast allen PolitikerInnen zu finden ist. Dieser erfordert ein gewisses 

sprachliches Geschick sowie die Fähigkeit, Inhalte stets an WählerInnen und deren Wünschen 

auszurichten (vgl. Wolf 2017, 8). Dadurch soll eine Nähe der wahlwerbenden PolitikerInnen 

zum Volk signalisiert werden, die sich als Menschen darstellen, die die Ängste und Sorgen der 

Bevölkerung teilen (vgl. Wolf 2017, 8). Bei populistischer Politik geht es also vorrangig darum, 

sich als „Stimme des Volkes“ zu präsentieren, weniger darum, seine eigene, möglicherweise 

unpopuläre Meinung zu äußern, oder ein tatsächlich gar nicht vorhandenes politisches 

Programm zu offenbaren. Die Politikwissenschaftlerin Tanja Wolf (2017) ist in ihrem Buch 

über Theorie und Praxis des Rechtspopulismus um eine (Rechts)populismus-Definition 

bemüht, die verschiedene Verständnisformen berücksichtigt. Rechtspopulismus steht bei ihr in 

direkten Zusammenhang zu Populismus, der, wie bereits erwähnt, kaum mehr als ein 

rhetorisches Mittel ist, dass sich der Komplexitätsreduktionen bedient und mit Vereinfachungen 

sowie dichotomen Darstellungen arbeitet. Wird dieser „Stil“ um die Komponente der 

provokativen Konfrontation von Elite und Volk kombiniert, entsteht populistische Ideologie 

(vgl. Wolf 2017, 7). Anders gesagt, erfolgt eine rhetorische Abgrenzung des „eigenen Volks“, 

der eigenen Nation von „Fremden“, „Anderen“ bzw. „AusländerInnen“, handelt es sich um 

Rechtspopulismus (vgl. Wolf 2016a, 158). 

Wolf identifiziert zudem auch das Freund-Feind-Schema als grundlegendes Handwerkzeug 

der/des PopulistInnen sowie auch die Technik, prinzipiell auf die Fehler und Mängel der 
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politischen Führung oder anderer Oppositionsparteien hinzuweisen. Zudem erwähnt die 

Autorin auch Provokationen und Tabubrüche als klassische Stilmittel populistischer Rhetorik 

(vgl. Wolf 2017, 8f.).Weiters ist ein zentrales Merkmal (rechts)populistischer Rhetorik, wie 

dies auch im empirischen Teil eine Rolle spielen wird, dass diese massiv auf „common-sense 

Argumente“(Wolf 2017, 9) zurückgreift. Diese eignen sich dafür, die mangelnde Rationalität 

und Widersprüche in der Argumentation hinwegzutäuschen. Sie können als Ersatz für 

schlüssige und überprüfbare Argumente gesehen werden, da sie mit emotionalisierten Appellen 

an den „gesunden Menschenverstand“ (Wolf 2017, 9) arbeiten, die teils weder rational noch 

begründet sind. Die Sprache von PopulistInnen ist zudem auch sehr einfach gehalten, oftmals 

wird das gesamte Weltbild auf Extreme reduziert mit dem Ziel, vermeintliche 

Lösungsvorschläge glaubhafter erscheinen zu lassen (vgl. Wolf 2017, 9). Es können im 

Spektrum der populistischen Ideologie große Unterschiede identifiziert werden, jedoch lässt 

sich ein Kern populistischer Logik festmachen, der aus drei zentralen „Botschaften“ besteht: 

1. Die Regierung und die Demokratie sind nicht mehr das, was sie einmal waren. 

2. Die Eliten und „die Anderen“ sind schuld an der aktuellen Misere. 
3. Das Volk muss wieder ernst genommen werden und seinen Willen – am besten durch den 
Populisten vertreten – artikulieren (Albertazzi/McDonnell 2008, 4). 
 
Die deutschen Politikwissenschaftler Isabelle-Christine Panreck und Heinz Ulrich Brinkmann 

halten fest, dass es bei „den Anderen“ vor allem um MigrantInnen und Flüchtlinge geht, die 

vorgeblich gegenüber „Inländerinnen“ „ungerecht privilegiert“ würden (Brinkmann/Panreck 

2019, 2). Darüber hinaus wird den „Anderen“ pauschal vorgeworfen, sich nicht zu integrieren 

bzw. die Integration zu verweigern. Der Vorwurf der Integrationsverweigerung wird in Bezug 

zu terroristischen Anschlägen gesetzt, die Angst auslösen und geeignet sind, die Debatte 

nochmals zu verschärfen (ebd.). Den Eliten wird vorgeworfen, die Bedürfnisse „hier unten“ 

(vgl. ebd., 2) nicht zu kennen und die angebliche Bedrohung durch MigrantInnen, welche auch 

als Konkurrenz, z.B. am Arbeitsmarkt, wahrgenommen werden, nicht ernst zu nehmen. Hier ist 

auch die widersprüchliche Argumentationslinie rechtpopulistischer Parteien zu erkennen. Zum 

einen verweigern dieser Argumentation entsprechend „die Anderen“ die Integration, die sie der 

Mehrheitsgesellschaft „schulden“, zum anderen wird aber klar gemacht, dass die als homogene 

konstruierte Mehrheitsgesellschaft „Fremdkörper“ weder integrieren will noch kann. 

Im Sinne von Tanja Wolfs Definition lässt sich die polnische PiS-Partei eindeutig als 

rechtspopulistische Partei beschreiben. In ihrer Rhetorik wird damit gearbeitet, ‚Schuldige‘ für 

innenpolitische und strukturelle Schwächen zu suchen, die immer außerhalb des eigenen 

Umfelds liegen. Fremdenfeindlichkeit wird als Mittel eingesetzt und auf diese Weise wird 
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impliziert, die ‚Anderen‘ bedrohen die Nation durch ihre „fremde Kultur“. Auf der anderen 

Seite wird ebenso die Anti-EU-Narration als Mittel der Abgrenzung eingesetzt, wenn von 

einem Angriff der EU auf Polens Rechtsstaatlichkeit gesprochen wird. „AusländerInnen“ sind 

im rechtspopulistischen Verständnis nicht nur jegliche Personen mit anderer Nationalität, 

sondern, je nach Land und aktueller Situation, ImmigrantInnen, Asylsuchende, Angehörige 

unterschiedlicher ethnischer Gruppen und Religionen (Islam), MigrantInnen der zweiten oder 

dritten Generation und, darüber hinaus, im eigenen Staat lebende Minderheiten. Es wird 

deutlich gemacht: Das Volk muss sich vor fremden Einflüssen schützen (vgl. Wolf 2017, 14). 

In Westeuropa kann die Zunahme von Rechtspopulismus, vor allem auch rechtspopulistischer 

Parteien, mit gesellschaftlicher Verunsicherung der Unter- und Mittelschichten begründet 

werden. Diese Unsicherheiten lassen sich, neben der Angst vor Fremdheit, aus 

Globalisierungsängsten, dem Gefühl einer ökonomischen Benachteiligung und dem kulturellen 

Auseinanderdriften von „oben“ und „unten“ (Panreck/Brinkmann 2019, 1) herleiten. Daraus 

entsteht auch eine „Neiddebatte“ (ebd., 1), die sich gegen jene richtet, die nicht der Nation 

zugehörig sind. 

Im Rechtspopulismus werden also klare Abgrenzungen geschaffen, und dadurch sowohl Eliten 

als auch AusländerInnen und Randgruppen als soziale Bedrohung präsentiert und für die 

Missstände in der Gesellschaft verantwortlich gemacht, um, so auch in Polen, von einer 

widersprüchlichen, undemokratischen Politik abzulenken (vgl. Wolf 2017, 16). Im Populismus 

äußert sich somit auch politisches Versagen und ein Mangel an politischer Strategie, die durch 

eine spezifische Rhetorik vertuscht wird. Dieser Aspekt wird bei der Analyse vorliegender 

Arbeit nochmals verdeutlicht. 

In einem Journalartikel beschäftigen sich Joanna Fomina und Jacek Kucharczyk (2016) mit den 

politischen und kulturellen Faktoren, die zum Aufstieg von Populismus geführt und zur Krise 

der liberalen Demokratie in Polen beitragen haben. Die AutorInnen sehen die populistische 

Wende in Polen nicht als lokale Angelegenheit, sondern betonen, dass diese Entwicklungen 

Auswirkungen auf die gesamte liberale Demokratie in Europa haben. Sie bezeichnen die 

Regierungspolitik der PiS als anti-liberal und demokratieschwächend. Dazu zählen die sehr 

umstrittene Justizreform sowie die Einschränkung der Medienfreiheit, wodurch generell die 

liberalen Werte des Landes in Frage gestellt wurden. Fomina und Kucharczyk sehen den 

Aufstieg der populistischen Bewegung in Polen nicht nur als Reaktion auf wirtschaftliche 

Missstände, sondern vielmehr als Spiegelbild tiefer liegender kultureller und politischer 

Faktoren. Diese Faktoren stimmen teils mit den im vorherigen Kapitel bereits identifizierten 

ein und werden von Fomina und Kucharczyk wie folgt bestimmt: 1) Nationale Identität; damit 
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gemeint ist die Vorstellung einer homogenen Nation und deren Bedrohung durch kulturellen, 

aber auch demografischen Wandel. Diese Vorstellung wird von populistischen Politikern 

ausgenutzt, um eine Vision nationaler Souveränität zu fördern, die mit Werten der EU 

unvereinbar ist. 2) Die Medienkontrolle, eine Konzentration des Medienbesitzes liegt in den 

Händen der Regierungspartei (PiS) und wird gezielt zur Förderung einer parteipolitischen 

Agenda missbraucht. Das führt dazu, dass die Unabhängigkeit der Presse bedroht wird, und die 

Fähigkeit der BürgerInnen, eine Vielfalt an Informationsquellen zu nutzen, (stark) 

eingeschränkt ist. 3) Der Einfluss der Kirche ist in Polen nicht zu unterschätzen. Die Nähe der 

katholischen Kirche zu konservativen PolitikerInnen führt zu einer Verfestigung traditioneller 

Werte und einer Marginalisierung liberaler Stimmen in öffentlichen Debatten. 4) Als letzter 

Faktor, der zur Krise der liberalen Demokratie in Polen beiträgt, ist der Verfassungsrahmen zu 

nennen. Hierzu zählt vor allem die geschwächte Unabhängigkeit der Justiz, welche es der 

Regierungspartei ermöglicht, Macht zu konsolidieren, sowie demokratische Institutionen zu 

untergraben (vgl. Fomina/Kucharczyk 2016, 58–67). 

Es lässt sich zusammenfassend feststellen, dass Rechtspopulismus sich in erster Linie durch 

seine zweifache dichotome Gegenüberstellung von „Volk“ und Elite auf der einen und von 

„Volk“ und ‚Anderen‘ auf der anderen Seite definieren lässt. Als „Volk“ werden im 

Rechtspopulismus nicht die BürgerInnen eines Staates, sondern die Nation, also jene Personen 

die (vorgeblich) eine gemeinsame Abstammung sowie einen Wertekanon teilen, gesehen. Das 

„Volk“ ist hierbei als homogene Gemeinschaft bestimmt, die eine gemeinsame 

Entstehungsgeschichte hat und eine nationale Kultur teilt. Es folgt aus diesem Verständnis, dass 

alle außerhalb dieser Gemeinschaft, seien sie als Elite oder Andere/Fremde (AusländerInnen, 

MigrantInnen, Minderheiten) benannt, als Bedrohung identifiziert werden. Der Volksbegriff 

dient im Rechtspopulismus als identitätsstiftend, und daraus lassen sich mehrere 

Abgrenzungsachsen begründen, ebenso zentrale Ebenen der rechtspopulistischen Ideologie. 

Dazu gehört eine euroskeptische, wenn nicht eurofeindliche Einstellung, auf die im folgenden 

Kapitel näher eingegangen wird, sowie das Empfinden eines erhöhten Sicherheitsbedürfnisses 

(vgl. Wolf 2017, 14). 

3.3 Polens Beziehung zur Europäischen Union 
Die Rhetorik rechtspopulistischer PolitikerInnen in Polen bedient sich auch einer Anti-EU- 

Narration. Im folgenden Kapitel wird aufgezeigt, warum seit dem Regierungsantritt der PiS 

eine angespannte Lage gegenüber der Europäischen Union herrscht, die seitens Polen eine 

gegen die EU gerichtete Narration begründet. 
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Robert Csehi und Edit Zgut beziehen sich in ihrem Artikel über die Anti-EU-Stimmung in 

Ungarn und Polen auf den ungarischen Politiker und Theoretiker István Bibó, der behauptet, 

dass Ostmitteleuropa als Region seit jeher vom historischen Trauma der Beherrschung durch 

fremde Mächte heimgesucht werde. Er vergleicht Polen und Ungarn, die beide Imperialismus 

ablehnen, und der EU imperialistische Absichten gegenüber ihren Nationalstaaten vorwerfen. 

Die Themen nationaler Souveränität und die Ablehnung von Zentralisierungsversuchen der EU 

spielen in beiden Ländern zwar in den politischen Narrativen eine Rolle, jedoch unterscheiden 

sich die Hauptthemen des euroskeptischen Populismus in Ungarn und Polen im Detail 

voneinander. Laut Csehi und Zgut ist die Krise des Rechtsstaates in Polen, anders als in Ungarn, 

dominanter als die sogenannte Migrationskrise. Eine Gemeinsamkeit beider Staaten besteht 

darin, dass sie innerhalb der EU eigene Modelle verfolgen wollen und Vorgaben der 

Europäischen Union aus ähnlichen Motiven vehement ablehnen (vgl. Csehi/Zgut 2021, 11f.). 

Zudem sehen sie den Zusammenhang der Anti-EU-Narration und Populismus als zu wenig 

theoretisch erforscht, vor allem in Zusammenhang mit der laut ihnen ebenso zu wenig 

analysierten Region Ostmitteleuropa (ECE). In ihrem Artikel wird einerseits aufgezeigt, wie im 

Euroskeptizismus die EU mit „the corrupt elite“ (ebd., 1) gleichgesetzt wird, die im Konflikt 

mit „the pure people“ (ebd., 1) steht. Andererseits besteht, vor allem auch in Polen, das 

Argument, dass die EU gegen die Volkssouveränität handle (vgl. ebd., 1). Hier wird also 

nochmals die den Rechtspopulismus formierende „Die-Anderen-gegen-uns“-Dynamik 

deutlich, die im vorherigen Kapitel thematisiert wurde. 

Klaus von Beyme (2018) stellt fest, dass neoliberale PopulistInnen erst seit 1990 zu 

einflussreichen AkteurInnen in der europäischen Politik geworden sind (vgl. von Beyme 2018, 

69f.). Gründe für den Aufstieg populistischer Partei werden von Mudde, einem 

niederländischen Populismusforscher wie folgt benannt: 

- wichtige Probleme sind von den Eliten nicht adäquat verfolgt worden 

- politische Eliten sind uniform und in den meisten Ländern machtlos 

- die kognitive Mobilisierung hat mehr Bildung erzeugt und die Gebildeten wurden 

kritischer gegenüber Regierungen 

- die Medienstruktur hat sich den unterprivilegierten Gruppen, die sich in populistischen 

Parteien sammeln, stärker geöffnet. Wo die traditionellen Medien sperrig blieben, haben 

Populisten über Twitter Aufmerksamkeit erreicht, wie Geert Wilders und seine 

„Freiheitspartei“ in den Niederlanden. 

(Mudde 2016, 71ff) 
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Es sind populistische Bewegungen wie die AfD (Deutschland), FPÖ (Österreich), oder Silvio 

Berlusconis Forza Italia (Italien), die die massenmediale Öffentlichkeit mit der Art ihrer 

Politikführung beeinflussen. Die gesellschaftliche Verunsicherung im Zuge des Übergangs zu 

Globalisierung, Postfordismus und die Zurückdrängung des Wohlfahrtsstaates erlaubte es, in 

der Unter- und Mittelschicht in Westeuropa eine rechtspopulistische Neiddebatte zu initiieren, 

die sich zunächst gegen „Sozialschmarotzer“, dann vor allem gegen „Fremde“ richtete. Die 

Kombination von Arbeitsmarktsituation oder sozialpolitischen Themen mit Zuwanderungs- 

oder Integrationsthemen führt zu einem starken Zulauf rechtspopulistischer Parteien. Von 

Ulrich Brinkmann und Isabelle-Christine Panreck (2019) wurde herausgearbeitet, dass das 

Vertrauen in Parteien und PolitikerInnen sowie das politische Interesse in Europa seit 

Jahrzehnten abnimmt. Im Rechtspopulismus wird Flucht und Migration als Belastung der 

einheimischen Bevölkerungen wahrgenommen, während Eliten eine Art Sündenbockfunktion 

übernehmen (vgl. Panreck/Brinkmann 2019, 1f.). Eine Gemeinsamkeit europäischer, als 

populistisch zu deklarierender Parteien ist, dass sie sich gegenüber der EU skeptisch zeigen. Es 

kann laut Klaus von Beyme (2018) allerdings eine klare Ausweitung der rechtspopulistischen 

Bewegung in Europa festgestellt werden, die auch als „rechte Internationale“ (Ahr, 2016) 

bezeichnet werden kann. Zu dieser gehören unter anderen die FPÖ in Österreich, aber auch die 

Kaczyńskis mit der PiS-Regierung in Polen (vgl. von Beyme 2018, 70ff). 

Polens Beitritt zur Europäischen Union im Jahr 2004 gilt als ein Ereignis, dass für das Land 

erstmal mit vielen positiven Aspekten verbunden war, vor allem auf ökonomischer Ebene. Der 

Beitritt zur EU steigerte Polens Attraktivität als internationaler Handelspartner und führte zum 

Abschluss zahlreicher Handelsabkommen und zu Investitionen anderer Mitgliedsländer. Für 

Polen erschließt sich dadurch ein größerer Markt, zudem bringt die Unterstützung durch EU-

Fonds positive Auswirkungen für Polens Wirtschaft und Infrastruktur. Polen ist ein EU-

Mitgliedstaat mit einer der höchsten Abwanderungsraten von BürgerInnen vor allem in andere 

EU-Länder. Hinderliche Richtlinien und bürokratischen Hürden wurden mit dem Beitritt enorm 

erleichtert, was zu neuen Möglichkeiten polnischer StaatsbürgerInnen innerhalb der EU beitrug 

(vgl. „Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Polen 2023“oÄ). 

Teil der Union zu werden, bedeutete für Polen anfangs, eine Unterstützung im Sinne einer 

Weiterentwicklung der europäischen Werte vor allem im Hinblick auf die Themen der 

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit sowie der generellen Achtung der Menschenrechte zu 

erlangen. Zudem leisten EU-Programme einen Beitrag zur Förderung von kultureller Vielfalt, 

die sich in Vernetzung, Austausch und erleichterten Reisemöglichkeiten zeigen, was sehr 

positive Aspekte für die eher homogene Gesellschaft in Polens hat (vgl. „Demokratie und 
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Rechtsstaatlichkeit in Polen“ 2023). Der Beginn der Verschlechterung des Verhältnisses von 

Polen und der EU kann mit der Wahl der rechtskonservativen PiS-Regierung im Oktober 2015 

in Verbindung gebracht werden, wobei auch schon in den Jahren davor kritische Stimmen 

gegenüber der EU lauter wurden (vgl. „Polen gegen die EU 2021“oÄ). In der Anti-EU-

Narration wird die Einmischung der EU in innerstaatliche Angelegenheiten als Übergriff 

thematisiert. Die EU-Polen-Beziehung ist vor allem aufgrund der Polen vorgeworfenen 

Verletzung der Rechtsstaatlichkeit und damit verbundenen „Abkehr von europäischen Werten“ 

angespannt und sorgt damit auch international für Aufmerksamkeit. Polens Ablehnung der von 

der EU anvisierten verbindlichen Aufnahmequote von Flüchtlingen und MigrantInnen 

verschärft die Stimmung nochmals (vgl. Vetter 2022, 2f.). Davon verschieden erscheint die 

Einstellung ukrainischen Flüchtlingen und MigrantInnen gegenüber, worauf der mit der 

Massenflucht- und Migration aus der Ukraine seit Februar 2022 einhergehende Diskurs 

hindeutet. Die Rhetorik in Bezug auf ukrainische Geflüchtete impliziert eine 

Selbstverständlichkeit der Bereitstellung von Hilfeleistungen und überrascht mit einer 

Willkommenspolitik. Die Politik der PiS-Regierung ist bereits seit Amtsantritt mit Verstößen 

gegen das EU-Recht verbunden. Zum einen wurde eine umstrittene Justizreform durchgeführt, 

welche die Unabhängigkeit der Gerichte beeinträchtigte, und es der Partei somit erlaubt, 

RichterInnen mit von ihnen ausgewählten (regierungs- und/oder parteinahen) Personen zu 

besetzen. Auf diese Entwicklungen reagiert die EU-Kommission mit der Einleitung eines 

Vertragsverletzungsverfahrens, da diese Reform gegen das EU-Recht verstoße 

(„Rechtsstaatlichkeit: Kommission verklagt Polen wegen Verstößen gegen EU-Recht“ o.Ä.). 

Weiters hat die Regierung im Jahr 2015 die Medienfreiheit eingeschränkt, indem sie die 

Kontrolle über den öffentlichen Rundfunk übernommen hat. Kritische Medien wurden zu 

hohen Geldstrafen verurteilt. Auch hier sah es die EU als ihre Aufgabe an einzugreifen, und auf 

diesen Eingriff in die Meinungsfreiheit hinzuweisen (vgl. Vries 2018, 56f.). Zuletzt ist, wie 

bereits erwähnt, die Frage des Umgangs mit Flucht und Migration ein großer Streitpunkt. 

Aufgrund all dieser Entwicklungen sah sich die Europäische Kommission gezwungen, im 

Dezember 2017 das Artikel-7-Verfahren gegen Polen einzuleiten. Es handelt sich hierbei um 

ein Verfahren, dass bei schwerwiegenden Verstößen von Mitgliedstaaten gegen die 

gemeinsamen europäischen Werte eingesetzt wird.6 Die Kommission machte geltend, dass es 

 
6 Art. 7 des EU-Vertrags sieht zwei Verfahren vor: 1. Ein verfahren bei Feststellung einer schwerwiegenden, 
anhaltenden Verletzung durch einen Mitgliedsstaat. In diesem Verfahren stellt das Europäische Parlament einen 
Antrag an den EU-Rat, wo der Mitgliedsstaat aufgefordert wird, die Verletzung aufzuheben. 2. Sieht Sanktionen 
vor, die zur Suspendierung bestimmter Rechte führen können, bspw. das Stimmrecht im Europäischen Rat („EU 
Rechtsstaatsmechanismus - aktueller Stand 2022 - EuGH: Rechtsstaatsmechanismus ist rechtens - Artikel-7-
Verfahren - Jahresbericht zur Rechtsstaatlichkeit“ 2023) 
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sich bei der Justizreform Polens um eine Verletzung der Unabhängigkeit der Justiz und 

Gewaltenteilung handelt. 2018 hat auch das Europäische Parlament zugestimmt, dass es sich 

um die Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Grundwerte der EU handle. Eine 

tatsächliche Suspendierung des Stimmrechts Polens im Rat fand allerdings bis jetzt noch nicht 

statt, eine Mehrheit der Mitgliedsstaaten müsste sich dafür aussprechen, was bis dato nicht der 

Fall war („EU-Kommission droht Polen mit Stimmrechtsentzug | kurier.at“ 2017). Seit dem 

Beginn des Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine ist Polen, dank der großzügigen 

Aufnahme ukrainischer Flüchtlingen und MigrantInnen, in ein anderes Licht gerückt und der 

Konflikt mit der EU scheint im Moment als entschärft. Im Sinne des Erkenntnisinteresses wird 

in der Analyse vorliegender Arbeit darauf geachtet, die Thematisierung der Beziehung 

zwischen Polen und der Europäischen Union zu analysieren. 
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Teil 2: Empirischer Teil 

4. Methodische Vorgehensweise 

Das Ziel vorliegender Forschungsarbeit ist es, die unterschiedliche öffentliche Wahrnehmung 

der Migrations- und Fluchtbewegungen von 2015 (über die Westbalkanroute und aus Afrika) 

im Vergleich zu jener aus der Ukraine seit Februar 2022 in Polen möglichst breit zu erfassen 

und analytisch aufzuarbeiten. Als für diese Fragestellung geeignete qualitative 

Untersuchungsmethode wurde die Diskursanalyse gewählt, wobei zwei polnische 

Tageszeitungen herangezogen werden. 

4.1 Grundgerüst Strategieorientierte Diskursanalyse 
Zur Durchführung vorliegender Analyse scheint der Entwurf der Strategieorientierten 

Diskursanalyse von Jan Turkowski und Benjamin Mikfeld (2013) als besonders geeignet. Die 

Autoren stellen in ihrem Bericht „Gesellschaftlicher Wandel und politische Diskurse 

Überlegungen für eine strategieorientierte Diskursanalyse“ fest, dass der Begriff ‚Diskurs‘ 

sich bereits seit den 1960er Jahren in den Sozialwissenschaften als zentrale theoretische wie 

auch analytische Kategorie über die allgemeine Erkenntnis durchgesetzt hat. Seither ist 

erkennbar, dass sich die Diskursforschung in verschiedenen Disziplinen auf komplexe Weise 

ausdifferenziert hat und unter diesem Label heute eine große Bandbreite methodischer Ansätze, 

Begriffsverwendungen sowie analytischer Schwerpunkte zusammengefasst werden können 

(vgl. Turkowski/Mikfeld 2013, 20). Im deutschsprachigen Raum hat Siegfried Jäger (2004), 

anknüpfend an die Foucaultsche Diskursanalyse, ein Verfahren entwickelt, mit dem eine 

Analyse von Diskursen sozialwissenschaftlich begründet wird. In den Sozialwissenschaften 

wird am häufigsten auf seine methodische Vorgehensweise zurückgegriffen.  

Turkowski und Mikfeld, haben in ihrem Entwurf einer Strategieorientierten Diskursanalyse in 

der Tiefe der Diskursforschung vier erkenntnisleitende bzw. methodische Ansätze erkannt, die 

sich überschneiden, Bezug aufeinander nehmen können oder sich gegenseitig als Ressource 

nutzen:  

• Erstens: die genealogisch-theoretische Erfassung von Diskursen als machtgestützte 
Sinnordnungen und Bedeutungszuschreibungen.  

• Zweitens: das normative Modell einer Diskursethik herrschaftsfreier 
Kommunikation. 

• Drittens: die inhaltlich-pragmatische Analyse von Diskursen, welche sich wiederum 
in deskriptive, (korpus-linguistische und kritische Diskursanalysen ausdifferenziert. 

• Viertens: der diskurs-institutionalistische Ansatz der Untersuchung 
diskursgenerierender und -determinierender Strukturen 

(Turkowski/Mikfeld 2013, 20) 



   
 

 48 

Für die vorliegende Forschungsarbeit eignet sich der dritte, also inhaltlich-pragmatische Ansatz 

als forschungsleitend. Als deskriptive Diskursanalyse bezeichnen Turkowski und Mikfeld „eine 

linguistische Freilegung der Funktionsweisen öffentlicher Debatten“, sowie „(…) die Analyse 

der Sprache öffentlicher Auseinandersetzungen“(ebd., 23f.). Ein Diskurs kann aber mehr als 

nur ein Textgeflecht bilden, und auch Bilder, Symbole oder auch Statistiken können als 

Bestandteil von Diskursen verstanden werden. Bei vorliegender Arbeit, die sich auf die Analyse 

von Print-Medien konzentriert, wird dies eine geringe Rolle spielen. Das Sample wird durch 

interpretative bzw. hermeneutische Methoden der qualitativen Sozialforschung ausgewertet 

werden (vgl. Turkowski/Mikfeld 2013, 10; Herschinger/Renner 2014, 315; Dunn/Mauer 2014, 

216). 

Bei der strategieorientierte Diskursanalyse von Turkowski und Mikfeld (2013) handelt es sich 

um eine Analyseart, bei der politische Diskurse untersucht werden, also jene die von politischen 

AkteurInnen (Regierungen, Parteien, Verbänden, Gewerkschaften etc.) geführt werden und auf 

eine breite Öffentlichkeit abzielen, „um politische Gestaltungsvorstellungen, Problemlösungen 

und Ideen gegen konkurrierende Vorstellungen, Lösungen und Ideen hegemonial 

durchzusetzen“ (ebd., 40). Sie eignet sich somit besonders für die vorliegende Untersuchung, 

die darauf abzielt, politische Konflikte zu verstehen und in einem breiteren politischen Spielfeld 

zu kontextualisieren. Die Methode ist als Entwurf zu sehen, der den Zweck erfüllt „[…] ein 

methodisch offenes Analyseraster für den politischen Gebrauch zu entwickeln, in das sehr 

verschiedene Forschungsansätze, Erkenntnisinteressen und Konzepte eingefügt werden 

können“ (Turkowski/Mikfeld 2013, 5). 

Diese Offenheit des Konzepts von Turkowski und Mikfeld stellt einen weiteren Grund dar, 

warum diese Methode, die als Erweiterung bestehender diskursanalytischer Ansätze zu sehen 

ist, für vorliegende Forschung so geeignet erscheint. Turkowski und Mikfeld betonen, dass der 

offene Raum kein leerer Raum ist, sie bezeichnen ihn eher als „[…] immer schon 

machtpolitisch und institutionell, ideologisch, symbolisch und wissenschaftlich-kognitiv 

vorstrukturiert“ (ebd., 40). Die theoretische Aufarbeitung der politischen Situation in Polen 

zeigt, wie institutionelle Macht mittels rechtspopulistischer Politik die in der Bevölkerung 

bestehenden Ängste und Vorurteile zum eigenen Vorteil verstärkt. Politische Diskurse 

konkurrieren immer um Hegemonie und lösen niemals nicht-politische Diskurse ab oder 

ersetzen diese, wobei die Autoren betonen, dass die Grenze zwischen politischen und nicht 

politischen Diskursen fließend sei (vgl. ebd., 40). Auch der Diskurs um Flucht- und 

Migrationsregime kann aus verschiedenen Perspektiven betrachtet werden: politisch, 

soziologisch oder auch ökonomisch. In dieser Arbeit soll der Diskurs aus einer weitgehend 
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politischen Perspektive betrachtet werden, mit dem Bewusstsein, keine klaren Grenzen ziehen 

zu können.  

Zudem ergeben sich für diese Art der Diskursanalyse weitergehende Fragestellungen, etwa wie 

im öffentlichen Raum sprachliche und symbolische Praktiken und Ressourcen absichtsvoll oder 

unbewusst eingesetzt werden, wie politische Diskurse politische Subjekte prägen und 

politisches Mobilisierungspotenzial erzeugen und wie Diskurse strategische Kommunikation in 

öffentlichen Arenen formen (vgl. Turkowski/Mikfeld 2013, 41). Diese Methode kombiniert 

Erkenntnisse und Grundbegriffe der Diskursforschung mit politischen Konzepten wie 

konkurrierenden Ideen und Ideologien, Machtstrukturen, sowie Interessens- und 

Akteurskonstellationen. Dabei werden die Begriffe „Diskurswelten“, „Diskursebenen“ und 

„Diskurskontext“ benutzt, um eine Integration der Hegemonie- und Milieuforschung in der 

Forschung zu ermöglichen (vgl. ebd., 41). Der Begriff „Diskurswelt“ meint die Umwelt und 

Rahmenbedingungen im weitesten Sinn, während der Diskurskontext „[…] theoretische 

Auffassungen, Praktiken, Traditionen und Interessen“ (ebd., 40) bestimmt. Sie können mit 

sozialen Milieus verglichen werden. „Diskursebenen“ strukturieren Diskurse in eine zeitliche 

und räumliche Betrachtungsweise, wobei Turkowski und Mikfeld hier zwischen Policy-, 

Paradigmen-, Narrativ und Meta-Diskursen unterscheiden (vgl. ebd., 43-46).  

Welche Inhalte und Fragen in den Diskursen kommuniziert bzw. verhandelt werden, 
auf welche Weise sich Machtstrukturen diskursiv artikulieren, oder wie umkämpft 
oder normalisiert Begriffe, Deutungen, Erkenntnisse oder Werte sind, hängt 
maßgeblich davon ab, auf welcher Ebene die jeweiligen Diskurse geführt werden. 
(Turkowski/Mikfeld 2013, 42)  

Diskurswelten liegen quer zu den Diskursebenen. Bei der Analyse von Diskurswelten handelt 

es sich um einen analytischen Zugang, bei dem sich der Blick nicht auf einen Diskurs richtet, 

sondern auf das Spannungsfeld konkurrierender Weltsichten, die allerdings unterschiedliche 

gesellschaftliche und politische Relevanz haben. Manche Diskurse haben eine breite 

gesellschaftliche Verankerung und sind Ausdruck großer ideologischer Strömungen, andere 

Diskurse artikulieren sich eher in gesellschaftlichen Nischen. Diskurswelten beziehen sich zwar 

auf die gleiche Ökonomie, Politik und Gesellschaft, aber haben eine jeweils selektive Sicht auf 

diese (vgl. ebd., 50). Bei der Durchführung einer Strategieorientierten Diskursanalyse werden 

Fragen aufgeworfen wie: „Welche Akteure agieren mit welchen Interessen? Welche 

unterschiedlichen Interpretationen existieren in den jeweiligen politischen Konflikten? Welche 

Strategien bestehen, um Einzelinteressen als vermeintliche Gemeininteressen zu begründen?“ 

(ebd., 6) In diesem Sinn liegt der Fokus der vorliegenden Arbeit auf der Auswahl der 

meistgelesenen Zeitungen, die die öffentliche Meinung signifikant beeinflussen bzw. 
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mitformen. Es wird somit auch der Frage nachgegangen, wie durch politische Rhetorik 

öffentliche Meinung geformt wird. Es können also auch politische Diskurse festgestellt werden, 

die „[…] Forderungen, Ereignisse und Handlungen im Sinne politischer Weltbilder erklären 

und rechtfertigen, die auf politischen Identitäten und politischer Geschichte gründen, ebenso 

wie sie diese wiederum formen und unentwegt (re-)interpretieren“ (ebd., 40). 

Turkowski und Mikfeld merken an, dass politische Diskurse in eine „übergeordnete 

Wirklichkeit“ (ebd., 40) eingebettet sind, die Beachtung finden muss, wenn diese politischen 

Diskurse einen weitreichenden und verändernden Deutungsanspruch erheben (vgl. ebd., 40f.). 

So kann im Fall dieser Forschungsarbeit der Diskurs um Flucht und Migration in Polen nicht 

ohne Bezug auf den Einfluss der Europäischen Union bzw. ihrer Regeln und Richtlinien auf 

den Nationalstaat Polen sowie ihre anderen Mitgliedstaaten gesehen werden. Auch der 

gegenüber Polen erhobenen Vorwurf der Verletzung der Rechtsstaatlichkeit und der damit 

verbundene Konflikt mit der Europäischen Union beeinflussen den Diskurs.  

 

4.2 Ablauf der Strategieorientierten Diskursanalyse 
Entsprechend Turkowskis und Mikfelds Vorschlag einer Analyse von Diskurswelten wird im 

ersten Schritt der Diskurskontext durch die Analyse der im Untersuchungszeitraum publizierten 

Beiträge der Online-Ausgaben der ausgewählten Tageszeitungen zu Flucht- und 

Migrationsbewegungen von 2015 und 2022 bestimmt. Alle zum Diskurs gehörenden 

politischen Gegenstände werden in diesem Schritt identifiziert. Diese Diskurse werden 

schlussendlich, ähnlich der von ihnen vorgeschlagenen Analyse von Diskurswelten, dargestellt 

bzw. anhand der wesentlichen Konfliktlinien. Im Fall dieser Forschung sind dies 

„Willkommenskultur“ auf der einen und „Abwehrhaltung“ auf der anderen Seite. 

Die vorliegende Strategieorientierte Diskursanalyse wird in mehreren Schritten durchgeführt; 

im Folgenden wird auf das analytische Vorgehen eingegangen. 

 
Bei Diskursanalysen lassen sich drei Hauptarbeitsphasen feststellen:  

1. Zusammenstellung des Datenkorpus  

2. Datenanalyse  

3. Rekonstruktion des Gesamtdiskurses  

(Dunn/Mauer 2014,199) 

Die erste Phase besteht in einer nach thematischer Relevanz zusammengestellten Sammlung 

aus Einzeltexten, die nach „lexikalischen oder inhaltlich-thematischen Kriterien“ (ebd., 199) 

zum Untersuchungsziel passend ausgewählt werden. Die Datengrundlage können, wie weiter 

oben bereits erwähnt, Texte, Medientexte, Dokumente, Bücher, Gesprächsprotolle, Filme; 
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Interviews uvm. sein (vgl. ebd.,199). Je nach Schule bestehen verschiedene Ansprüche an die 

Auswahl dieser Daten. Keller (2004) merkt an, dass bei Textdaten, die als Informationsquelle 

für das zu untersuchende Feld gelten, durchaus von Relevanz ist, möglichst heterogene Daten 

zu verwenden, während es bei der Feinanalyse um die Rekonstruktion der Diskursstrukturen 

geht und damit eine konsistente Datenauswahl zentral ist (vgl. Keller 2004, 84).  

In der zweiten Phase der Datenanalyse wird das Augenmerk meistens auf „sprachlich-

rhetorischen Strukturen“ gelegt (vgl. Jäger 2001, 104ff). Die Auswertung der Daten erfolgt 

durch unterschiedliche qualitative und quantitative Verfahren, sie ist allerdings immer durch 

„einen Prozess interpretativer, hermeneutischer Textauslegung“ gekennzeichnet (vgl. Keller 

2004, 72). Für Diskursanalysen werden meist Techniken der qualitativen Sozialforschung 

eingesetzt wie bspw. die Kodier- und Memostrategie der Grounded Theory (vgl. ebd., 71-77). 

Die Auswertung vorliegender Arbeit orientiert sich an dem Verfahren der Extraktion von Gläser 

und Laudel (2010). Der Begriff Extraktion zielt auf die Bezugnahme der zur Beantwortung der 

Forschungsfrage benötigten Informationen aus den Texten. Dies erfolgt anhand eines 

„Suchrasters“ bzw. Kategoriensystems, das anhand theoretischer Vorüberlegungen konstruiert 

wird. Auch hier liegt der große Vorteil in der Offenheit dieses Konzepts, was bedeutet, dass das 

Kategoriensystem während der Phase der Extraktion angepasst werden kann, insofern sich 

durch die Lektüre von Material neue Kategorien ergeben können. Es ist wichtig, immer wieder 

zu betonen, dass jeder dieser Prozesse, auch das Zusammenfassen der Ergebnisse der 

ausgewerteten Kategorien, durch die subjektive Positionen des/der Forschenden geprägt ist 

(vgl. Gläser/Laudel 2009, 199-202). Das Ergebnis, dass beim Auswerten der Kategorien 

entsteht, ist eine „(…) strukturierte Informationsbasis, die die empirischen Informationen über 

die konstruierten Fälle zusammenfasst“ (ebd., 202). Die Analyse erfolgt im Falle dieser Arbeit 

computergestützt mit dem EDV-Programm maxqda. Schließlich werden die Kategorien zur 

Auswertung herangezogen, um die Forschungsfrage zu beantworten. 

 
4.2.1 Untersuchungszeitraum 

 

Der Untersuchungszeitraum wird bei vorliegender Forschung März-Dezember 2015, sowie 

März-Dezember 2022 umfassen. Diese Auswahl begründet sich aus dem theoretischen 

Vorwissen, dass der Höhepunkt der öffentlichen Diskussionen der ersten Flucht- und 

Migrationsbewegung in den Jahren 2015 bis 2018 stattgefunden hat.  
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Der Beginn der russischen Invasion Ende Februar 2022 datiert den Anfang der zweiten, 

analysierten Fluchtbewegung. Es wurde hier bewusst ein zeitnaher Termin ausgewählt, um die 

Analyse zu starten, da mit dem Beginn des Krieges, und vor allem der Flüchtlingsbewegung, 

eine sehr hohe Präsenz des Themas in den Medien angenommen werden konnte. Es wurde 

zudem auch Wert darauf gelegt, dass der Zeitrahmen der Analyse bei beiden Bewegungen 

insgesamt zehn Monate aufweist. Alles darüber hinaus würde den Zeit- und Ressourcenrahmen 

vorliegender Arbeit übersteigen.  

 

 
4.2.2 Sampling  

Despite the rapid development of internet communication and social media through 
articles and analyses circulating in the public space, the press still plays an important 
role in shaping opinions, setting the agenda, presenting the positions of political actors, 
and shaping the knowledge of opinion leaders (including journalists). (Reinemann 
2004, 864) 

 

Das angeführte Zitat deutet auf die Rolle der Presse als meinungsbildende Akteurin hin. Diese 

Macht in der Formierung der öffentlichen Meinung bzw. als Ort politischer 

Auseinandersetzung ist auch ein wichtiger Grund für die Entscheidung, eine Diskursanalyse 

anhand der transnationalen Tagespresse durchzuführen. Der ursprüngliche Plan war es, zwei 

unterschiedliche Tageszeitungen zu untersuchen – auf der einen Seite ein Qualitätsmedium, auf 

der anderen ein Boulevardmedium. Dieser Plan musste aufgrund der Unzulänglichkeiten der 

polnischen Online-Zeitungsarchive teilweise verworfen werden, weil sich die Boulevard-

Perspektive als nicht zugänglich erwiesen hat. Als Qualitätsmedium für vorliegende Analyse 

wurde Gazeta Wyborcza (GW) gewählt. GW befindet sich im Besitz der Mediengruppe Agora 

S.A. welche auch andere Medien (Radio, Kino, Fernsehen etc.) betreibt. Seit 1989 ist sie die 

erste von der Regierung unabhängige Zeitung Polens, und die Agora-Gruppe gilt als eine der 

bekanntesten und größten Mediengruppen des Landes. Diese Wahl soll einen im Rahmen dieser 

Arbeit möglichst breiten Einblick in das Thema ermöglichen. Es wird angestrebt, ein 

umfassendes Bild der medialen Diskussion über Flucht- und Migrationsbewegungen 

wiederzugeben. GW wurde als Tageszeitung aufgrund der Faktoren Auflagenstärke, Aktualität 

sowie Überregionalität ausgewählt.  

 

4.3 Durchführung der Analyse 
Aufgrund der Fragestellung des Vergleichs öffentlicher Diskurse über Flucht- und 

Migrationsbewegungen in Polen 2015 sowie 2022 wurde im ersten Schritt in den Archiven der 
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Online-Ausgabe von GW nach den Begriffen „Flucht“ und „Migration“ gesucht. Auf Polnisch 

brachte der Begriff „uchodźca“ (Deutsch „Flüchtling“) viele Treffer für zum Kontext der Arbeit 

passendes Untersuchungsmaterial. 

Ein Abonnement der Zeitungen Gazeta Wyborcza (GW) und zunächst auch des 

Boulevardblattes Nasz Dziennik (ND) musste erworben werden, um Zugriff auf die Archive zu 

erhalten und die Detailsuche nach Beiträgen für die Zeiträume März-Dezember 2015 und März-

Dezember 2022 nutzen zu können. Im GW-Archiv erwies sich die detaillierte Suche als 

unkompliziert, da der gesuchte Zeitraum eingegrenzt werden konnte und somit eine exakte 

Suche möglich war. ND hingegen brachte aufwendige Herausforderungen, und es war auch 

nach dem Erwerb eines Abonnements nicht möglich, auf archivierte Artikel zuzugreifen. Aus 

diesem Grund wurde die Boulevardzeitschrift aus der Analyse ausgeschlossen, und die 

Entscheidung getroffen, die Analyse ausschließlich auf die Auswertung der Qualitätszeitschrift 

zu stützen. Um in vorliegender Arbeit den Boulevard zu repräsentieren, wird die Analyse der 

Diskurse um Flucht und Migration im Jahr 2015 von Troszyński und El-Ghamari (siehe Kapitel 

3.1), durch die regierungsfreundliche Gazeta Polska Codzienna herangezogen, unter der 

Prämisse, dass sich die verschiedenen Boulevardzeitschriften inhaltlich nicht signifikant 

voneinander unterscheiden. 

Bei der Detailsuche der Indikatoren aus der GW waren anfangs auch Beiträge von 

Zusatzausgaben der Zeitung: „metro“ und „wysokie obcasy“ vorhanden. Diese wurde der 

Analyse ausgeschlossen, der Blick konzentrierte sich ausschließlich auf die allgemeinen 

Ausgaben der GW, sowie deren lokale Teile, die Beiträge der Gemeinden enthalten.  

Insgesamt wurden im ersten Zeitraum (Mär-Dez. 2015) 1494 Artikel der Analyse unterzogen, 

im zweiten (Mär-Dezember 2022) 1054 Artikel. In der Tabelle im Anhang (S. 93) befindet sich 

die genaue Verteilung der Kategorien; Aussagen wurden im Laufe der Arbeit zusammengefasst 

und wo sie sich überschnitten, in Kategorien zusammengeführt. 

 

4.4 Abhandlung des Kategoriensystems 
Aufgrund des Erkenntnissinteresse, öffentliche Wahrnehmungen und Diskussionen im 

Hinblick auf zwei Flucht- und Migrationsbewegungen im medialen Diskurs Polens 

aufzuarbeiten, lassen sich aufgrund der Forschungsfragen folgende Kategorien und 

Unterkategorien ableiten: 

 
- Kategorie PiS 
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In dieser Kategorie wurden alle Aussagen, die sich auf die (rechts)populistische PiS-Partei 

beziehen, gesammelt. Von Interesse war es, in welcher Form die Partei über Flüchtlinge und 

MigrantInnen sprachlich-rhetorisch verhandelt. 

 
- Kategorie Religion 

Bei dieser Kategorie wurde das Augenmerk auf unterschiedliche, für Polen relevante Faktoren 

in Bezug auf Religion gelegt. Zum einen auf den Katholizismus bzw. die Katholische Kirche 

und deren meinungsbildende Rolle im Diskurs um Flucht und Migration. Zum anderen auf den 

Islam bzw. Muslime, die fälschlicherweise mit TerroristInnen gleichgesetzt werden. Auf die 

Beziehungen der Religionen zueinander wurde ebenfalls ein Augenmerk gelegt. 

o Unterkategorie Islam/Muslime als Bedrohung 

o Unterkategorie Christliches Wir-Gefühl 

 

- Kategorie Fremdenfeindlichkeit 

Als eigene Kategorie umfasst diese fremdenfeindlichen Aussagen und deren Produktion von 

Seiten der Akteure der Kirche, der PiS-Partei, aber auch der Europäischen Union. 

 
- Kategorie Europäische Union 

Diese Kategorie nimmt auf die Rolle der Europäischen Union Bezug und teilt sich nach der 

Strukturanalyse der Aussagen in folgende Unterkategorien: 

o Sicherheitsbedürfnis  

o Migration- und Grenzregime  

o Polens Beziehung zur EU 

Der Fokus liegt hierbei auf der erkenntnisleitenden Frage, welche Rolle die EU als Akteurin im 

Flucht- und Migrationsregime Polens spielt und wie sich dies im öffentlich-politischen Diskurs 

über Flucht und Migration insgesamt niederschlägt. 

 
Schlussendlich wird, nach einem Vorschlag von Turkowski und Mikfeld, als letzte Kategorie 

die binäre Gegenüberstellung von Willkommenskultur – Abwehrhaltung eingeführt. Bei der 

Feinanalyse wurden einiger dieser Kategorien aufgrund ihrer inhaltlichen Nähe und 

Aussagekraft zusammengefasst. Die zunächst vorhandenen, im Verlauf der Analyse als nicht 

aussagekräftig empfundenen Kategorien „UkrainerInnen als FreundInnen“ und „MigrantInnen 

als Problem“ wurden schließlich verworfen. Entsprechend diesem „Suchraster“ bzw. 

Kategoriensystem wurden die Artikel der ausgewählten Tageszeitung analysiert. Hierbei wurde 

die Software maxqda zur Hilfe herangezogen. Wie den Tabellen im Anhang entnommen 
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werden kann, wurde das Kategoriensystem im Laufe des Analyseprozesse erweitert/verändert, 

später auch aufgrund von Überschneidungen zusammengefasst (siehe Anhang, S. 93). Im 

vorliegenden Kapitel wurden ausschließlich jene Kategorien angeführt, die in der folgenden 

Datenauswertung (Kapitel 5) ausführlich beschrieben werden. 

5.Datenanalyse/ Auswertung der Kategorien 

5.1 Religion 
5.1.1 März – Dezember 2015 
In Polen spielt die Religion, und vor allem das Christentum eine wichtige Rolle; der Großteil 

polnischer StaatsbürgerInnen gehört der katholischen Religionsgemeinschaft an. Akteure der 

Katholischen Kirche können den Diskurs um Flucht und Migration daher beeinflussen und 

steuern, auch in einem politischen Sinn. Vor allem ihre Nähe zu rechtskonservativen 

PolitikerInnen, die zu einer Verfestigung traditioneller Werte und einer Marginalisierung 

liberalen Stimmen in öffentlichen Debatten führt, wurde häufig als demokratiebedrohend 

charakterisiert (vgl. Fomina/Kucharczyk 2016, 58–67). 

Aus der Analyse der Tagespresse lässt sich keine einheitliche Positionierung in den Aussagen 

über Flucht und Migration von Seiten der Katholischen Kirche identifizieren. Die analysierte 

GW publiziert eine Vielzahl an Beiträgen von Priestern bzw. über Priester, die durch Gebete 

ein Zeichen für Flüchtlinge setzen wollten Es werden auch kirchliche Appelle an die 

Bevölkerung ausgesprochen, Flüchtlingen und MigrantInnen zu helfen. Solche symbolischen 

Praktiken von Seiten der Kirche zeigen auf, wie man sich in Bezug auf die Prämisse der 

Nächstenliebe verhalten soll. Signifikant bei dieser Kategorie ist, dass bei der Kommunikation 

über Religionen am häufigsten über den Islam diskutiert wurde. Zum einen in Kontext einer 

Anti-Haltung katholischer Priester gegenüber der islamischen Religionsgemeinschaft. Ihre 

fremdenfeindliche Rhetorik ist jener ähnlich, die sie auch bei der rechtspopulistischen PiS-

Partei in Bezug auf andere Religionen findet.  

Wie kann Pater Chwilczyński mit reinem Gewissen in einem Atemzug Andeutungen über 
arbeitsscheue Muslima machen, die gegen das Kreuz kämpfen und im Evangelium festgelegte 
Verpflichtungen gegenüber Bedürftigen haben? (Übers. OS; GW: DYREKTOR RADIA 
RODZINA: BÓJCIE SIĘ UCHODŹCÓW 12/09/2015ii 
 
Priester hetzen im Internet: ‚Es ist notwendig, eine Barriere gegen die muslimische Flut zu 
errichten‘ – schreibt ein Priester, der bei Caritas arbeitet auf Facebook. Und er fügt hinzu: ‚Der 
Papst ist in dieser Angelegenheit nicht unfehlbar.‘ (Übers. OS; GW: „Księża hejtują w sieci“ 
14/09/2015) iii 
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Ängste und Vorbehalte polnischer KatholikInnen gegenüber Flüchtlingen, besonders 

muslimischen, werden bewusst rhetorisch verstärkt. Diese sprachlichen Praktiken der 

Ausgrenzung in Bezug auf ‚Fremde‘ finden sich bei (Rechts)populistInnen europaweit. 

Im politischen Diskurs findet keine sprachliche Trennung von „Muslimen“ und „Islamisten“ 

statt, was zu dem großen Problem führt, dass der Islam als Religionsgemeinschaft als 

‚terroristisch‘ pauschalisiert wird. GW ist in diesem Zusammenhang um einen 

Aufklärungsfaktor bemüht. In den Beiträgen aus diesem Zeitraum wird mehrfach dargelegt, 

dass der Islam nicht mit Terrorismus gleichgesetzt werden darf. Die Islamfeindlichkeit wird in 

vielen Fällen mit der (rechten) Anti-EU- oder Anti-Migrations-Politik verknüpft. In diesem 

Kontext werden mehrfach rechtsradikale Demonstrationen erwähnt, die mit Sprüchen wie 

„Schützen wir Polen vor der Islamisierung!“ (Übers. OS; GW: Nie kierujmy się fobiami 

26/09/2015)iv Hetze, oder auch “hejt” (unter diesem Wort werden fremdenfeindliche Aussagen, 

aber auch Taten verstanden) propagieren wollen. Aufklärende Beiträge weisen auf historische 

Verfehlungen Europas im Hinblick auf die christliche Anti-Haltung gegenüber anderen 

Religionsgemeinschaften hin. Das Christentum wird auch in seiner Widersprüchlichkeit 

kritisiert, indem auf unchristliche Verhaltensweisen hingewiesen wird: 

[…] ein wahrer Christ fragt seinen Mitmenschen in Not nicht nach seinem Glauben, 
sondern leistet die notwendige Hilfe. Er wird ebenso gut Christen wie Muslime, Juden 
oder Flüchtlinge anderer Religionen unterstützen. (Übers. OS; GW:"TAK" DLA 
UCHODŹCÓW 03/07/2015)v 

Symbolischen Handlungen, wie die Aufnahme dreier syrischer Flüchtlingsfamilien durch den 

Papst wird eine große Bedeutung beigemessen. Der Papst gilt in Polen als wichtige Autorität 

und damit auch als Vorbild, wie christliche Nächstenliebe gelebt werden soll. Diese wird jedoch 

gegenüber außereuropäischen Flüchtlingen von der katholischen Glaubensgemeinschaft nicht 

bzw. wenig aufgebracht.  

 

5.1.2März- Dezember 2022 
Angesichts der durch den russischen Angriffskrieg ausgelösten Fluchtbewegung aus der 

Ukraine zeigte die Kirche in Polen ein starkes öffentliches Engagement für die Unterstützung 

der Geflüchteten, sei es im Rahmen von Gebeten und Vernetzungstreffen, sei es durch 

humanitäre Hilfeleistungen. Generell ist der Diskurs im EUropäischen Kontext von einer 

starken Willkommenskultur geprägt, die sich strak von jener im Jahr 2015 unterscheidet. In 

Polen wird sehr stark ersichtlich, dass die kulturelle, vor allem aber die religiöse Nähe zur 

Ukraine einen großen Unterschied in Wahrnehmung der Flucht- und Migrationsbewegung 

macht.  
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Eine als unzureichend empfundene Positionierung des Vatikans in Bezug auf die Unterstützung 

der Ukraine wird kritisiert, vor allem wird Kritik an einem ausbleibenden Besuch des Papstes 

in der Ukraine geübt. Es wird zum einen auf die Wichtigkeit von Diplomatie hingewiesen, auf 

der anderen Seite wird die Erwartung artikuliert, dass sich die Kirche klar zur Unterstützung 

der Ukraine positionieren bzw. dazu aufrufen soll. Solche symbolische Gesten von Seiten der 

katholischen Kirche werden erwartet.  

5.2 PiS 
5.2.1 März – Dezember 2015 
Die Wahl der (rechts)populistischen PiS-Partei zur Regierungsspitze im Oktober 2015 gilt als 

relevantes Ereignis im Kontext von Flucht- und Migrationsthemen. Ein Kennzeichen 

(rechts)populistischer Partei ist das Kreieren eines Freund-Feind-Schemas, zwischen dem 

eigenen Volk und den „Anderen“. Diese Art der Politikführung besteht aus der Ausnutzung von 

gesellschaftlichen Faktoren, die durch historische Wendepunkte, wie den Übergang zur 

Globalisierung, Postfordismus, oder auch der Zurückdrängung des Wohlfahrtstaates entstanden 

sind. Die dadurch entstandene rechtspopulistische Neiddebatte gegenüber ‚Fremden‘ vor allem 

in der gesellschaftlichen Unter- und Mittelschicht, ist für einige europäische Staaten signifikant. 

(Rechts)populistische Bewegungen wie die AfD (Deutschland), die FPÖ (Österreich) oder 

Fratelli d‘ Italia (Italien) verstärken diese Ängste durch ihre (rechts)populistische Propaganda, 

und generieren auf diese Weise WählerInnen. Ist eine solche Partei an der Regierung, 

beeinflusst sie umso stärker den massenmedialen Diskurs. 

In Polen werden hetzerische und fremdenfeindliche Äußerungen, durch die PiS-Partei offen auf 

sämtlichen Kanälen ausgestrahlt, bspw. wurde von einem ehemaligen PiS-Politiker ein 

rassistisches Video auf der Plattform YouTube veröffentlicht. Andere PiS-PolitikerInnen 

nehmen an fremdenfeindlichen Demonstrationen teil. Die Aussage eines Stadtrates, der Nähe 

zur PiS-Partei aufweist, wird heftig kritisiert; dieser Mann bezeichnet einen Flüchtling syrischer 

Herkunft in der Öffentlichkeit als "Ziegenvergewaltiger"(Übers. OS; GW: „Radny Wróbel pod lupą“ 

17/11/15)vi. Andere Aussagen von und über das PiS Lager sind zum Beispiel, „Kaczyński warnt 

vor einer ‚Epidemie‘ von Muslimen.“ (Übers. OS; GW: „Kaczyński straszy epidemią 

muzułmanów.“14/10/2015)vii  

Als linksliberale pro-europäische Zeitung appellieren AutorInnen der GW an VertreterInnen 

der Regierungspartei, diese Propaganda zu beenden. Die gegen Flüchtlinge und MigrantInnen 

gerichtete Haltung der PiS wird in vielen Beiträgen scharf kritisiert.:  

 
Für PiS und ihre Verbündeten ist die Flüchtlingsfrage ein neues Mittel, um Angst vor Fremden, 
dem Verlust der christlichen Kultur, dem Anheizen von Fremdenfeindlichkeit, rassistischen 
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Stimmungen und der anti-deutschen Einstellung, zu schüren. (Übers. OS; GW: „Gra uchodźcami 
w kampanii“10/09/2015)viii 
 

Folgende Beiträge stellen die kritische Haltung der GW gegenüber der PiS-Partei dar: 

 
Wir brauchen jemanden, der Alarm schlägt, wenn PiS die Unabhängigkeit des 
Verfassungsgerichts verletzt, Bürgerrechte einzuschränken versucht oder Hass gegenüber 
Flüchtlingen schürt. (Übers. OS: GW: „Biedroń: Gdzie jest Nowacka?“26/11/2015)ix 

 
Die Rechte hat keine Lösung. Die Abschottung in einem Nationalstaat ist im 21. Jahrhundert 
absurd. Erstens ist es technisch unmöglich, da wir ein globales Dorf sind. Zweitens ist Migration 
in unserem menschlichen Genom verankert. (Übers. OS; GW: „Biedroń: Gdzie jest Nowacka?“ 
26/11/2015)x  

 

Die Thematisierung von Flucht und Flüchtlingen wird von der Partei als Spielball politischer 

Auseinandersetzungen zwischen zwei miteinander konkurrierenden Lagern genutzt wird – es 

herrschte zu dieser Zeit Wahlkampf. Signifikant zeigt sich außerdem der Zusammenhang der 

Rhetorik einer „Diktatur Deutschlands“ über Polen in Bezug auf die Forderung konkreter 

Umverteilungsmaßnahmen von Flüchtlingen, vor der die Bevölkerung geschützt werden muss. 

Die Aussagen der Partei über Flüchtlinge transportieren häufig direkt Rassismus, 

Fremdenfeindlichkeit und Anti-EU-Narrative.  

 
5.2.2 März – Dezember 2022 

Von AutorInnen der GW wird in diesem Zeitraum scharfe Kritik an der PiS-Regierungspartei 

geübt; zunächst aufgrund der mangelnden Organisation systemischer (staatlicher) Hilfe für 

Flüchtlinge aus der Ukraine. Tatsächlich wurde die Organisation der „Solidaritätsbewegung“ 

für ukrainische Flüchtlinge zum Großteil durch die Zivilgesellschaft organisiert und 

koordiniert. Die Presse hält in diesem Zusammenhang kritisch fest, dass, während die Invasion 

Russlands und die damit verbundene Flucht und Migration von UkrainerInnen nach Polen 

keinen überraschenden Faktor darstelle, offenbar keine konstruktive strukturelle Planung für 

diesen Fall von der Regierung vorlag. Auch die als demokratieschädigend geltenden 

Maßnahmen der Regierung werden in diesem Zeitraum kritisiert, vor allem hinsichtlich des 

Eingriffs in die Justiz und der rechtswidrigen Besetzung der Positionen von RichterInnen durch 

regierungsnahe Personen. Mit diesem Thema verbunden ist ebenso die Kritik, dass die Freiheit 

von BürgerInnen durch diese Art von Kontrolle beschnitten werde. Es wird auch das umstrittene 

NGO-Gesetz diskutiert, das eine Zusammenarbeit polnischer Nichtregierungsorganisationen 

mit ausländischen Regierungen oder Organisationen erschweren soll. Das wird auch stark in 

Zusammenhang mit Kontrolle und Einschränkung der Freiheit gebracht. 
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Die Hetze gegenüber LGBTIQ+-Personen wird ebenfalls kritisiert. Zur Veranschaulichung der 

kritischen Stimmung der Regierung gegenüber sei dieser Ausschnitt eines Interviews mit dem 

konservativ-katholischen PiS-Politiker Jaroslaw Kaczyński zitiert: 

 
Er betonte, dass durch die Hilfe, die der Ukraine gewährt wurde, unser Ansehen in der Welt stark 
gestiegen ist. ‚Ohne uns wären die Ukrainer nicht in der Lage gewesen, sich zu verteidigen‘, fügte 
er hinzu. Auf die Frage nach der Zusammenarbeit mit der Ukraine nach ihrem Sieg antwortete 
Kaczyński: ‚Polen bleibt Polen, die Ukraine bleibt die Ukraine. Ich glaube, dass es eine gute 
Zusammenarbeit sein wird. Ich bin dafür, dass wir eng in Mitteleuropa zusammenarbeiten. Ich 
bin dafür, dass die Ukraine der NATO beitritt‘. (Übers. OS; GW: „Polacy są wyrzucani z 
wagonów pierwszej klasy w niemieckich,.. 30/09/2022)xi 

 
Es wird ersichtlich, dass die Regierung durch ihre pro-ukrainische Haltung ihr internationales 

Image verbessern möchte. Das Image Polens als Staat, der sich vehement gegen die Aufnahme 

von Flüchtlingen und MigrantInnen verwahrt, ist in den Hintergrund gerückt. Auf operativer 

Ebene passiert von Seiten der Regierung allerdings wenig: 

 
Alle wollen den Flüchtlingen helfen: gewöhnliche Menschen, Kommunen, 
Nichtregierungsorganisationen. Der Staat hätte sich darauf vorbereiten und diese Hilfe 
koordinieren sollen, aber das tut er nicht – sagt der Abgeordnete Andrzej Sośnierz (Übers. OS; 
GW: „Skoordynujmy pospolite ruszenie“04/03/2022 )xii 
 

5.3 Fremdenfeindlichkeit 
Bei dieser Kategorie galt es ein genaues Augenmerk darauf zu legen, inwiefern sich der 

Charakter der fremdenfeindlichen Aussagen in den Analysezeiträumen voneinander 

unterscheiden. Ein besonderes Interesse galt dem linguistischen Charakter der Aussagen, aber 

auch, ob es Narrative gibt, die in den jeweiligen Zeiträumen als besonders präsent gelten 

können. 

5.3.1 März – Dezember 2015 

In diesem Zeitraum lassen sich folgende Überthemen in Bezug auf „Fremdenfeindlichkeit“ 

zuordnen: 

- Aussagen über außereuropäische Flüchtlinge und MigrantInnen. Die Trennung von 

Flucht und Migration wird im Großteil der Beiträge der GW vorgenommen. Es wird 

kritisiert, dass in der Kommunikation von politischen AkteurInnen keine Trennung der 

Fluchtfaktoren stattfindet, was als sehr problematisch identifiziert wird. 

- Rassistische, antisemitische und antiislamische Äußerungen über Personen, deren 

Herkunftsländer außerhalb Europas liegen. Signifikat ist, dass diese am häufigsten 

gegen Muslima gerichtet sind. Die Häufigkeit dieser Aussagen ist vor allem durch den 
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Anstieg der von rechten Gruppierungen organisierten Kundgebungen und 

Demonstrationen gegeben.  

- Körperliche Gewalt gegen als außereuropäisch wahrgenommene BürgerInnen (nicht 

immer Flüchtlinge oder MigrantInnen) 

Die AkteurInnen, die diese verbale und körperliche Gewalt gegenüber ‚Fremden’ aausüben sind 

Großteils dem rechtsradikalen Eck der polnischen Gesellschaft zuzuordnen, aber auch 

politischen VertreterInnen und Personen, die eine Nähe zur katholischen Gemeinschaft 

aufweisen. Folgender Ausschnitt deutet darauf hin: 
In den Medien läuft eine Diskussion über die Welle des Hasses, die durch das polnische Internet 
geht. Die Quellen des Hasses gegenüber syrischen Flüchtlingen werden von Publizisten und 
Soziologen in der instabilen sozioökonomischen Lage gesucht, die Ängste vor allem Neuen und 
Fremden weckt. Politiker tragen ebenfalls dazu bei, indem sie auf Xenophobie setzen, um 
Wählerstimmen bei Wahlen zu gewinnen, und rechte Medien, die immer bereit sind, die Welt in 
'uns' und 'die Anderen' zu teilen. Aber es gibt noch einen weiteren Faktor, der den Gewaltgrad in 
der öffentlichen Debatte beeinflusst, über den selten gesprochen wird. Dieser Faktor ist der Kult 
des Kampfes und des Krieges. (Übers. OS; GW: Hodowla nienawisci :08/09/2015)xiii 

 

In der rechtspopulistischen Propaganda werden Flüchtlinge direkt als „Zoophile, Vergewaltiger 

oder Terroristen“ (vgl. GW: „DZIŚ ZDAJEMY TRUDNY EGZAMIN“ 25/09/2015)xiv diffamiert, oder 

als „wilde Horden“, die Europa „überfallen“, bezeichnet, und es wird ein hartes Vorgehen 

gegen den Zustrom sowie die Abschiebung von Flüchtlingen gefordert (vgl. GW: "Angole" 

przeciw "ciapatym" 14/10/2015).xv Fremdenfeindliche Propaganda wird sowohl über die 

Massenmedien (Internet/Social Media, Print-Medien, rechte Tagespresse) verbreitet als auch 

unmittelbar an der Öffentlichkeit, etwa bei den bereits erwähnten rechten Demonstrationen und 

Kundgebungen. Xenophobie, Islamophobie und auch Antisemitismus zeigten sich in diesem 

Zeitraum als sehr präsent.  

 

5.3.2 März – Dezember 2022 

Für 2022 hat sich gezeigt, dass fremdenfeindliche Äußerungen und Haltungen vorwiegend auf 

außereuropäische Flüchtlinge und MigrantInnen abzielen, vor allem in Zusammenhang mit 

jenen an der Grenze zwischen Polen und Belarus. Eine Auffälligkeit besteht in der Häufigkeit 

fremdenfeindlicher Aussagen afrikanischen Flüchtlingen gegenüber. Auch Beiträge, die sich 

gegen aus der Ukraine flüchtende außereuropäische Flüchtlinge und MigrantInnen feindselig 

zeigen, konnten identifiziert werden. Einem Beitrag der GW sind die Ergebnisse der durch die 

Stiftung „Afryka Inaczej“ (dt. „Afrika Anders“) durchgeführten Befragung von insgesamt 50 

aus Afrika stammenden und in Polen lebende Personen, die 2022 nach ihren 

Diskriminierungserfahrungen befragt wurden. Dem Report ist zu entnehmen, dass Menschen 
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mit Migrationshintergrund in Polen Diskriminierung in Form von u.a. rassistischer Gewalt und 

gezielter physischer Aggression erfahren (vgl. GW: „Stereotypy wciąż trzymają się mocno“ 

21/10/2022).xvi  

 

5.4 Europäische Union 
Im Rahmen vorliegender Kategorie werden die Ergebnisse der Analyse der Aspekte des Grenz- 

und Migrationsregimes der Europäischen Union vorgestellt. In der Unterkategorie 

Sicherheitsbedürfnis wurde im Speziellen darauf geachtet, welche Faktoren und Ereignisse sich 

auf das erhöhte Sicherheitsbedürfnis in der EU auswirken. Bei der Kategorie Grenz- und 

Migrationsregime werden Aspekte der Untersuchung konkreter Schritte, die von der EU in 

diesem Kontext vorgenommen wurden, analysiert und beschrieben. Die letzte Unterkategorie, 

veranschaulicht die Beziehung zwischen Polen und der EU in den analysierten Zeiträumen. 

 

5.4.1 Sicherheitsbedürfnis 
5.4.1.1 März – Dezember 2015 
Die mit dem Islamistischen Staat (IS) in Verbindung stehenden Terroranschläge in Paris im 

Jahr 2015 führten in der EU zu einer umfangreichen Debatte über die Gewährleistung der 

Sicherheit der EUropäischen Außengrenzen gegenüber einreisenden TerroristInnen Der Islam 

wurde in der Zeit europaweit vermehrt in Verbindung mit Terrorismus gebracht, und ab diesem 

Zeitpunkt wurden Muslime vermehrt als TerroristInnen pauschalisiert. Folgende 

Kurzausschnitte aus dem Untersuchungsmaterial sind geeignet, das Stimmungsbild zu 

veranschaulichen. 

 
Europa wird sich mit einer ernsthaften Debatte darüber konfrontieren müssen, wie man 
Flüchtlingen helfen und Sicherheit in Europa gewährleisten kann, wie man unsere Zivilisation 
retten kann. Aber es ist unwürdig, die Anschläge in Paris mit der Tragödie der Flüchtlinge in 
Verbindung zu bringen. Die Mehrheit dieser Menschen sind Opfer von Terroristen, die nicht nur 
vor Elend fliehen, sondern auch um ihr Leben fürchten. (Übers. OS; GW: „BŁĄD NIE TYLKO 
DYPLOMATYCZNY“17/11/2015)xvii 

 
Nach den Anschlägen in Paris beteiligen sich weitere europäische Länder verstärkt am Kampf 
gegen den Islamischen Staat (IS). Frankreich hat die Anzahl der Luftangriffe erhöht, seit 
Donnerstag bombardieren auch die Briten Syrien, und am Freitag stimmte das deutsche Parlament 
der militärischen Beteiligung zu. (Übers. OS: „Bombardowanie Syrii jest łatwiejsze. Dyplomacja 
jest trudniejsz“ 05/12/2015)xviii 
 

Es gibt nun ein gemeinsames EUropäisches Feindbild: den Islamischen Staat, der in der 

rechtspopulistischen Rhetorik Europas allerdings mit dem Islam im Allgemeinen vermengt 

wird. In Polen löst diese Debatte vermehrt eine Stimmung der Unsicherheit aus, welche die 
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bereits vorherrschende islamfeindliche Stimmung nochmals verstärkt. Dazu gehört auch das 

Misstrauen, dass bei den ankommenden Flüchtlingen hauptsächlich um junge Männer handelt.  

 
Die größten Sorgen der Polen betreffen religiöse und kulturelle Konflikte – 68 Prozent gaben an, 
davor Angst zu haben. Nicht viel weniger – 65 Prozent – fürchten, dass Flüchtlinge zu einem 
Anstieg der Kriminalität beitragen, und 63 Prozent fürchten, dass sie „unser Sozialhilfesystem 
ausnutzen werden“. 59 Prozent der Polen fühlen sich besorgt über die Entstehung von Ghettos in 
unseren Städten, und 58 Prozent fürchten, dass Einwanderer Terrorismus mitbringen. Diese 
Bedenken sind besonders stark bei den jüngsten Befragten und den Bewohnern des ländlichen 
Raums. (Übers. OS; „CZY CHCEMY UCHODŹCÓW“ 08/09/2015)xix 
 

 
In der GW wurden allerdings auch Beiträge publiziert, die auf die Wichtigkeit der Solidarität 

in der EU hinweisen. Hervorgehoben wurde die Bedeutung der NATO, für deren Funktionieren 

es Solidarität innerhalb der EU brauche. Zu diesem Zeitpunkt ist die EU auf der Suche nach 

einer kohärenten Lösung der Asylfrage bereits als gescheitert zu betrachten. 

 

5.4.1.2 März – Dezember 2022 
Im Jahr 2022 wird ersichtlich, dass in Polen ein erhöhtes Sicherheitsbedürfnis in Bezug auf die 

Invasion Russlands in der Ukraine thematisiert wird. Die geografische Nähe Polens zur Ukraine 

und die damit verbundene Furcht vor russischer Spionage können als Faktoren identifizieret 

werden, die die öffentlich adressierten Ängste begründen. Im Kontext der EU wird die Sorge 

eines nuklearen Angriffs Russlands thematisiert. Eine Studie aus diesem Zeitraum befasst sich 

mit den Einstellungen von EuropäerInnen zur Ukrainekrise, die unter anderen zeigt, dass die 

mit der Krise artikulierten Sorgen sich in Ost- und Westeuropa voneinander unterscheiden. An 

Russland angrenzende Länder verspüren eine höhere Sicherheitsbedrohung, konkret geht es 

hierbei um die Angst, Russland könnte seine Aggression auch auf andere Länder ausweiten. In 

Westeuropa zeigt sich ebenfalls die Befürchtung eines potenziellen nuklearen Angriffs 

Russlands, allerdings ist die Besorgnis über ansteigende Energiepreise bedeutender. Die 

Sanktionen gegen Russland heißen die meisten europäischen Länder gut (vgl. GW: „Pokój 

ważniejszy od zwycięstwa?“ 17/06/2022). 

Folgende Zitate geben Einblicke in das Stimmungsbild in Bezug auf die Ängste, die in Polen 

aufgrund des Krieges aufgekommen sind:  

Drei von vier Polen fühlen sich durch den Krieg in der Ukraine bedroht. Fast 40 Prozent 
glauben, dass die Ukraine nach dem Krieg zumindest einen Teil ihres Territoriums aufgeben 
muss. (Übers. OS; GW: „Jest przychylność dla uchodźców, ale najmniejsza od wybuchu wojny 
03/10/2022)xx 

 
75% der Menschen bewerten den Krieg in der Ukraine als Bedrohung für die Sicherheit Polens. 
Dies ist etwas weniger als zu Beginn des Krieges. Im März hatten 85% der Befragten solche 



   
 

 63 

Bedenken, im April waren es 79%, im Mai 73% und im Juni 77%. Seit Juli sind es 75%. (Übers. 
OS; GW: „Jest przychylność dla uchodźców, ale najmniejsza od wybuchu wojny 03/10/2022)xxi 
 
Nach einem Monat Krieg wissen wir wahrscheinlich bereits, welche Strategien sich in der 
Ukraine entfalten. Hoffen wir, dass Biden und Selenskyj gewinnen, denn Putins Plan C ist 
wirklich erschreckend, und über Plan D möchte ich lieber gar nicht erst sprechen. (Übers. OS; 
GW: „Plan B Putina kontra plan A 63iden ai Zełenskiego“ 26/03/2022)xxii 
 

Die artikulierten Ängste stellen allerdings die Solidarität mit der Ukraine nicht in Frage. In 

sämtlichen Beiträgen wird über freiwillige HelferInnen berichtet, die stets die 

Selbstverständlichkeit ihres Einsatzes und ihre Solidarität betonen.  

 

5.4.2 Grenz- und Migrationsregime 
5.4.2.1 März – Dezember 2015 
Die unzureichende Flüchtlingspolitik von Seiten der EU wird 2015 in sehr vielen Beiträgen 

scharf kritisiert. Pläne der EU, wie Flüchtlinge vor allem aus Afrika durch eine eventuelle 

finanzielle Unterstützung ihrer Herkunftsstaaten davon abzubringen wären, den Weg nach 

Europa überhaupt erst anzutreten, werden präsentiert. Jedoch wird diese Auslagerungsstrategie 

der EU auch kritisiert und in der GW vielfach der Vorwurf geäußert, dass die EU unfähig sei, 

Lösungen für die humanitären Krisen in den Erstaufnahmeländern, Türkei oder dem Libanon, 

zu finden bzw. in der Asyl- und Migrationsfragen gemeinsam vorzugehen. 

Von einigen AutorInnen der GW wird die Sorge geäußert, dass die Migrationspolitik der EU 

zu einer erhöhten Anzahl von Flüchtlingen führen werde, die mangels Alternativen (zu einer 

legalen Einreise) auf gefährliche Schleppervarianten zurückgreifen und dadurch insgesamt 

mehr Menschen verunglücken würden. Es wird auch an die EU appelliert, konsequenter und 

schneller zu Lösungen zu gelangen, da sowohl Flucht als auch Migration aufgrund der 

demografischen und wirtschaftlichen Ungleichheit europäischer Staaten sowie zwischen 

Globalem Norden und Süden wegen anhaltender Kriege, aber auch der Auswirkungen des 

Klimawandels weiter steigen werden. Die an den Außengrenzen der EU stattfindenden Gewalt 

an Flüchtlingen und die Tatenlosigkeit der EU wird kritisiert. Spannungen oder auch 

Spaltungen in Europa in Verbindung mit der „Flucht- und Migrationskrise“ werden ebenfalls 

thematisiert. In zahlreichen Beiträgen der GW, wird die Schließung der sogenannten 

Westbalkanroute thematisiert, sowie die gegenseitigen Schuldzuweisungen der 

Mitgliedstaaten, aufgrund des Versagens einer gemeinsamen Migrationspolitik. Der 

Hauptsündenbock im EUropäischen Verständnis, sind allerdings Flüchtlinge und 

MigrantInnen, die zu dieser Spaltung Europas geführt haben sollen. 
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In Polen besteht in diesem Zeitraum in Kontext dazu eine starke Anti- Haltung gegenüber der 

von der EU konzipierten quotierten Verteilung und verpflichtenden Aufnahme von 

Flüchtlingen. Diese Haltung teilt die gesamte Visegrád-Gruppe. 

 
5.4.2.2 März – Dezember 2022 
Anders als 2015 werden 2022 die menschenunwürdigen Verhältnisse an der Grenze zu Belarus 

in einer signifikanten Anzahl in GW-Beiträgen thematisiert. Es wird in diesem Zusammenhang 

auch von Personen außereuropäischer Herkunft berichtet, die an der Grenze physischer und 

psychischer Gewalt ausgesetzt waren. 

 
An der polnisch-weißrussischen Grenze gibt es weitere erschütternde Informationen. Dieses Mal 
bat eine Gruppe von Kurden mit Kindern aus dem Irak um Hilfe. Nach den Informationen, die 
von einem Freiwilligen namens „Mann des Waldes“ über soziale Medien verbreitet wurden – der 
seit langen Flüchtlingen an der polnisch-weißrussischen Grenze hilft – wurde die gesamte Gruppe 
am letzten Montag dank der Bemühungen der Freiwilligen nicht erneut zurückgedrängt. Sie 
gelangten zur Grenzschutzstelle in Połowce. (Übers.OS; GW: 25 push-backów 29/04/2022)xxiii 

 
Der Mann, der am Zaun an der polnisch-weißrussischen Grenze hing und anschließend 
herunterfiel, wurde von den beobachtenden Soldaten verspottet und dann auf die Seite von 
Belarus zurückgebracht. In den sozialen Medien brodelt es weiterhin wegen dieser Situation. 
(Übers. OS; GW: Człowiek zawisł na płocie 14/10/2022)xxiv 

 
Zwar werden solche Push-Backs an der Außengrenze von Seiten der EU strak verurteilt, 

gelichzeitig werden die Staaten an der Außengrenze stark unter Druck gesetzt und auf gewisse 

Weise zu gewaltvollen Maßnahmen des Schutzes der Außengrenze gezwungen. 

Prominenter artikulieren Beiträge der GW Polens Sorge über eine fehlende europäische 

Gegenstrategie bei einer Ausweitung des russischen Angriffs. Es wird die Erwartung einer 

größeren militärischen Unterstützung für die Ukraine kommuniziert, aber auch an den Westen 

appelliert, über diplomatische Lösungsvorschläge zur Eindämmung des Krieges nachzudenken. 

Die Besorgnis über die hohe Abhängigkeit von der russischen Energieversorgung ist ebenso als 

präsentes Thema zu identifizieren. Es besteht zudem auch die Erwartung an die EU, eine pro-

ukrainische Haltung im internationalen Kontext zu vertreten und in dieser Frage europäischen 

Zusammenhalt zu signalisieren. 

 
5.4.3 Polens Beziehung zur Europäischen Union 
5.4.3.1 März-Dezember 2015 
Die Aufnahme von Flüchtlingen und vor allem die von der EU vorgeschlagenen 

Aufnahmequoten werden im Zeitraum von 2015 heftig in der Presse diskutiert. Die Union wird 

als Feindbild inszeniert. Ein stets präsentes Narrativ in diesem Zusammenhang ist, dass die EU 

angesichts der eintreffenden, als „Bedrohung“ konstruierten Flüchtlinge offenbar nicht an der 
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Sicherheit ihrer Mitgliedstaaten interessiert sei. Die Angst, dass eine verpflichtende 

Aufnahmequote keine ausreichende Kontrolle, welche Menschen in die EU einreisen können 

und somit keinen Schutz vor potenziellem Terror bestehe, ist in diesem Kontext präsent. Im 

September 2015 wird beispielweise kritisiert, dass die EU die Aufnahme von Flüchtlingen 

erzwinge, so entsteht das Narrativ eines „Zwangs zur Aufnahme von AsylantInnen“ was dazu 

führt, dass die Europäischen Union zum „inneren Feind“ inszeniert wird. Sprachliche 

Rhetoriken wie „Diktatur Brüssels“ seitens politischer AkteurInnen der PiS werden im Kontext 

zur EU öffentlich instrumentalisiert. Der Begriff „Diktatur“ wird ebenfalls in Zusammenhang 

mit Deutschland verwendet, wodurch angedeutet wird, dass die EU „nach der deutschen Pfeife 

tanzt“: Würde Deutschland nicht die EU dominieren, hätte eine Forderung wie die von den 

Visegrad-Staaten strikt abgelehnte verbindliche Aufnahmequoten von Flüchtlingen nie Form 

angenommen. 

 
5.4.3.2 März – Dezember 2022:  
Polens Beziehung zur EU wurde 2022 im Hinblick auf Flucht und Migration (aus der Ukraine) 

so gut wie gar nicht angesprochen. Jedoch wird in einigen Beiträgen die Befürchtung laut , dass 

der andauernde Konflikt mit den Institutionen der Europäischen Union Polen auf verschiedenen 

Ebenen, vor allem aber auf der wirtschaftlichen, schaden könne: 

  
Vielleicht wird sich Kaczyński bereichern, aber Polen kann durch den Konflikt mit der 
Europäischen Union über 100 Milliarden Euro verlieren. Die Politik der Regierenden schadet dem 
Land. (Übers. OS; GW: „ANTYPOLSKI SABOTAŻ GOSPODARCZY PIS“ 15/10/2022)xxv 
 
„[…] Nein, nur wir und Ungarn. Polen war ein Vorreiter bei der Aktivierung des Verfahrens nach 
Artikel 7 der Verträge zur Einhaltung der Werte der Union. (Übers. OS; GW: ANTYPOLSKI 
SABOTAŻ GOSPODARCZY PIS 25/10/2022)xxvi 

 
 

5.5 Willkommenskultur – Abwehrhaltung 
Nun folgt die Beschreibung der binären Kategorie „Willkommenskultur – Abwehrhaltung“, die 

als Teil der Rekonstruktion des Gesamtdiskurses zu verstehen ist.  

5.5.1 März – Dezember 2015 

Im ersten Zeitraum (2015) werden hauptsächlich Flüchtlinge oder MigrantInnen aus dem 

Nahen und Mittleren Osten oder aus Afrika thematisiert. Im polnischen Diskurs kann eine 

Abwehrhaltung vor allem diesen außereuropäischen Flüchtlingen gegenüber identifiziert 

werden, die von mehrere AkteurInnen (Regierung, Kirche, Teilen der Zivilgesellschaft) 

re/produziert wird. Die analysierte Gazeta Wyborcza publiziert Beiträge, die veranschaulichen, 
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dass es zum einen die moralische Aufgabe der BürgerInnen sei, Menschen, die aufgrund von 

Verfolgung, Krieg oder anderen Notlagen auf Hilfe angewiesen sind, zu unterstützen und 

aufzunehmen. Es zeigt sich hierbei als signifikant, dass die Willkommenskultur einzelner 

Gemeinden in Polen oftmals vorwiegend darin besteht, die Bevölkerung dazu aufzurufen, keine 

Angst vor Fremden zu zeigen. Damit einher geht auch der Appell, durch Demonstrationen zur 

Solidarisierung mit Flüchtlingen ein wichtiges Zeichen zu setzen und Menschen, die nicht aus 

Europa stammen, willkommen zu heißen. Dieses Zeichen wird als sehr wichtig empfunden, vor 

allem, um der konstatierten wachsenden Fremdenfeindlichkeit entgegenzuwirken, und dem 

rechtsradikalen Teil der Gesellschaft, der offenen Xenophobie, der Islamfeindlichkeit und 

physischen Aggressivität Flüchtlingen gegenüber entgegenzuwirken. 

Die Aufnahme vereinzelter Flüchtlingsfamilien wird 2015 stark politisiert. In einigen Beiträgen 

werden die Potenziale des Lehrens und Lernens in einem multikulturellen Umfeld als potenziell 

positive Auswirkung thematisiert. Migration wird generell als Potenzial gesehen, bspw 

aufgrund der alternden Bevölkerung, die wegen der hohen Anzahl an polnischen EmigrantInnen 

in Zukunft zu demografischen Herausforderungen führen werde. Hier zeigt sich auch, dass eine 

(gewollte, kontrollierte) Migration einen wichtigen Bestandteil von nationalen 

Migrationsregimen darstellt, und eine zentrale Dimension der staatlichen Territorialisierung 

bildet (vgl. Marung 2013, 56). Durch die Integration von Flüchtlingen und MigrantInnen 

könnten bspw. die fehlenden Arbeitskräfte im Pflegebereich rekrutiert werden. Es besteht 

allerdings die Annahme, dass Geflüchtete nicht in Polen bleiben wollen, sowohl aufgrund des 

spürbaren Hasses gegenüber AusländerInnen sowie der generellen Stimmung einer Abneigung 

gegen Fremde in Polen. Hinzu komme, dass Polen kein Zielland Flüchtender sei. 

Im Jahr 2015 können einige Akte der Solidarisierung mit Flüchtlingen und MigrantInnen 

festgestellt werden, vor allem gegenüber jenen aus Syrien, aber auch aus der Ukraine. Diese 

Solidarisierung zeigte sich bspw. in der Organisation von Wohltätigkeitskonzerten oder 

Solidaritätsmärschen (letztere oftmals als Gegendemonstrationen zu fremdenfeindlichen 

Manifestationen). In diesen Zeitraum fällt auch der Appell des Papstes an die Gesamtheit der 

KatholikInnen, ein klares Zeichen, ein starkes Symbol der Solidarisierung mit geflüchteten 

Menschen zu setzen. Die Katholische Kirche in Polen zeigt/e jedoch tatsächlich eine sehr 

widersprüchliche Haltung, vereinzelt ist “hejt“ auch auf Bischöfe und Priester zurückzuführen. 

Mit der Abwehrhaltung können die (zu diesem Zeitpunkt noch künftige) Regierungspartei PiS, 

vereinzelt die Kirche, vor allem aber der rechtsradikale, xenophobe, islamfeindliche Teil der 

Gesellschaft, der verhältnismäßig oft in diesem Jahr seine Präsenz auf Demonstrationen zeigt, 

in Verbindung gebracht werden. Auf den zuletzt erwähnten Demonstrationen waren vielfach 
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gewalttätige Gruppen, z.B. „kibole“ (dt. Fußballfans) aktiv, ohne dass die Behörden eingriffen. 

GW weist auf das fehlende Eingreifen der Polizei bei Demonstrationen hin, obwohl eindeutig 

antisemitische Symbole zum Einsatz gekommen waren. Seltener wird über PolitikerInnen 

berichtet, die öffentlich Fremdenhass predigen und daher mit der PiS in Verbindung gebracht 

werden. Fremdenfeindliche Aussagen finden sich auch in jenen, von der PiS als „Diktatur“ 

bezeichneten Kontexten, die im Hinblick auf verpflichtende Aufnahmequoten von Flüchtlingen 

von einem von Deutschland bzw. von der EU ausgeübten politischen Druck/Zwang sprechen. 

In dieser Anti-Haltung gegen Flüchtlingsquoten wird Polen von der Visegrád-Gruppe 

(Tschechien und Slowakei) unterstützt, die sich gemeinsame dagegen wenden. Die Tatsache, 

dass in diesem Zeitraum zwei wahlwerbende politische Lager konträre Positionen in Bezug auf 

die Aufnahme von Flüchtlingen vertreten, befeuert diese Situation zusätzlich. Die im 

öffentlichen Diskurs in den Vordergrund gespielten, emotional aufgeladenen Thematiken von 

Flucht und Migration werden von PolitkerInnen massiv zu ihren Gunsten instrumentalisiert 

In Polen schürt die spätere Regierungspartei PiS Angst vor den „massenweise“ ankommenden 

„muslimischen Flüchtlingen“ und verfolgt in ihrer Strategie das Narrativ, die Bevölkerung 

„beschützen“ zu müssen. Sie übernimmt dabei auch das europaweite Wording in Bezug auf den 

Zuzug von Flüchtlingen und MigrantInnen wie ‚Flüchtlingswelle‘ oder ‚Flüchtlingsstrom‘. Die 

oppositionelle Partei verfolgte dem gegenüber eher die Strategie, auf die Möglichkeit einer 

kontrollierten Aufnahme Geflüchteter hinzuweisen, nicht zuletzt auch, um Polens 

internationales Ansehen zu wahren. In einer Vielzahl an Beiträgen, die auf die gesellschaftliche 

Homogenität Polens hinweisen, wird vor allem darauf hingewiesen, dass viele PolInnen noch 

nie selbst in Kontakt mit Muslimen gekommen sind, und dies wird auch als wichtiger Grund 

ihres Unmutes Muslimen gegenüber gesehen. Deutlich wird jedoch auch, dass eine Aufnahme 

von Flüchtlingen und MigrantInnen, bei denen eine kulturelle Nähe zu Polen angenommen 

wird, wie dies bei UkrainerInnen oder Menschen aus Kasachstan der Fall ist, stark bevorzugt 

wird. 

Auf die moralische Verpflichtung zu helfen, wird oft hingewiesen, die „Angst vor Terror“, die 

mit Blick auf die ankommenden muslimischen Flüchtlinge artikuliert wird, ist allerdings groß. 

Dieses Narrativ ist vor allem auf die Anschläge auf Paris im November 2015 zurückzuführen, 

welche von der radikal-islamistischen IS durchgeführt wurden. PolitikerInnen 

rechtspopulistischer Parteien wie PiS oder Solidarna Polska greifen auf das Narrativ zurück, 

indem sie alle MuslimInnen mit TerroristInnen gleichsetzen. Auf die in Polen vorherrschende 

generelle Islamfeindlichkeit wurde bei der Kategorie Aussagen über Religion ein spezielles 
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Augenmerk gelegt. Hierbei konnte festgestellt werden, dass in Beiträgen, die sich mit Religion 

befassen, oftmals polarisierend über Glaubensrichtungen gesprochen wird.  

GW hat allerdings auch Beiträge zur Wichtigkeit kultureller Vielfalt publiziert, womit 

insbesondere auch religiöse Vielfalt gemeint ist. Die Thematisierung symbolischer Akte wie 

des Besuches von Papst Benedikt XVI in Ländern wie der Türkei und im Libanon ist gezielt an 

die katholische Religionsgemeinschaft gerichtet und soll zu einer Sensibilisierung für andere 

Religionsgemeinschaften führen. Dennoch ist die „Islamisierung“ der Gesellschaft eines der im 

Kontext der Abwehrhaltung am meisten aufgegriffenen Themen. Besonders wird die Furcht 

angesprochen, dass der Islam das Christentum ersetzen könnte oder der Islam – oft mit Blick 

auf die Anschläge in Paris – wird insgesamt als terroristische Bedrohung dargestellt. Selten 

wird zwischen Muslimen und Islamisten unterschieden, wenn auch einige Beiträge 

muslimische Demonstrationen gegen islamistischen Terror thematisieren. Auffällig ist, wie in 

der Kategorie PiS ersichtlich wird, dass es PolitikerInnen und Organisationen gibt, die das 

Narrativ der Islamfeindlichkeit zu ihren politischen Gunsten bzw. zur Verstärkung ihre rechten, 

rechtspopulistischen Ideologien, nutzen. In mehreren Beiträgen wird die Präsenz dieses 

Narratives stark kritisiert und darauf hingewiesen, dass die bestehenden Ängste der 

Bevölkerung damit bloß verstärkt werden.  

 

5.5.2 Februar – Dezember 2022 

Aus den untersuchten Beiträgen 2022 wird ersichtlich, dass die Bevölkerung eine ausgeprägte 

Willkommenskultur gegenüber ukrainischen Flüchtlingen und MigrantInnen pflegte und sich 

mit ihnen ausgeprägt solidarisierte. Der Begriff Willkommenskultur, aber auch die 

Solidarisierung mit ukrainischen Flüchtlingen wird in vielen Artikeln in Zusammenhang mit 

ihrer Unterbringung in privaten Unterkünften oder ihnen zu Verfügung gestellten Hotels oder 

Hilfspunkten gebracht. Einigen Beiträgen ist zu entnehmen, dass die Unterbringung und Hilfe 

für Flüchtlingen von freiwilligen HelferInnen geleistet und durch Hilfsorganisationen 

koordiniert worden ist. Eine staatliche Intervention blieb auf der operativen, aber auch 

strukturellen Hilfsebene weitgehend aus. Im Laufe des Zeitraumes wird ersichtlich, dass die 

Frage aufgeworfen wurde, wie lange eine derart umfassende Willkommenskultur anhalten 

könne. Es wird deutlisch, dass diese offenbar abnahm. Dies zeigte sich vor allem in der 

zunehmenden Präsenz der „kibole“ und anderer fremdenfeindlicher Gruppierungen, die ihren 

Hass nun auch gegen ukrainische Flüchtlinge und freiwillige Hilfeleistende richteten.  

Darüber hinaus werden in GW zahlreiche Beispiele genannt, die aufzeigen, wie Hilfeleistungen 

für ukrainische Geflüchtete, die bereits seit 2014 nach Polen kamen, aussehen bzw. 



   
 

 69 

funktionieren können. Signifikant oft wird das Thema der PESEL-Nummer aufgegriffen, die es 

ukrainischen Flüchtlingen und MigrantInnen ermöglicht, auf legale Weise erwerbstätig zu sein. 

Dazu werden in einigen Beiträgen auch positive Beispiele genannt, die eine erfolgreiche 

Integration von UkrainerInnen veranschaulichen. Die Stiftung „Ashoka“ wird in sämtlichen 

Beiträgen erwähnt, diese unterstütze ukrainische Flüchtlinge und MigrantInnen dabei, am 

polnischen Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Konkret besteht diese Unterstützung in der 

systemischen Vereinfachung bürokratischer Prozesse, rechtlicher Unterstützung, aber auch der 

Vernetzung mit polnischen UnternehmerInnen. Viele Beiträge weisen darauf hin, dass die 

Integration ukrainischer Flüchtlinge wirtschaftliche Vorteile bringe und mehrfach wird 

festgehalten, dass diese auch essenziell für die Bildung einer vielfältigen und solidarischen 

Gesellschaft sei. Die kulturelle Nähe der beiden Länder zueinander wird ebenfalls stets betont, 

und es besteht das Narrativ einer Gemeinsamkeit der Kulturen. Das gemeinschaftliche 

Feindbild, der Aggressor Russland, kann als zusätzlicher Grund für diese Nähe festgestellt 

werden. Oft werden in der GW die Situationen einzelner Personen anhand von Reportagen über 

Familien ukrainischer Herkunft beschrieben, was die Nähe und das Mitgefühl verstärkt. Auch 

sprachlich zeigt sich diese Nähe der Länder zueinander, wie bspw. bei der Schlagzeile: 

„Schwesterliche Hilfe für die Ukraine!“ (Übers. OS; GW: Siostrzana pomoc Ukrainie 

(Siostrzana pomoc Ukrainie, 26/04/2022).xxvii Ein freiwillige Helferin hält fest, „Wir sind 

erschöpft, aber die UkrainerInnen selbst unterstützen uns!“ (Übers. OS; GW: “Ukraińcy dbają 

o wolontariuszy“ 11/04/2022)xxviii. 

Die Abwehrhaltung, die in diesem Zeitraum generell eher als Herausforderung gesehen werden 

kann, ergibt sich vor allem in Verbindung mit der finanziellen Herausforderung, die sich aus 

einer Unterstützung von Einzelpersonen und Hilfsorganisationen ergibt. Hilfeleistungen seitens 

der polnischen Regierung werden nur kurzfristig gewährt oder fehlen überhaupt. Die Rolle der 

Regierung wird in einigen GW-Beiträgen kritisiert, da weder eine Unterstützung von 

Flüchtlingen noch VolontärInnen in entsprechendem Ausmaß (vor allem angesichts der hohen 

Anzahl der in Polen ankommender UkrainerInnen) stattfindet. Sehr breit thematisiert wird die 

Art der Hilfeleistungen, die angeboten werden, sei es im Sinne von monetären 

Spendenaktionen, Sachspendensammlungen oder medizinischen Hilfeleistungen, aber auch 

Privatpersonen, die ihre Wohnungen zur Verfügung stellen. Sorgen der BürgerInnen beziehen 

sich laut GW auf Fragen der Integration ukrainischer Flüchtling in den Arbeitsmarkt sowie in 

das Bildungssystem, aber auch auf die Frage, wie viele UkrainerInnen planen in Polen zu 

bleiben und welche Auswirkung das auf den Wohnungsmarkt haben könnte. Im Hinblick auf 

den Arbeitsmarkt lässt sich die Sorge um Arbeitsplätze und Einkommen erkennen; wie in 
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einigen Beiträgen thematisiert, wird davon ausgegangen, dass die zusätzlichen Arbeitskräfte 

aus ihrer Notlage heraus bereit sind, für einen geringeren Lohn zu arbeiten als Einheimische. 

Bezüglich Bildungssystem gibt es Bedenken, ob das Angebot im Bildungsbereich entsprechend 

Bedarf und Anzahl der ukrainischen SchülerInnen und StudentInnen angepasst wird. Diese 

Sorge äußern vor allem LehrerInnen, aber auch Eltern, die die Frage aufwerfen, wie ihre Kinder 

mit ukrainischen FreundInnen interagieren werden. Ebenso herausfordernd, vor allem für die 

Hilfe leistende Zivilgesellschaft, ist der Rückgang staatlicher Hilfspakete, was zur 

zunehmenden Unsicherheit und Sorge führt, nicht in der Lage zu sein, Flüchtlinge entsprechend 

unterstüzten zu können. Eine signifikante Anzahl der Beiträge verdeutlicht, dass die Integration 

einer so großen Anzahl an Flüchtlingen für Polen mit sozialen, wirtschaftlichen, aber auch 

politischen Fragen in Verbindung gesetzt werden muss. In Zusammenhang damit wird oftmals 

die Frage gestellt, ob Polen dieser Herausforderung entsprechend gewachsen ist. Durch den 

Krieg in der Ukraine ist Polen von Inflation und der damit verbundenen Teuerung von 

Lebensmitteln, aber auch Wohnraum betroffen, wodurch vor allem die ökonomischen Sorgen 

der Bevölkerung verstärkt werden.  

 

5.9 Vergleich der Zeiträume 
Ziel der Analyse ist eine vergleichende Darstellung des Diskurses um Flucht und Migration in 

der polnischen Tagespresse (GW) 2015 und 2022 (Ukrainekrieg). Beide Fluchtbewegungen 

sind auf kriegerische Konflikte und eine instabile Lage in den Herkunftsländern zurückzuführen 

und in beiden Fällen besteht ein legitimes Recht auf Asylgewährung in EUropäischen Ländern. 

Im Jahr 2015 werden Flüchtlingen und MigrantInnen angesprochen, die aus den Kriegsgebieten 

des Nahen und Mittleren Ostens flohen, 2022 geht es um UkrainerInnen, die vor dem russischen 

Angriffskrieg flüchteten. Mit Hilfe der theoretischen Vorarbeit wurde ein Verständnis für jene 

Faktoren generiert, die auf den in Polen geführten Diskurs um Flucht und Migration einwirken 

Das Interesse vorliegender Arbeit ist es, Gründe aufzuarbeiten, warum diese Bewegungen in 

Polen so unterschiedliche Reaktionen auslösen.  

Eine Vielzahl an AkteurInnen formt den Diskurs über Flucht und Migration, und deren 

Beziehungen und Verflechtungen zueinander spielen eine bedeutende Rolle. Polen ist ein 

Mitgliedstaat der Europäischen Union und somit auch Teil ihres Grenz- und 

Migrationsregimes, das, wie vor allem im theoretischen Teil vorliegender Arbeit ersichtlich 

wird, auf widersprüchlichen Werten aufgebaut ist. Es besteht europaweit ein 

demokratiebedrohender Zuwachs an (rechts)populistischen Parteien, deren Instrument eine 

Ideologie der Ausgrenzung ist, welche auf der Schaffung von Narrativen von ‚Uns‘ und ‚den 
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Andern‘ beruht. Den Nährboden dafür bilden die exkludierenden EUropäischen Grenz- und 

Migrationsregime. 

Im Vergleich der beiden Zeiträume wird ersichtlich, dass die EU in Polen mittlerweile als 

„innerer Feind“, gilt, der den Nationalstaat bedrohe. Dieser Aspekt, der auch auf das Versagen 

der Europäischen Union zurückzuführen ist, kohärente Lösungen in der Asyl- und 

Migrationsfrage zu finden und gemeinsam vorzugehen, bestärkt die (rechts)populistische 

Ideologie der Regierungspartei PiS. Bei einem Vergleich der Zeiträume 2015 und 2022 ist eine 

Veränderung in der Wahrnehmung von Flucht und Migration im Diskurs erkennbar. 

Innereuropäische Flucht und Migration wird verstärkt mit einem ‚Wir‘-Gefühl verbunden, 

während außereuropäische Flüchtlinge als bedrohlich konstruiert werden. Es besteht die 

Forderung an die Erstaufnahmeländer die Asylansprüche strengsten zu prüfen. 

Die Religion bzw. Akteure der Katholischen Kirche spielen in Polen bei der Befeuerung dieser 

dichotomen Darstellungen ebenfalls eine bedeutende Rolle. In beiden Zeiträumen ist auch die 

religiöse Zugehörigkeit von Bedeutung. Im Jahr 2015 ist europaweit der Islamische Staat 

aufgrund der Terroranschläge vom November 2015 in Paris das gemeinsame Feindbild. Ab 

diesem Zeitpunkt werden in öffentlichen Diskursen MuslimInnen mit Terroristen assoziiert und 

die Angst vor Terror auf ankommende muslimische Flüchtlinge projiziert. Die Bedeutung der 

Katholischen Kirche bei der Dekonstruktion solcher problematischen Konstruktionen wäre 

wegen ihres hohen Ansehens in Polen groß, jedoch bleiben symbolische Praktiken und 

aufklärende Positionierungen der Kirche weitgehend aus. Es besteht allerdings bereits im Jahr 

2015 ein starkes Engagement für ukrainische Flüchtlinge, die seit 2014 kriegsbedingt aus der 

östlichen Ukraine nach Polen flüchteten. Bei ukrainischen Flüchtlingen und MigrantInnen 

handelt es sich weitgehend um ChristInnen. Bei sprachlichen Praktiken, wie „unsere 

FreundInnen“ oder „unsere Brüder und Schwester“ wird ersichtlich, dass angesichts dieser 

Flucht- und Migrationsbewegung ein starkes ‚Wir‘-bzw. Gemeinsamkeitsgefühl konstruiert 

und empfunden wird. Aus den analysierten Beiträgen des Zeitraumes von 2022 geht hervor, 

dass ebenfalls Kritik an der Katholischen Kirche geäußert wird, insbesondere in Bezug auf 

nationalistische Tendenzen und Diskriminierung gegenüber anderen Religionen. In Polen ist 

zudem eine Nähe der Katholischen Kirche zu konservativen PolitikerInnen identifizierbar. Wie 

Fomina und Kucharzyk (2016) in ihrer Analyse feststellen, führt das zu einer Verfestigung 

traditioneller Werte und einer Marginalisierung liberaler Stimmen in öffentlichen Debatten 

(vgl. Fomina/Kucharzyk, 2016, 58-67). GW als linksliberale, pro-europäische Zeitschrift 

möchte diese Kluft überwinden und publiziert eine Vielfalt an Beiträgen, die kritisch sowohl 

gegenüber den Vertretern der Katholischen Kirche als auch der Regierung sind. 



   
 

 72 

Die PiS-Regierung wird in beiden Zeiträumen stark kritisiert, wenn auch aus unterschiedlichen 

Gründen. Im Jahr 2015 steht die Kritik an PolitikerInnen, die eine Nähe zu PiS aufweisen und 

deren fremdenfeindliche Propaganda im Vordergrund. Die offen ausgelebte fremdenfeindliche 

Propaganda bedient sich antisemitischer, xenophober und islamfeindlicher Wordings, es kann 

somit eine klar politisch rechte bzw. rechtspopulistische Kommunikationslinie festgestellt 

werden.2022 bezieht sich die Kritik an der Regierung auf die fehlende bzw. mangelhafte 

Organisation systemischer Hilfe für Flüchtlinge aus der Ukraine und auf die „Auslagerung“ der 

Verantwortung an die Zivilbevölkerung. Klassisch für (Rechts)populistInnen ist, dass sie in 

ihrer Kommunikation nicht auf Aspekte eingehen, für die sie kritisiert werden, sondern in 

diesem Fall eher die von der Zivilbevölkerung getragene Willkommenskultur ukrainischen 

Flüchtlingen gegenüber dafür instrumentalisieren, ihr internationales Ansehen zu verbessern. 

In der vergleichenden Analyse wird ersichtlich, dass in der öffentlichen Kommunikation über 

Flüchtlinge und MigrantInnen von Seiten politischer AkteurInnen bereits auf eine Art und 

Weise gesprochen wird, die ein Gefühl von Nähe und Distanz produziert. Konkret sind damit 

nicht nur die fremdenfeindlichen Aussagen gemeint, die durch rechtsradikale Subgruppen, die 

VertreterInnen politscher Parteien oder auch VertreterInnen der Kirche getätigt wurden, 

sondern vielmehr geht es auch darum, dass die Fluchtbewegung von 2015 sehr stark mit dem 

Narrativ eines ‚Flüchtlingsproblems‘ in Verbindung gebracht wird. Im Jahr 2022 unterscheidet 

sich die Sprache, die in Bezug auf ukrainische Flüchtlinge und MigrantInnen angewendet wird, 

maßgeblich. Dadurch wird Mitgefühl und Freundschaftlichkeit impliziert Der russische 

Aggressor ist ein gemeinsames Feindbild und damit einher geht die Selbstverständlichkeit der 

Solidarisierung mit dem angegriffenen Land. Hier liegt der große Unterschied zur 

Fluchtbewegung aus dem Nahen und Mittleren Osten über die Westbalkanroute und Afrika, wo 

mehrere Aggressoren, darunter auch der Globale Westen, im Spiel sind. Jedoch werden die 

untragbaren Verhältnisse in den Herkunftsländern nicht auf eine Art diskutiert, die eine Nähe 

mit den Menschen impliziert. Das zeigt zudem auf, dass Migrantinnen aus nicht-europäischen 

Staaten im Grenzgebiet der Europäischen Union unerwünscht sind, während Menschen, die als 

BinnenmigrantInnen angesehen werden oder innereuropäische Flüchtlinge sind, als erwünscht 

kenntlich gemacht werden.  

Der umfassende Diskursstrang zur „Europäische Union“ wird 2015 und 2022 ebenfalls in 

unterschiedlicher Weise diskutiert. Als signifikanter Unterschied kann identifiziert werden, 

dass im Zeitraum von 2015 die Angst vor Terror, vor allem durch den Islamischen Staates, im 

Fokus steht und in Verbindung damit der Schutz der EU-Außengrenzen eine bedeutende Rolle 

spielt. Es besteht die Erwartung an die Europäische Union, diesen Schutz zu gewährleisten. Im 
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Zeitraum 2022 hingegen besteht die Befürchtung, dass sich die Aggression Russlands 

ausweiten könnte. Damit verbunden ist der Appell an die EU, für die militärische Unterstützung 

der Ukraine zu sorgen. Außerdem ist 2022 die Kritik an den menschenunwürdigen 

Verhältnissen an der Grenze zu Belarus stark im Fokus der Beiträge zum Grenz- und 

Migrationsregime der EU. Zum einen wird ein menschenrechtswidriges Vorgehen gegen 

Flüchtlinge und MigrantInnen an den Außengrenzen der EUropäischen Union stark kritisiert, 

zum anderen wird aber die Undurchlässigkeit eben dieser Grenzen zur Gewährleistung von 

„Sicherheit“ in der EU eingefordert und gefördert. Dies betrifft im Besonderen die Staaten an 

der EU-„Außengrenze“ – Polen, Italien oder auch Griechenland. 

In der diskursiven Behandlung der Beziehung von Polen zur Europäischen Union lässt sich eine 

signifikante Veränderung zwischen beiden Zeiträumen feststellen. Im Jahr 2015 wird die von 

der EU vorausgesetzte verpflichtende Aufnahmequote von Flüchtlingen von Polen und den 

anderen Visegrád-Staaten mit dem Argument vehement abgewehrt, dass dies keine zureichende 

Kontrolle erlaube und der Schutz vor potenziellem Terror nicht gewährleistet sei. Diese 

Ablehnung der EU-Asylpolitik führte zu internationalem Aufsehen und einer anspannten 

Beziehung zwischen Polen und der EU. Die Situation entspannt sich im Jahr 2022 angesichts 

der Flucht- und Migrationsbewegung aus der Ukraine, jedoch zeigt sich GW weiterhin besorgt.  

Zusammenfassend kann den Beiträgen entnommen werden, dass im Zeitraum 2015 eine 

Abwehrhaltung, vor allem außereuropäischen Flüchtlingen gegenüber besteht, die von mehrere 

AkteurInnen produziert wird (Regierung, in widersprüchlicher Weise auch die Katholische 

Kirche), aber auch der Europäischen Union, die diese Haltung gewährleistet. Der Begriff 

„Willkommenskultur“ besteht allenfalls in der Bemühung, die Bevölkerung dazu aufzufordern, 

„fremde Kulturen“ zu akzeptieren, und Menschlichkeit und Solidarität geflüchteten Menschen 

gegenüber zu zeigen. Im Jahr 2022 zeigen sich ukrainischen Flüchtlingen gegenüber 

Solidaritätsbekundungen und tatsächliche Willkommenskultur. Die Solidarisierung mit der 

Ukraine sowie die Thematisierung der kulturellen Nähe und des gemeinsamen Feindbildes, 

Russland, spielt in diesem Zeitraum eine bedeutende Rolle. Die Abwehrhaltung gegenüber 

ukrainischen Flüchtlingen ist in diesem Zeitraum eher im Hinblick auf die Herausforderung zu 

verstehen, eine hohe Anzahl ukrainischer Flüchtlinge und MigrantInnen in kurzer Zeit in Polen 

zu integrieren. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die in GW präsentierten 

Diskussionen in den beiden Zeiträumen voneinander unterscheiden, jedoch zeigen sich gewisse 

Tendenzen als beständig und dementsprechend signifikant für den Diskurs um Flucht- und 

Migrationsbewegungen in Polen. 
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6. Zusammenfassung und Ausblick 

Das Ziel vorliegender Analyse war es, den öffentlichen Diskurs um die Flucht- und 

Migrationsbewegungen von 2015 und 2022 in Polen vergleichend darzustellen. Anhand einer 

Strategieorientierten Diskursanalyse nach Turkowski und Mikfeld (2013) wurde die polnische 

Qualitätszeitschrift Gazeta Wyborcza entsprechend dem aufgrund der theoretischen Vorarbeit 

entwickelten Kategoriensystem ausgewertet. Diese Vorarbeit umfasste die Darstellung des 

analytischen Ansatzes zum Verständnis von Migrationsregimen. Dieser Ansatz ermöglicht es, 

die Verflechtung der AkteurInnen des Migrationsregimes Polens sichtbar zu machen. Es wird 

somit erkennbar, wie das Einwirken der EU in Flucht- und Migrationsprozesse den 

Nationalstaat Polen beeinflusst und unter Druck setzt. Es wird in den Kapiteln 2.1 und 2.2 

aufgezeigt, dass das Grenz- und Migrationsregime der Europäische Union kritikwürdig ist, 

denn trotz einiger Fortschritte wie der Einführung integrativer Maßnahmen wie 

Intersektionalität und Anti-Diskriminierung, wurden bei der Aushandlung von Flucht- und 

Migrationsprozessen nur unzureichende Maßnahmen zugunsten von Flüchtlingen und 

MigrantInnen gesetzt. Zudem bietet die EU, kritisch betrachtet, unter den gegenwärtigen 

Bedingungen offensichtlich breiten Raum zur Entfaltung (rechts-)populistischer Strömungen. 

Diese Kapitel behandeln ebenso die humanitäre Krise von 2015 und die (Anti-

)Migrationspolitik der EU. Aufgezeigt wird, wie die Migrationspolitik auf neokolonialistischen 

Werten aufbaut und die Kluft zwischen dem globalen Norden und Süden dadurch verstärkt 

wird. Es wird argumentiert, dass das Migrationsmanagement der EU auf Kosten der 

Erstaufnahme- und Herkunftsländer von Flüchtlingen erfolgt. Der Schengenraum und seine 

Bedeutung für die Konstruktion einer EU-Außengrenze, sowie das entsprechende Grenzregime 

werden beschrieben. Die Überlegungen von Steffi Marung (2013) zur gemeinsamen Grenz- 

und Migrationspolitik der EU werden dargelegt, wobei Marung zwei Dimensionen eines 

politischen Raums betont: die Wahrnehmung des Außen und der transnationalen Ströme sowie 

die Gestaltung und Regulierung des Grenz-Außenraums. Die Beziehung zwischen der EU und 

der Türkei wird kurz skizziert, um den Aushandlungsprozess zwischen der EU und 

Erstaufnahmeländern zu verdeutlichen. Jedoch galt es entsprechend der Forschungsfragen vor 

allem die Gründe für die Unterschiedlichkeit der öffentlichen Diskurse über Flucht und 

Migration 2015 und 2022 in Polen zu identifizieren. Die erste Forschungsfrage FF1 

lautete,Warum lösen diese beiden Flucht- und Migrationsbewegungen von 2015 über die 

Westbalkanroute, im Vergleich zu 2022 aus der Ukraine im öffentlichen Diskurs in Polen 

unterschiedliche Reaktionen aus? samt Unterfrage FF1.1 – Wie beeinflusst die Europäische 

Union diesen Diskurs?  
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Die theoretische Aufarbeitung historischer Aspekte in der Geschichte Polens, die sich auf den 

Diskurs auswirken, stellt einen bedeutenden Teil der Beantwortung dieser Forschungsfrage dar. 

Detaillierte Ausführungen können im Theoretischen Rahmen der Arbeit nachgelesen werden. 

Die relevantesten Aspekte werden hier aufgelistet: Rechtspopulistische PolitikerInnen spielen 

mit bestehenden Ängsten der Bevölkerung und verstärken diese zu ihrem eignen Vorteil. 

RechtspopulistInnen, im Fall Polens die regierende PiS-Partei, nutzen die Gegenüberstellung 

von „eigenem Volk‘ und den ‚Anderen‘/Flüchtlingen, die im Diskurs keine eigene Stimme 

haben, für ihre Propaganda. Zudem ist es ebenfalls ein Teil der rechtspopulistischen Strategie, 

Einzelinteressen als vermeintliche Gemeininteressen auszugeben, was zu einer Spaltung der 

Gesellschaft führt, zumindest aber zu einer Verstärkung schon vorhandener Ängste.  

Die gewählte Untersuchungsmethode der Strategieorientierten Diskursanalyse, die spezifisch 

auf die Untersuchung politischer Diskurse abzielt, verhalf dazu, den Fokus besonders auf 

politische AkteurInnen zu lenken, die diesen Diskurs aus politischen Motiven befeuern, um ihre 

„Ideen gegen konkurrierende Vorstellungen, (…) hegemonial durchzusetzen“ 

(Turkowski/Mikfeld 2014, 40). Die geografische Nähe zur Ukraine bzw. auch zur „(EU-

)europäischen Wir-Gruppe.“ (Benedikt 2004, 67) spielt eine bedeutende Rolle bei der konträren 

Reaktion auf die Flucht- und Migrationsbewegung von 2015 und 2022. Länder außerhalb dieser 

Wir-Gruppe werden auch legislativ weitgehend ausgeschlossen.  

Die restriktive Haltung Polens sowie der gesamten Visegrád- Gruppe gegenüber der Aufnahme 

von Flüchtlingen und MigrantInnen, die einen fortgesetzten Konflikt mit den EU-Institutionen 

sowie eine Schwächung des internationalen Ansehens Polens zur Folge hatte, stellt einen 

weiteren Grund für unterschiedliche Reaktionen auf diese Flucht- und Migrationsbewegung 

dar. Allerdings muss hier festgehalten werden, dass sich Polen von anderen Staaten der 

Visegrád-Gruppe unterscheidet, da es an Belarus grenzt und als Außengrenze der Europäischen 

Union fungieren muss, und somit vermehrt dem Druck des neokolonial organisierten (Anti-

)Migrationsregime der Europäischen Union ausgesetzt ist. Polen wird für seinen restriktiven 

Grenzschutz im internationalen Kontext stark kritisiert, im Endeffekt ist es aber das 

EUropäische Grenzregime, das gewalttätige Pushbacks an seinen Außengrenzen erlaubt und zu 

deren Schutz auch erwartet. Die Beziehung zwischen Polen und der Europäischen Union zeigt 

eine signifikante Veränderung zwischen beiden Zeiträumen. 2015 wurde die von der EU 

geforderte verpflichtende Aufnahmequote von Flüchtlingen von Polen und anderen Visegrád-

Staaten vehement abgelehnt, mit dem Argument, dass dies keine ausreichende Kontrolle oder 

Schutz vor potenziellem Terror bieten würde. Die Situation entspannte sich zwar 2022 aufgrund 

der Flucht- und Migrationsbewegungen aus der Ukraine, jedoch blieben die Bedenken 
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bestehen, wie aus Beiträgen der GW ersichtlich wird. Das Einwirken der EU auf das 

Migrationsregime Polens kann im Sinne der Forschungsfrage F.1.2, Wie werden die beiden 

Migrationsbewegungen in der polnischen Tagespresse, als meinungsbildende Akteurin im 

Migrationsregime dargestellt/interpretiert/eingeschätzt?, als sehr turbulent beschrieben 

werden. 

Eine detaillierte Beantwortung der zweiten Forschungsfrage (F.2), „Wie werden die beiden 

Migrationsbewegungen in der polnischen Tageszeitung, als meinungsbildende Akteurin im 

Migrationsregime dargestellt/interpretiert/eingeschätzt?“, wurde im Zusammenhang mit der 

Auswertung der binären Kategorie Willkommenskultur – Abwehrhaltung bereits gegeben (siehe 

Kaptiel 5.8). Dem gegenüber sollen in diesem Schlusskapitel einige gegenüberstellende 

Schlussfolgerungen gezogen werden. Die Flucht- und Migrationsbewegungen werden in der 

analysierten polnischen Qualitätszeitung GW unterschiedlich diskutiert, was auf Gründe und 

Faktoren zurückzuführen ist, die im Hinblick auf FF1 und FF 1.1 bereits ausführlich dargelegt 

wurden. Die durch die Zeitung repräsentierten Diskussionen bieten für beide Zeiträume einen 

detaillierten Einblick in unterschiedliche Facetten des Themas, sowie Einblicke in die 

Perspektiven der AkteurInnen, die den politischen Diskurs befeuern. Dabei gilt es zu betonen, 

dass die Situation vorwiegend aus der Perspektive einer Qualitätszeitschrift beleuchtet wurde, 

deren Argumentation differenzierter ist als dies bei Boulevardzeitschriften zu erwarten gewesen 

wäre.  

Die  Forschungsfrage FF2 lautete, Welche Unterschiede lassen sich in der Interpretation der 

beiden Migrationsbewegungen erkennen und wie können diese Unterschiede begründet 

werden? 

Anhand der Datenanalyse wird aufgezeigt, dass Personen anderer Kulturen oder 

Religionsgemeinschaften als dem Katholizismus in Polen geringere Akzeptanz finden, 

insbesondere die Islamfeindlichkeit ist signifikant. Rechtspopulistische Narrative, die sich auch 

einer Anti-EU-Haltung bedienen, werden ebenfalls behandelt. Theoretisch wird belegt, dass 

Rechtspopulismus sich durch die dichotome Gegenüberstellung von „Volk“ und Elite sowie 

von „Volk“ und „Anderen“ definiert. Im Rechtspopulismus wird das „Volk“ als homogene 

Gemeinschaft konstruiert, die notwendig gegenüber anderen Gruppen abgegrenzt ist. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich die Diskussionen in den beiden Zeiträumen 

voneinander unterscheiden. Dennoch zeigen sich gewisse Tendenzen als beständig und daher 

als signifikant für den Diskurs über Flucht- und Migrationsbewegungen in Polen. Die Betonung 

der Willkommenskultur gegenüber ukrainischen Flüchtlingen, die Solidarisierung mit der 

Ukraine und die Auseinandersetzung mit nationalistischen Tendenzen und Diskriminierung 
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sind einige der Schlüsselpunkte, die in beiden Zeiträumen präsent sind. Schlussendlich gilt es 

zu betonen, dass es nicht das Ziel einer Diskursanalyse ist, „objektive Wahrheiten“ (Jäger/Jäger 

2007, 15) darzustellen, da dies allein schon aufgrund der Position der Forschenden im Diskurs 

auch gar nicht möglich ist. Die eingenommene Position bzw. persönliche Positionalität 

beeinflussen alle Schritte der Analyse. 

 

Im Folgenden wird anknüpfend an die Ergebnisse der Arbeit ein Ausblick gegeben , der als 

Anreiz für weitere Forschung zu dem Thema gelten will.  Zunächst kann festgestellt werden, 

dass die Situationen in den Herkunftsländern flüchtender Personen komplex sind. Die Aufgabe 

von WissenschaftlerInnen ist es, in Zukunft ein Bewusstsein für diese Komplexität zu schaffen. 

Das Einbeziehen nicht-westlicher Forschender sowie Betrachtungen aus transdisziplinärer 

Perspektive sind Desiderate, die dazu beitragen könnten.  

Dringend erforderlich ist die Einbindung einer Reform des Dublin-Systems in den 

institutionellen EU-Diskurs über Flucht und Migration, da das Dublin-System in seiner 

gegenwärtigen Form rechtliche Bedenken aufwirft und Raum für illiberale Regime schafft, die 

anstelle der rechtsstaatlichen Ordnung treten können. Zudem ist das gegenwärtige System auf 

Kosten der Länder an den Außengrenzen ausgelegt; diese müssen nicht nur als 

Erstankunftsländer fungieren, sondern es werden die Flüchtlinge dazu angehalten, dort um Asyl 

anzusuchen. Damit in Verbindung stehen populistische Auseinandersetzungen und öffentliche 

Diskurse, die häufig in rechtspopulistischen Stimmungen münden. Ein wesentlicher 

Reformpunkt sollte gemäß Heinz Handler (2021) die EUropäische Regelung der Zuständigkeit 

für Asylverfahren und eine Angleichung der Verfahrensregeln sein. Eine mögliche Lösung sieht 

er darin, das Grundprinzip beizubehalten, wonach Asylsuchende im ersten EU-Land, das sie 

betreten, registriert werden müssen, dieses jedoch durch zusätzliche Bestimmungen zu 

ergänzen, die eine gerechte Verteilung von Flüchtlingen auf alle Mitgliedstaaten ermöglichen, 

um die Belastung einzelner Länder zu verringern. Die Regelung zur Erstregistrierung könnte 

durch Verteilungsregel ersetzt werden, die sich nach Größe, wirtschaftlicher Stärke und 

Aufnahmekapazität der einzelnen Länder richtet. Dadurch würde gewährleistet, dass die 

Verantwortung für die Aufnahme und Bearbeitung von Asylanträgen fairer auf alle EU-Länder 

verteilt wird. Das Fehlen von Fairness im derzeitigen System führt zu erheblichen Konflikten 

zwischen den Mitgliedstaaten, was eine Einigung unmöglich macht. Reformprozesse sind 

langwierig, jedoch werden Flucht und Migration aufgrund von Naturkatastrophen sowie 

regionalen und globalen Kriegen weiter zunehmen. 
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Eine weiterführende Analyse der Veränderungen im Diskurs um Flucht- und 

Migrationsbewegungen ist somit unabdingbar, vor allem im Hinblick auf Länder in Osteuropa, 

aber auch jene Länder, die als Außengrenzen der Europäischen Union agieren müssen. Das 

Wachstum von rechtspopulistischen Parteien in der EU, die demokratieschädigend sind, ist zu 

beobachten, da dies mit einer Schwächung der Europäischen Union insgesamt einhergehen 

könnte. Eine weiterführende Diskussion und kritische Betrachtung der Flucht- und 

Migrationspolitik der Europäischen Union ist somit  von besonderer, vordringlicher Relevanz. 
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8. Anhang 

8.1 Abstract 
Diese Forschungsarbeit zielt darauf ab, den öffentlichen Diskurs über Flucht und Migration in 

Polen auf Basis der von Turkowski und Mikfeld (2013) vorgeschlagenen Strategieorientierten 

Diskursanalyse zu analysieren. Der Fokus liegt dabei auf der grundlegenden 

Unterschiedlichkeit dieses Diskurses aus Anlass der Flucht- und Migrationsbewegungen aus 

dem Nahen und Mittleren Osten 2015 einerseits und aufgrund der russischen Invasion aus der 

Ukraine 2022 nach Polen und in die EU andererseits. Dabei wird insbesondere die Frage 

aufgeworfen, in welcher Weise die Beziehung Polens zur Europäischen Union (EU) einen 

binär organisierten Diskurs (Abwehrhaltung gegenüber Flüchtlingen aus Ländern Asiens 

2015, Willkommenskultur gegenüber UkrainerInnen 2022) über Flucht und Migration formt. 

Die Analyse der politischen und diskursiven Rahmenbedingungen zeigt zunächst die 

wachsende politische Herausforderung durch rechtspopulistische Parteien in Europa, 

insbesondere in Osteuropa auf. Die Diskursanalyse, die die liberale, EU-freundliche 

Tageszeitung Gazeta Wyborcza (GW) unterstreicht die Hegemonie fremdenfeindlicher, 

rassistischer, antisemitischer, anti-islamischer sowie gegen den Feminismus und LGBTQ+-

Personen gerichteter Rhetoriken in Polen 2015, während 2022 UkrainInnen als 

(„EUropäische“) FreundInnen generell willkommen geheißen wurden. Die Arbeit 

demonstriert, dass sich 2015 die nationalstaatliche Konstruktion von „Flüchtlingen“ und von 

"Fremdheit als Problem" (Mikroebene) mit einer auf der Konzeption einer neokolonialen 

Flüchtlingspolitik basierten Konstruktion des "Anderen" durch die EU (Makroebene) 

verknüpft. Als Resultat zeigt sich die ungleiche Behandlung von inner- und 

außereuropäischen Flucht- und Migrationsbewegungen bzw. Flüchtlingen/MigrantInnen in 

Polen und in der EU. Einen weiteren Fokus der Arbeit, der theoretisch auf der Erfassung von 

komplexen (Bio-)Politiken als „Regime“ basiert, bildet der als problematisch charakterisierte 

EU-ropäische Umgang mit Flucht und Migration. Dieser ist durch eine widersprüchliche 

Grenz- und Migrationspolitiken gekennzeichnet und diskriminiert als nicht-europäisch 

konstruierte Flüchtlinge und MigrantInnen in menschenrechtlicher Perspektive grundlegend. 
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8.2 Abstract Englisch  
This research aims to analyze the public discourse on flight and migration in Poland using the 

strategy-oriented discourse analysis proposed by Turkowski and Mikfeld (2013). The focus is 

on the fundamental differences in this discourse related to the flight and migration movements 

from the Middle East in 2015 on one hand, and due to the Russian invasion from Ukraine in 

2022 into Poland and the EU on the other. In particular, the question is raised about how 

Poland's relationship with the European Union (EU) shapes a binary-organized discourse 

(defensive stance towards refugees from Asian countries in 2015, welcoming culture towards 

Ukrainians in 2022) on flight and migration. The analysis of the political and discursive 

conditions initially highlights the growing political challenge posed by right-wing populist 

parties in Europe, especially in Eastern Europe. The discourse analysis, which evaluates the 

liberal, EU-friendly newspaper Gazeta Wyborcza (GW) in contrast to tabloid media, 

emphasizes the hegemony of xenophobic, racist, anti-Semitic, anti-Islamic, anti-feminist, and 

anti-LGBTQ+ rhetoric in Poland in 2015, while Ukrainians were generally welcomed as 

"European" friends in 2022. The study demonstrates that in 2015, the national construction of 

"refugees" and "otherness as a problem" (micro-level) was linked to the construction of the 

"Other" by the EU based on the concept of neo-colonial refugee policies (macro-level). As a 

result, unequal treatment of intra-European and extra-European flight and migration 

movements, as well as refugees/migrants in Poland and the EU, is evident. 

Another focus of the study, theoretically based on the understanding of complex (bio)politics 

as "regimes," is the problematic EU-opean approach to flight and migration. This approach is 

characterized by contradictory border and migration policies and fundamentally discriminates 

against refugees and migrants constructed as non-European from a human rights perspective. 
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8.3 Kategoriensystem 
 
Abbildung 1; Codevergabe beide Zeiträume ........................................................................... 89 
Abbildung 2; Subcodevergabe beide Zeiträume ...................................................................... 90 
Abbildung 3; 2015: Codevergabe im Detail ............................................................................ 91 
Abbildung 4; 2015: Subcodevergabe im Detail ....................................................................... 92 
Abbildung 5; 2022: Codevergabe im Detail ............................................................................ 92 
Abbildung 6; Subcodevergabe im Detail ................................................................................. 93 
 
 
 

  Dokumente Prozent 

Integration 68 6,06 

Visegrad 11 0,98 

Aussagen von und über PiS 89 7,93 

Aussagen der Kirche 50 4,45 

Aussagen über Fremdheit 160 14,25 

EU 22 1,96 

Solidarisierung 174 15,49 

UkrainerInnen als FreundInnen 12 1,07 

Aussagen über Religion 31 2,76 

EU als Bedrohung 2 0,18 

Flüchtlinge 208 18,52 

Migration 16 1,42 

innerhalb Europas 5 0,45 

außerhalb Europas 98 8,73 

unerwünscht 12 1,07 

erwünscht 6 0,53 

Abwehrhaltung 267 23,78 

Willkommenskultur 352 31,34 

DOKUMENTE mit Code(s) 1068 95,10 

ANALYSIERTE DOKUMENTE 1123 100,00 

 
Abbildung 1; Codevergabe beide Zeiträume 

 

 
EU Dokumente Prozent 
Sicherheitsbedürfnis 93 8,28 
Polen-EU-Beziehung 27 2,40 
Grenz- und MIgrationspolitik 149 13,27 
DOKUMENTE mit Code(s) 223 19,86 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 1123 100,00 
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Solidarisierung Dokumente Prozent 
2015 27 2,40 
Ukraine 190 16,92 
DOKUMENTE mit Code(s) 207 18,43 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 1123 100,00    
   

Aussagen über Religion Dokumente Prozent 
als Feindbild 4 0,36 
Islam 53 4,72 
DOKUMENTE mit Code(s) 54 4,81 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 1123 100,00    
   

Flüchtling Dokumente Prozent 
"schlechter" Flüchtlinge 15 1,34 
"guter" Flüchtling 14 1,25 
DOKUMENTE mit Code(s) 16 1,42 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 1123 100,00    
   

Migration Dokumente Prozent 
Migration aus ökonomischen Gründen 32 2,85 
Migration als Problem 5 0,45 
Migration als Potenzial 17 1,51 
DOKUMENTE mit Code(s) 47 4,19 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 1123 100,00 

 
Abbildung 2; Subcodevergabe beide Zeiträume 

 
  Dokumente Prozent 
Integration 0 0,00 
Visegrad 8 1,52 
Aussagen von und über PiS 51 9,66 
Aussagen der Kirche 37 7,01 
Aussagen über Fremdheit 134 25,38 
EU 15 2,84 
Solidarisierung 48 9,09 
UkrainerInnen als FreundInnen 0 0,00 
Aussagen über Religion 28 5,30 
EU als Bedrohung 2 0,38 
Flüchtlinge 193 36,55 
Migration 12 2,27 
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innerhalb Europas 2 0,38 
außerhalb Europas 55 10,42 
unerwünscht 12 2,27 
erwünscht 6 1,14 
Abwehrhaltung 143 27,08 
Willkommenskultur 111 21,02 
DOKUMENTE mit Code(s) 523 99,05 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 528 100,00 

 
Abbildung 3; 2015: Codevergabe im Detail 

 
EU  Dokumente Prozent 
Sicherheitsbedürfnis 66 12,50 
Polen-EU-Beziehung 21 3,98 
Grenz- und MIgrationspolitik 103 19,51 
DOKUMENTE mit Code(s) 153 28,98 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 528 100,00    
   

Solidarisierung Dokumente Prozent 
2015 23 4,36 
Ukraine 26 4,92 
DOKUMENTE mit Code(s) 43 8,14 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 528 100,00    
   

Aussagen über Religion Dokumente Prozent 
als Feindbild 4 0,76 
Islam 52 9,85 
DOKUMENTE mit Code(s) 53 10,04 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 528 100,00 

   
   
Flüchtlinge Dokumente Prozent 
"schlechter" Flüchtlinge 7 1,33 
"guter" Flüchtling 6 1,14 
DOKUMENTE mit Code(s) 8 1,52 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 528 100,00 

   
   
   
Migration Dokumente Prozent 
Migration aus ökonomischen Gründen 21 3,98 
Migration als Problem 5 0,95 
Migration als Potenzial 11 2,08 
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DOKUMENTE mit Code(s) 32 6,06 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 528 100,00 

 
Abbildung 4; 2015: Subcodevergabe im Detail 

 
 

  Dokumente Prozent 
Integration 68 11,43 
Visegrad 3 0,50 
Aussagen von und über PiS 38 6,39 
Aussagen der Kirche 13 2,18 
Aussagen über Fremdheit 26 4,37 
EU 7 1,18 
Solidarisierung 126 21,18 
UkrainerInnen als FreundInnen 12 2,02 
Aussagen über Religion 3 0,50 
Flüchtlinge 15 2,52 
Migration 4 0,67 
innerhalb Europas 3 0,50 
außerhalb Europas 43 7,23 
unerwünscht 0 0,00 
erwünscht 0 0,00 
Abwehrhaltung 124 20,84 
Willkommenskultur 241 40,50 
DOKUMENTE mit Code(s) 545 91,60 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 595 100,00 

 
Abbildung 5; 2022: Codevergabe im Detail 

 
 

EU  Dokumente Prozent 
Sicherheitsbedürfnis 27 4,54 
Polen-EU-Beziehung 6 1,01 
Grenz- und MIgrationspolitik 46 7,73 
DOKUMENTE mit Code(s) 70 11,76 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 595 100,00    
   

  Dokumente Prozent 
2015 4 0,67 
Ukraine 164 27,56 
DOKUMENTE mit Code(s) 164 27,56 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 595 100,00    
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Aussagen über Religion Dokumente Prozent 
als Feindbild 0 0,00 
Islam 1 0,17 
DOKUMENTE mit Code(s) 1 0,17 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 595 100,00    
   

Flüchtlinge Dokumente Prozent 
"schlechter" Flüchtlinge 8 1,34 
"guter" Flüchtling 8 1,34 
DOKUMENTE mit Code(s) 8 1,34 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 595 100,00    
   

Migration Dokumente Prozent 
Migration aus ökonomischen Gründen 11 1,85 
Migration als Problem 0 0,00 
Migration als Potenzial 6 1,01 
DOKUMENTE mit Code(s) 15 2,52 
DOKUMENTE ohne Code(s) 580 97,48 
ANALYSIERTE DOKUMENTE 595 100,00 

 
Abbildung 6; Subcodevergabe im Detail 
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8.4 Endnoten 
 

i  
"Zamknąć granice, zatrzymać i deportować tą dzicz najeżdżającą na Europę!".  
 
ii Jak ks. Chwilczyński może z czystym sumieniem na jednym oddechu snuć insynuacje o muzułmanach 
nierobach, walczących z krzyżem i ewangelicznych powinnościach wobec potrzebujących?  
 
iii „Księża hejtują w sieci "Potrzeba mobilizacji, by postawić tamę muzułmańskiemu zalewowi" - pisze na 
Facebooku ksiądz pracujący w Caritasie. I dodaje: "Papież w tej sprawie nie jest nieomylny"  
 
iv "Uchrońmy Polskę przed islamizacją!"  
 
v „(…)mogą równie skutecznie wspierać chrześcijan, muzułmanów, żydów czy uchodźców wyznających 
jakąkolwiek inną religię. Prawdziwy chrześcijanin nie pyta bliźniego w potrzebie o jego wiarę, tylko niesie 
niezbędną pomoc.“ 
 
vi "gwałcicielami kóz“ 
 
vii „Kaczyński straszy epidemią muzułmanów.“ 
 
viii „Dla PiS i jego sojuszników sprawa uchodźców to nowe paliwo do straszenia obcymi, zanikiem 
chrześcijańskiej kultury, podsycania ksenofobii, rasistowskich nastrojów i grania na antyniemieckiej nucie.“ 
 
ix Potrzebujemy kogoś, kto będzie bił na alarm, kiedy PiS narusza niezależność Trybunału Konstytucyjnego, 
próbuje ograniczać swobody obywatelskie czy podsyca nienawiść do uchodźców. 
 
x Prawica nie ma żadnego rozwiązania. Zamykanie się w państwie  
narodowym jest absurdalne w XXI w. Po pierwsze, to technicznie  
niemożliwe, bo jesteśmy globalną wioską. Po drugie, w naszym  
ludzkim genomie jest wpisana migracja 
 
xi „Podkreślił, że dzięki pomocy udzielonej Ukrainie nasza pozycja na świecie bardzo wzrosła. -Bez nas 
Ukraińcy nie byliby w stanie się obronić - dodał. Pytany po zakończeniu wystąpienia, jak będzie wyglądała 
współpraca z Ukrainą po jej zwycięstwie, Kaczyński odpowiedział: - Polska pozostanie Polską, Ukraina 
Ukrainą. Wierzę, że to będzie dobra współpraca. Jestem za tym, żebyśmy blisko współpracowali w Europie 
Środkowej. Jestem za tym, by Ukraina weszła do NATO. Ale chcemy też prawdy o Wołyniu“ 
 
xii Wszyscy chcą pomagać uchodźcom: zwykli ludzie, samorządy, organizacje pozarządowe.  
Państwo powinno było się przygotować i koordynować tę pomoc, ale tego nie robi - mówi  
poseł Andrzej Sośnierz. 
 
xiii „W mediach trwa dyskusja na temat fali hejtu, która przeszła przez polski internet. Źródeł nienawiści do 
uchodźców z Syrii publicyści i socjolodzy szukają w niestabilnej sytuacji społeczno-ekonomicznej, która budzi 
lęk przed wszystkim, co nowe i obce. Swoje dokładają politycy, którzy na ksenofobii chcą ukręcić głosy 
wwyborach, i prawicowe media, zawsze skore do dzielenia świata na swoich i obcych. Ale jest jeszcze jeden  
czynnik wpływający na poziom przemocy w debacie publicznej, o którym rzadko się wspomina. Jest nim kult 
walki i wojny.“  
 
xiv "To nie uchodźcy, tylko zoofile, gwałciciele i terroryści"  
 
xv  
"Zamknąć granice, zatrzymać i deportować tą dzicz najeżdżającą na Europę!".  
 
xvi Mam dość duże szczęście jako ekspat, ale wszystko jest tutaj wyzwaniem: komentarze, spojrzenia, bycie 
obserwowanym, ta ciągła forma nękania, ciągła konieczność czujności i bycia w gotowości 
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Nie zliczę ile razy zostałem zmuszony, by bronić się na ulicy. Na przystanku autobusowym ktoś do mnie coś 
mówił, nie rozumiałem, o co chodzi. Zostałem popchnięty i uderzony, inni ludzie to ignorowali. 
 
Facet mnie uderzył w klatkę piersiową i powiedział "Spier***aj stąd, Murzynie, Kaczyński niech Was zabiera 
razem z tą pandemią" (Stereotypy wciąż trzymają się mocno, S. 1) übersetze auf deutsch bitte 
 
xvii „Z pewnością Europę czeka poważna debata o tym, jak pomóc uchodźcom i jak zapewnić bezpieczeństwo w 
Europie, jak ocalić naszą cywilizację, ale łączenie zamachów w Paryżu z tragedią uchodźców jest niegodne. 
Większość tych ludzi to ofiary terrorystów, które uciekają nie tylko przed nędzą, ale także w obawie o życie.“  
 
 
xviii „Po zamachach w Paryżu kolejne państwa europejskie mocniej angażują się w wojnę z Państwem Islamskim 
(PI). Francja zwiększyła liczbę nalotów, od czwartku Syrię bombardują Brytyjczycy, w piątek parlament 
niemiecki zgodził się udzielić wojskowego“  
 
xix „Największe obawy Polaków dotyczą zagrożenia konfliktami na tle religijnym i obyczajowym - 68 proc. 
przyznało, że się ich boi. Niewiele mniej - 65 proc. - lęka się, że uchodźcy przyczynią się do wzrostu 
przestępczości, a 63 proc. - że "będą pasożytować na naszym systemie opieki społecznej". Na myśl o gettach w 
naszych miastach niepokój czuje 59 proc. Polaków, 58 proc. się lęka, iż imigranci przywiozą do nas terroryzm. 
Te obawy najsilniejsze są wśród najmłodszych i mieszkańców wsi.“  
 
xx Trzech na czterech Polaków czuje się zagrożonych wojną w Ukrainie. Blisko 40 proc. przewiduje, że po wojnie 
Ukraina będzie musiała zrezygnować przynajmniej z części swojego terytorium.  
 
xxi 75 proc. ocenia, że wojna w Ukrainie zagraża bezpieczeństwu Polski. To nieco mniej niż na początku wojny. 
W marcu takie obawy miało 85 proc. badanych, w kwietniu 79 proc., w maju 73 proc., w czerwcu 77. Od lipca 
75 proc. Lęk, że sytuacja w Ukrainie zagraża Polsce, deklarują częściej starsi badani (w wieku 65 lat lub 
więcej), biorący częściej udział w praktykach religijnych oraz osoby o poglądach prawicowych.  
 
xxii Po miesiącu wojny wiemy już chyba, jakie strategie rozgrywają się w Ukrainie. Miejmy nadzieję, że Biden i 
Zełenski wygrają, bo plan C Putina jest naprawdę straszny, a o planie D wolałbym w ogóle nie wspominać.  
 
xxiii Z granicy polsko-białoruskiej dochodzą kolejne wstrząsające informacje. Tym razem o pomoc  
błagała grupa Kurdów z Iraku z dziećmi. Z informacji, jakie przekazał jeden z wolontariuszy, który funkcjonuje 
na portalach społecznościowych jako "Człowiek lasu" - a który od dawna niesie pomoc uchodźcom na granicy 
polsko-białoruskiej, wynika, że w ostatni poniedziałek cała grupa dzięki staraniom wolontariuszy nie została 
poraz kolejny pushbackowana. Trafiła do placówki Straży Granicznej w Połowcach  
 
xxiv Mężczyzna, który zawisł na płocie na polsko-białoruskiej granicy, a potem z niego spadł, z czego naśmiewali 
się obserwujący sytuację żołnierze, został cofnięty na Białoruś. W sieci wciąż wrze.  
xxv Może Kaczyński się wyżywi, ale Polska przez konflikt z Unią Europejską może stracić ponad 100 mld euro. 
Polityka rządzących to działanie na szkodę kraju.  
 
xxvi- Nie, tylko my i Węgry. Polska była pionierem, jeśli chodzi o uruchomienie procedury z artykułu 7 traktatów 
dotyczącego przestrzegania wartości Unii.   
 
xxvii „Siostrzana pomoc Ukrainie!“ 
 
xxviii „Jesteśmy zmęczeni, ale sami Ukraincy dają nam wsparcie.“  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


